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Seit dem Ausbruch der Finanzkrise 2008 steht Europa im Zeitalter der Krisen. Nach der 
Finanzkrise, kam die Eurokrise, die je nach Denkschule als Staatsschulden- und/oder 
Leistungsbilanzkrise identifi ziert wurde. Es folgten die Migrationskrise sowie die Coro-
nakrise. Nun ist mit der Ukraine- und Energiepreiskrise eine neue infl ationäre Dynamik 
erreicht. Der Wirtschaftshistoriker Adam Tooze (2022) meint mit dem Begriff  der Poly-
krise, dass sich die Wirkungen der jeweiligen Krisen gegenseitig verstärken. Es ist z. B. 
zu vermuten, dass die verschiedenen ungelösten Krisen jeweils politischen Protest her-
vorrufen. So kam es sowohl nach der Eurokrise, der Migrationskrise, der Coronakrise 
als auch der Energiepreiskrise zu zunehmender politischer Polarisierung. Möglich wäre, 
dass durch die Wirkung aller Phänomene gemeinsam ein Kipppunkt erreicht wird, der 
den Rückhalt für demokratische Parteien im politischen Wettbewerb gefährdet.

Viele der heute relevanten Krisenphänomene lassen sich als ungelöstes Koordinierungs-
problem beschreiben. Neben der langfristig besonders bedrohlichen Klimakrise, für de-
ren Lösung globale Koordination nötig wäre, ist Europa aktuell von der Energiepreiskrise 
betroff en. Wie in vielen vorherigen Krisen drohen dabei aktuell die klimapolitischen Ziele 
erneut in den Hintergrund gestellt zu werden. Dabei bestünde ein Ansatz für eine gemein-
same Lösung der Energie- und Klimakrise in massiven Investitionen in die Energie- und 
Verkehrswende. Die Finanzierung ist seit der ca. 10-jährigen realen Negativzinsphase 
zum Nulltarif zu haben. Umgesetzt wurde jedoch bisher wenig, auch weil die fi skalpoliti-
sche Architektur Europas die Finanzierung solcher Maßnahmen über Kredite verhindert.

Europa hat sich aus Sorge vor Schuldenkrisen Institutionen geschaff en, die die Kreditauf-
nahme von Staaten und auch Investitionen in die öff entliche Infrastruktur erschweren. Dies 
deutet auf Trade-off s in der Priorisierung der multiplen Krisenbekämpfung hin. Speziell in 
Südeuropa, wo nach der Finanzkrise die Arbeitslosigkeit hoch und das Wachstum nega-
tiv waren, wäre eine nachfragestabilisierende und angebotserhöhende Investitionspolitik 
sinnvoll gewesen. Auch hätten sich die Leistungsbilanzen durch Substitution von Energie-
importen verbessert. Europa entschied sich stattdessen für die Institutionalisierung der 
Sparpolitik. Die von Nordeuropa durchgesetzten hohen Steuersätze verstärkten Ausweich-
verhalten. 2016 wurde der Hafen von Piräus verkauft – an China. Damals behaupteten die 
Befürworter, dass die Sparpolitik auch kurzfristig positive Eff ekte für Produktion und Be-
schäftigung haben könne. Heute wissen wir, dass die Kosten dieser Politik für Produktion, 
Beschäftigung und die politische Glaubwürdigkeit dramatisch unterschätzt worden sind.

Zukünftige Reformen sollten sowohl die Stabilisierungswirkung von Fiskalpolitik als auch die 
Sorge vor Überschuldung aufgrund langfristig gesunkener Finanzierungskosten (Blanchard, 
2023) neu bewerten. Eine neue Prioritätensetzung sollte die Klima- und Energiekrise berück-
sichtigen und den kapazitätsbildenden Eff ekten von Investitionen Rechnung tragen.

Investitionen könnten durch staatliche Kredite aber auch Steuern fi nanziert werden. Auch 
der Sachverständigenrat hat sich in seiner aktuellen Expertise für temporäre Steuererhö-
hungen ausgesprochen. Zudem gibt es verteilungspolitische Gründe für höhere Steuern, 
wenn die Ungleichheit als Problem erkannt wird. Folgt man Piketty (2014), nimmt Un-
gleichheit zu, wenn die Nettorendite r auf Kapitalvermögen größer ist als das Wachstum 
der Durchschnittseinkommen g. In Deutschland betrug die Kapitalrendite im Zeitraum von 
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1995 bis 2020 durchschnittlich 6,8 % (preisbereinigt 5,4 %), während das Bruttoinlandspro-
dukt um durchschnittlich 2,3 % (preisbereinigt 1,0 %) wuchs (Jorda et al, 2019). Wollte man 
die Nettokapitalrendite dem Wachstum der Gesamteinkommen anpassen, bräuchte es ei-
nen Spitzensteuersatz in Höhe von t = (r - g)/r, der die Diff erenz aus Rendite und Wachstum 
besteuert und in Deutschland nach obigem Beispiel etwa 65 % betragen würde.

Stattdessen gibt es eine duale Besteuerung, die die Erträge aus Kapitalvermögen sogar 
niedriger besteuert als die Arbeitseinkommen. Bis in die 1970er Jahre gab es in Europa 
und den USA Spitzensteuersätze bis über 90 %. Im Rahmen der Kapitalverkehrsfreiheit 
und des zunehmenden Steuerwettbewerbs sind solche Steuersätze heute kaum durch-
setzbar. Wie in einem Gefangenendilemma scheinen die Staaten sich darin zu überbie-
ten, niedrige Steuersätze im Wettbewerb um die global fl üchtige Steuerbasis anzubieten. 
In einem solchen Wettbewerb sind progressiven Steuern Grenzen gesetzt. Die Umvertei-
lung nimmt ab, Ungleichheit steigt, Polarisierung nimmt zu. Ob es sinnvoll ist, die aus gu-
ten Gründen staatlich organisierte Umverteilung auf einer internationalen Ebene wieder 
in den Wettbewerb zu stellen und so außer Kraft zu setzen, darf bezweifelt werden (Sinn, 
1997). In ähnlicher Weise investieren Staaten weniger als nötig in die Energiewende, wenn 
dies nicht sinnvoll koordiniert wird; ein simples Markt- und Koordinierungsversagen.

Eine Lesart der Eurokrise ist, dass die Länder der Eurozone darum konkurrieren, ein nied-
riges Preisniveau zu erreichen, den realen Wechselkurse zu reduzieren und Vorteile im 
Standortwettbewerb zu erwirken. Geldpolitik kann dies auf nationaler Ebene nicht ausglei-
chen. Aktive Fiskalpolitik ist ebenfalls nicht vorgesehen. Deutschland hat schon Ende der 
1990er Jahre mit einer kontraktiven Lohnmoderation begonnen, Wettbewerbsfähigkeit in-
nerhalb der neu geschaff enen Eurozone zu erkämpfen. Die Exportüberschüsse betrugen 
von 2004 bis 2021 stets zwischen 5 % und 8 %. Schließlich zeigte die Eurokrise, dass die 
Kontraktionspolitik nicht verallgemeinerbar war. Ohne Expansion der Überschussländer 
verfehlte die Eurozone ihr Infl ationsziel und die Nullzinspolitik wurde zur Ultima Ratio.

Wie kann es in diesem institutionellen Rahmen gelingen, Resilienz gegenüber den 
sich häufenden Krisen zu entwickeln? Eine Lösung könnte darin bestehen, die Ge-
fangenendilemmata aufzulösen und den Ausweg aus den systematischen Krisen zu 
koordinieren. Hierfür bräuchte es handlungsfähige staatliche Akteure, die sich nicht 
im Wettbewerb mit anderen Staaten befi nden, sondern koordinieren. Sollte internati-
onale Kooperation gelingen, könnte der Spielraum z. B. für gemeinsame Investitionen 
in die Energieautonomie steuer- oder fi nanzpolitisch erreicht werden und die Staa-
ten könnten ihre jeweils zugewiesenen Rollen in der Allokations-, Stabilisierungs- und 
Verteilungspolitik ausüben. Verlierer der Transformation könnten durch ein progres-
siveres Steuertransfersystem und eine aktive Fiskalpolitik kompensiert werden. Soll-
ten jedoch eine internationale Koordination misslingen, nationale Regierungen weiter 
um Wohlstand, Finanzmittel, Steuerbasis, Industrien sowie Arbeitsplätze konkurrieren 
und Verlierer nicht kompensiert werden, könnte die zunehmende wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Polarisierung Populisten und Extremisten aller Couleur hervorbrin-
gen. Dies wiederum würde Koordination erschweren. Auf diesem Pfad blieben die Kri-
sen ungelöst und der politische Protest à la „take back control“ dürfte sich verstärken.

Literatur
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nal vertreten. In dieser Einkommensgruppe liegen die Verhaf-
teten mit 47 % über dem Durchschnitt der US-Bevölkerung. 
Die meisten Verhafteten (191) gehören der Einkommensgrup-
pe von 25.000 bis 30.000 US-$ an.

Die Feststellung, dass es sich bei den Verhafteten um An-
gehörige der unteren Hälfte der Mittelschicht (ohne die sehr 
Armen) handelt, deckt sich mit dem Argument, dass die 
rechtspopulistische Bewegung im Wesentlichen von den 
Ängsten getragen wird, die durch den Übergang von einer 
industriellen zu einer postindustriellen Wirtschaft geschürt 
werden (Komlos und Schubert, 2020a). Zu den Quellen dieser 
tiefen Anomie zählen die enorme Ungleichheit, die durch die 
Steuersenkungen für Superreiche verstärkt wurde, die durch 
die Globalisierung verursachten Frustrationen derjenigen, die 
nicht über eine Hochschulausbildung verfügen, und die Res-
sentiments, die durch die Finanzkrise entstanden sind, in der 
vor allem die oberen Schichten der Gesellschaft gerettet wur-
den, während die Mittelschicht ihrem Schicksal überlassen 
wurde (Komlos und Schubert, 2019). Die IT-Revolution ver-
stärkte diese Entwicklung, da sie den Marktwert und die Ver-
dienstmöglichkeiten von weniger ausgebildeten Menschen 
weiter eintrübte. Diejenigen, die in der neuen wissensbasier-
ten Wirtschaft Erfolg hatten und während dieses historischen 
Wandels zu Wohlstand kamen, hatten keinen Grund zur Re-
bellion. Daher ist es nicht verwunderlich, dass sie sich nicht 
am Aufstand beteiligten (Komlos und Schubert, 2020b).

Ex-Fed-Vorsitzender Alan Greenspan (2007), ein glühender 
Verfechter der freien Märkte, erkannte schon früh, dass „man 
die Vorteile des kapitalistischen Marktwachstums nicht oh-
ne die Unterstützung ... praktisch aller Menschen genießen 
kann; und wenn man zunehmend das Gefühl hat, dass die 
Früchte des Kapitalismus ungerecht verteilt werden, wird 
das System nicht bestehen.“ Am 6. Januar 2021 stand das 
System anscheinend nicht sehr fest.

John Komlos, Hermann Schubert  

LMU München, ISM Stuttgart 
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US-Kapitol-Erstürmung

Aufstand der unteren Mittelschicht

Nach der vorherrschenden Meinung stellen die Aufständi-
schen einen typischen Querschnitt der US-Bevölkerung dar. 
Die Verhafteten stammten aus „der Mittelschicht … 40 Pro-
zent wären Geschäftsinhaber oder Angestellte ...“ (Pape und 
Ruby, 2021). Dieser Eindruck wurde dadurch verstärkt, dass 
er – mit einer bemerkenswerten Ausnahme (Frankel, 2021) – 
häufi g zitiert und verbreitet wurde (Pape, 2022; 2021).

Jedoch fand das Einkommen der Aufständischen, eine ent-
scheidende Variable für die Bestimmung des sozioökono-
mischen Status, keine Berücksichtigung. Obwohl es anhand 
der Postleitzahlen der Wohnorte, in denen die 933 Perso-
nen wohnten und die öff entlich zugänglich sind, durchaus 
geschätzt werden kann. Bei denjenigen, die in Großstädten 
lebten, haben wir ihre Adressen nachgeschlagen, um die 
Postleitzahlen der Wohnorte der Verhafteten zu erhalten. Bei 
Personen, die in Kleinstädten lebten, war dies jedoch nicht 
notwendig, da wir davon ausgingen, dass in einer kleinen Ge-
meinde das Durchschnittseinkommen, als Ersatzmaß für das 
Einkommen der Verhafteten zugrunde gelegt werden kann.

Dann verglichen wir die so erhaltene Pro-Kopf-Einkommens-
verteilung der Verhafteten mit derjenigen der US-Bevölke-
rung. Das wichtigste Ergebnis ist, dass zwei Gruppen in der 
Einkommensverteilung der Verhafteten stark unterrepräsen-
tiert sind: die Armen und die Wohlhabenden. Insgesamt leb-
ten nur fünf Aufständische in einer Nachbarschaft mit einem 
Jahreseinkommen von unter 15.000 US-$, obwohl gemäß der 
Einkommensverteilung der gesamten US-amerikanischen 
Bevölkerung 65 der Verhafteten dieser Einkommensgrup-
pe hätten angehören sollen. Dieser enorme Unterschied er-
scheint auf den ersten Blick überraschend, ist aber durchaus 
sinnvoll, da sich arme Menschen die Fahrtkosten für eine 
Reise nach Washington nicht leisten konnten. Ebenfalls auf-
fallend unterrepräsentiert (-39 %) sind diejenigen, deren ge-
schätztes Jahreseinkommen über 50.000 US-$ liegt, obwohl 
die Hälfte der US-Amerikaner ein höheres Einkommen erzielt. 
Zudem gab es nur 13 Verhaftete, die in einer Nachbarschaft 
mit einem durchschnittlichen Pro-Kopf-Jahreseinkommen 
von über 85.000 US-$ lebten. Bei einer Zufallsstichprobe 
von 933 US-Amerikanern würde man jedoch 248 Personen 
erwarten. Dieses Ergebnis weicht eklatant von der US-ameri-
kanischen Einkommensverteilung ab. Im Kontrast dazu ist die 
untere Hälfte der Mittelschicht, d. h. Personen mit einem Ein-
kommen zwischen 20.000 und 50.000 US-$, überproportio-

DOI: 10.2478/wd-2023-0002 
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sind knapp die Hälfte Ehepartner und Kinder, hier liegt der 
Zuwachs sogar bei knapp 90 %. Auch das Steueraufkom-
men hat sich seitdem mehr als verdoppelt, auf inzwischen 
knapp 10 Mrd. Euro im Jahr. Hier wirkt der gleiche Eff ekt 
wie bei der „kalten Progression“ der Einkommensteuer.

Diese Entwicklungen verstärken einen Trend, der schon 
länger bei der Erbschaftsteuer angelegt ist: Belastet 
werden vor allem die „armen Reichen“, die Immobilien 
oder Finanzvermögen bis zu höheren einstelligen Milli-
onenbeträgen erben oder geschenkt bekommen. Da-
bei gibt es meist nur wenige Gestaltungsmöglichkeiten, 
abgesehen von Schenkungen alle zehn Jahre. Bei sehr 
großen Vermögen entstehen dagegen häufi g geringere 
oder gar keine Belastungen. Unternehmen oder Un-
ternehmensbeteiligungen bleiben steuerfrei, wenn die 
Nachfolger das Unternehmen weiterführen. Selbst hö-
here dreistellige Millionenvermögen können im Rahmen 
einer Verschonungsbedarfsprüfung steuerfrei weiter-
gegeben werden, wenn die Nachfolger kein Privatver-
mögen haben. Und es gibt weitere Steuersparmöglich-
keiten, etwa mit Stiftungen. Insoweit ist eine deutliche 
Erhöhung der Erbschaftsteuer-Freibeträge sinnvoll. Das 
reduziert die Vorbehalte gegen die Erbschafsteuer und 
vermeidet die Veranlagung von vielen Fällen mit keinem 
oder geringem Aufkommen. Wenn die Vermögensgren-
zen des progressiven Tarifs konstant bleiben, halten 
sich die Mindereinnahmen in Grenzen: Eine Erhöhung 
der Freibeträge um 25 % reduziert das Steueraufkom-
men um 0,6 Mrd. Euro im Jahr, eine Erhöhung um 50 % 
bedeutet Mindereinnahmen von 1,1 Mrd. Euro.

Eine Regionalisierung der Freibeträge, wie sie Bayern 
fordert, ist dagegen schwierig. Soll man sich dabei am 
Ort des Erben oder des Erblassers orientieren, wenn 
verschiedene Länder betroff en sind? Außerdem wird der 
Finanzausgleich komplizierter. Leichter umzusetzen wä-
ren Zu- oder Abschläge der Länder auf die Steuersätze. 
Aber das würde einen Steuerwettbewerb unter den Län-
dern anheizen, der bei der Erbschaftsteuer nicht sinn-
voll ist. Vor allem sollte man im Zuge einer größeren Erb-
schaftsteuerreform die überzogenen Vergünstigungen 
für große Unternehmen und andere Steuerprivilegien 
deutlich reduzieren. Es ließe sich ein deutliches Steuer-
mehraufkommen erzielen, bis zu einer Verdopplung. Da-
mit lassen sich die Freibeträge weiter erhöhen oder die 
Steuersätze senken, wenn das Steueraufkommen nicht 
steigen soll. Eine stärkere Belastung von großen Vermö-
gen durch die Erbschaftsteuer könnte aber auch dazu 
verwendet werden, die hohe Steuer- und Abgabenbe-
lastung der Mittelschichten zu senken.

Stefan Bach  

DIW Berlin 

Erbschaftsteuerreform

Erhöhung der Freibeträge sinnvoll!

Das Jahressteuergesetz 2022 hat kurz vor Weihnach-
ten den Bundesrat passiert. Damit wurden auch die 
Anpassungen bei der Immobilienbewertung für die Erb-
schaftsteuer beschlossen. Bayern konnte keine höhe-
ren Freibeträge zum Ausgleich der höheren Immobilien-
werte erreichen.

Die Wahrnehmung der Reform war etwas schief. Betroff en 
von den höheren Immobilienwerten sind vor allem Ren-
diteobjekte wie Mietwohnhäuser oder Geschäftsgrund-
stücke, sofern die lokalen Gutachterausschüsse keine 
aktuellen Bewertungsparameter bereitstellen. Das betriff t 
zumeist hohe Erbschaften oder Schenkungen, die häufi g 
steuerpfl ichtig werden. Hier ist die Anpassung der veral-
teten Bewertungsparameter dringlich – das Bundesver-
fassungsgericht hat mehrfach eine marktnahe Bewertung 
eingefordert, damit einzelne Vermögensarten nicht sys-
tematisch bevorzugt werden. Normalsterbliche vererben 
Eigenheime oder Eigentumswohnungen, die zumeist mit 
aktuellen Vergleichswerten angesetzt werden. Das be-
deutet aber auch: Hier sind die deutlich gestiegenen Im-
mobilienpreise schon längst bei der Erbschaftsteuer an-
gekommen. In den gehobenen Mittelschichten befürch-
ten daher viele, dass sie ihr Familienvermögen nicht mehr 
erbschaftsteuerfrei weitergeben können. Das ist meistens 
übertrieben, denn es gelten Freibeträge von 500.000 Euro 
für Ehepartner und von 400.000 Euro je Kind und Eltern-
teil. Ein Paar kann also 1,6 Mio. Euro steuerfrei an zwei 
Kinder weitergeben. Mit Schenkungen kann man das al-
le zehn Jahre wiederholen, was Hochvermögende häufi g 
nutzen. Bei normalen Eigenheimen oder Eigentumswoh-
nungen wird es selbst in Ballungsräumen nur dann eng 
mit den Freibeträgen, wenn sie an Ehepartner oder ein 
Kind gehen oder noch weiteres Vermögen vorhanden 
ist. Allerdings wird keine Erbschaftsteuer erhoben, wenn 
Ehepartner oder Kinder die Immobilie selbst nutzen.

Die Erbschaftsteuer-Freibeträge wurden seit 2009 nicht 
mehr erhöht. Zugleich sind die Immobilienpreise seitdem 
um durchschnittlich 50 % bis 70 % gestiegen, in Bal-
lungsräumen wesentlich stärker. Tatsächlich kommen in 
den vergangenen Jahren deutlich mehr Fälle in die Steu-
erpfl icht. Derzeit werden jedes Jahr 40.000 Personen 
mehr zur Erbschaftsteuer veranlagt als vor zehn Jahren, 
das entspricht einem Zuwachs von einem Drittel. Davon 
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ringer. So stiegen die Kaltmieten bis November 2022 im 
Vergleich zum Vorjahresmonat um 1,8 % und die Kaltmie-
ten einschließlich der kalten Wohnnebenkosten um 2,0 %.

Mietende mit Indexmietverträgen drohen doppelt belastet zu 
werden: neben den steigenden Energiekosten auch von ei-
ner deutlich höheren Miete. Die Vorteile der Indexmiete ver-
kehren sich für die Mietenden somit ins Gegenteil gerade in 
angespannten Wohnungsmärkten, wo ihnen die Verhand-
lungsmacht fehlt. So fordert der deutsche Mieterbund die 
Einführung einer Kappungsgrenze bei bestehenden Index-
mietverträgen sowie ein Verbot des Neuabschlusses von In-
dexmieten. Der rot-grüne Hamburger Senat hat eine Bundes-
ratsinitiative zur Begrenzung des Anstiegs von Indexmieten 
beschlossen: Indexmieten sollen auch bei hohen Infl ationsra-
ten um maximal 3,5 % pro Jahr angehoben werden können. 
Dieser Vorstoß fand im Bundesrat jedoch nicht die erforderli-
che Mehrheit. Eine Initiative aus Bayern, die einen Index vor-
sieht, der das Wachstum der Mieten und nicht das Wachstum 
der Infl ation abbildet, befürwortete der Bundesrat dagegen.

Das Mieterhöhungsrecht wird wahrscheinlich nicht bei allen 
Indexmietverträgen angewendet. Doch der Reformbedarf 
ist off ensichtlich. Ein pragmatischer Weg ist eine Obergren-
ze für die jährliche Steigerung der Miete. Ein zweiter Weg ist 
die Umstellung auf einen Mietindex. Bemessungsgrundlage 
könnte der Teilindex für Nettokaltmiete und Wohnungsne-
benkosten im Rahmen des VPI sein, der seit 2020 bereits 
für die Fortschreibung des Wohngeldes herangezogen wird 
(§ 43 Wohngeldgesetz). Die Indexberechnung basiert seit 
2019 auf einer deutlich verbesserten repräsentativen Zu-
fallsstichprobe mit 20.000 Haushalten und wird vom Statis-
tischen Bundesamt zusammen mit dem VPI monatlich ver-
öff entlicht. Bei einer Umstellung wäre die ursprünglich be-
absichtigte Realwertsicherung für Vermietende zwar nicht 
mehr gegeben, aber es wäre eine gute langfristige Lösung 
gefunden, bei der Vermietende wertbeständig Einnahmen 
erzielen können und Mietende vor extremen Doppelbela-
stungen bei hoher Infl ation geschützt sind.

Eine Abschaff ung der Indexmiete ist aufgrund der Vorteil-
haftigkeit und mit Blick auf die Vertragsfreiheit und -vielfalt 
nicht erforderlich. Der Handlungsbedarf bei der Fortschrei-
bung der qualifi zierten Mietspiegel (§ 558d BGB), die eben-
falls auf Basis des VPI erfolgt, ist jedoch wesentlich größer 
als beim Nischenthema Indexmiete. Qualifi zierte Mietspie-
gel sind seit Mitte 2022 in Großstädten verpfl ichtend. Die 
ortsübliche Vergleichsmiete ist die Basis sowohl für die An-
hebung der Mieten in unbefristeten Mietverträgen als auch 
für die Mietpreisbremse. Somit sind qualifi zierte Mietspiegel 
für eine große Mehrheit von Mieterhaushalten maßgeblich.

Philipp Deschermeier, Ralph Henger

Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

Indexmiete

Ja, es besteht Reformbedarf!

Die Indexmiete beim Wohnen stellt eine variable Mög-
lichkeit zur Mietpreisgestaltung im Wohnungsmarkt dar. 
So können die Vertragsparteien „schriftlich vereinbaren, 
dass die Miete durch den vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte in Deutschland bestimmt wird“ (§ 557b BGB). 
Die Regelung existiert bereits seit 1993 und seit 2002, mit 
der Integration des Miethöhegesetzes (MHG) in das BGB, 
in der heutigen Form. Bemessungsgrundlage ist der vom 
Statistischen Bundesamt ermittelte „Preisindex für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland“, 
also der Verbraucherpreisindex Deutschland (VPI).

Eine Steigerung des VPI ermöglicht eine entsprechende 
Mieterhöhung. Die Erhöhung erfordert eine schriftliche 
Erklärung, sie erfolgt nicht automatisch. Eine Änderung 
der Miete über den Standardweg (Mieterhöhung bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete, § 558 BGB) ist bei einem 
Indexmietvertrag nicht mehr möglich, ebenso wenig wie 
die Anwendung der Modernisierungsumlage (§ 559 BGB). 
Änderungen können erst nach zwölf Monaten erfolgen. 
Die Frist ist damit kürzer als bei § 558 BGB, bei dem die 
Miete mindestens 15 Monate unverändert bleiben muss. 

Indexmieten werden beim Wohnen eher selten vereinbart. 
Sie können jedoch für beide Vertragspartner vorteilhaft sein. 
Denn die Planungssicherheit vermeidet eventuelle Diskussi-
onen oder gar Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien. 
Aus Vermietersicht ist eine Indexmiete insbesondere in Pha-
sen hoher Infl ation günstig, da dann die Erhöhungen nicht 
an die ortsübliche Vergleichsmiete der Mietspiegel gebun-
den sind. Hier gilt eine Kappungsgrenze in Höhe von 20 % 
maximaler Mietsteigerung innerhalb von drei Jahren. In an-
gespannten Wohnungsmärkten gilt darüber hinaus eine ab-
gesenkte Kappungsgrenze in Höhe von 15 %.

Für Mietende, insbesondere in Großstädten und Bal-
lungsräumen, waren Indexmieten vor dem Auftreten der 
Infl ation in aller Regel günstiger als reguläre Mietverhält-
nisse, da die Lebenshaltungskosten dort weit weniger 
stark gestiegen sind als die Mieten. 2021 stiegen die Ver-
braucherpreise im Jahresdurchschnitt um 3,1 %, 2022 um 
7,9 %. 2022 gab es damit den stärksten Anstieg seit 1951. 
Die Infl ation ist speziell durch die Energiekosten getrie-
ben. Die Mieten ziehen zwar auch an, aber deutlich ge-
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Kapital binden und entsprechend aus Effi  zienzüber-
legungen Reformen nicht erfolgen dürften oder sogar 
sollten, wenn sie keinen Eff ekt haben. Entsprechend ist 
es wahrscheinlich, dass Reformen der Konjunkturberei-
nigung vordringlich dann angestrebt werden, wenn sich 
dadurch fi skalische Spielräume erhöhen. Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein bieten hierfür aktuelle Beispiele.

Sofern wiederholte Reformen dazu dienen, Ausgaben-
spielräume in der Tendenz in eine Richtung zu verändern, 
deutet sich ein Widerspruch zur verfassungsrechtlichen 
Vorgabe an, konjunkturelle Schwankungen symmetrisch 
zu berücksichtigen. Dieser dürfte auch dann bestehen, 
wenn das abzulösende und das neue Verfahren jeweils für 
sich als symmetrisch gelten. 

Auf Bundesebene gab es seit Einführung der Schulden-
bremse bisher nur vergleichsweise kleine methodische 
Eingriff e in die Potenzialschätzung. Durch die Bindung 
des Schätzverfahrens an das gemeinsame Vorgehen 
auf europäischer Ebene im Rahmen der „Output-Gap-
Working-Group“ des wirtschaftspolitischen Ausschusses 
waren die Möglichkeiten beschränkt, Reformen der Po-
tenzialschätzmethode für die Ausweitung nationaler fi s-
kalischer Spielräume einzusetzen.

Die aktuelle Bundesregierung ist bestrebt, das Poten-
zialschätzverfahren zu evaluieren und gegebenenfalls 
zu reformieren. 2022 wurde vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz ein Beteiligungsprozess ins 
Leben gerufen, über den Vorschläge für alternative Pro-
duktionspotenzialschätzmethoden gesammelt wurden 
(BMWK, 2022; Ochsner et al., 2022). Diese werden derzeit 
in einem Gutachten des IfW Kiel empirisch vergleichend 
gegenübergestellt.1 Sofern größere Reformen der Kon-
junkturbereinigung selten bleiben und transparent ablau-
fen, dürfte das Risiko, gegen die Symmetrievorgabe des 
Grundgesetzes zu verstoßen, begrenzt bleiben. Würden 
nationale Reformen der Potenzialschätzung bzw. Kon-
junkturbereinigung hingegen zur neuen Gewohnheit wer-
den, könnte hier ein Konfl ikt entstehen.

Jens Boysen-Hogrefe  

Kiel Institut für Weltwirtschaft 

1 Der Autor ist Teil des Teams, das das Gutachten bearbeitet.

Konjunkturbereinigung

Symmetrie in Gefahr?

Für den Haushalt 2023 haben die Länder Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein das Konjunkturbereinigungsverfah-
ren einmalig angepasst. Eigentlich wird in beiden Ländern 
der relevante Steuereinnahmetrend anhand der Potenzial-
schätzung in der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 
und der Mai-Steuerschätzung bereits in der ersten Jahres-
hälfte des Vorjahres fi xiert (Deutsche Bundesbank, 2017). 
Die frühzeitige Fixierung soll die Planungssicherheit erhö-
hen. Mit der Herbstprojektion der Bundesregierung gab es 
nun das Kuriosum, dass zwar das reale Produktionspoten-
zial nach unten revidiert wurde, das nominale aber deutlich 
nach oben. Der aus der Herbstprojektion zu ermittelnde 
Steuereinnahmetrend übersteigt den des Frühjahrs deutlich.

Dies haben Niedersachsen und Schleswig-Holstein zum 
Anlass genommen, vom bisherigen Verfahren abzuwei-
chen, und vermutlich dadurch verhindert, eine Notlage 
für die Schuldenbremse feststellen zu müssen, was im 
Gegensatz dazu Nordrhein-Westfalen und Brandenburg 
getan haben. Nun mag eine Änderung im Konjunkturberei-
nigungsverfahren weniger massiv wirken als das Ausrufen 
einer Notlage, doch deutet es auf ein grundsätzliches The-
ma zukünftiger Reformen der Konjunkturbereinigung hin.

Die wiederholte Überprüfung des Konjunkturbereinigungs-
verfahrens ist durchaus geboten, schließlich sollte stets auf 
methodische Neuerungen und andere relevante makro-
ökonomische Veränderungen reagiert werden (können). 
Bei der Beurteilung von Reformen der Potenzialschätzung 
bzw. der Konjunkturbereinigung ist allerdings zu beachten, 
dass mehrere Kriterien relevant sind. Wird nur ein Kriterium 
alleine herangezogen, kann dies zu unplausiblen Ergebnis-
sen führen. Welche Kriterien wie zu gewichten sind, hängt 
letztlich von Werturteilen ab. Die Reform der Konjunktur-
bereinigung fi ndet daher im politischen Raum statt.

Es besteht nun aber das Risiko, dass bei Reformen der 
Konjunkturbereinigung kurzfristige fi nanzielle Spielräume 
als entscheidendes Kriterium herangezogen werden. Zu 
berücksichtigen ist zudem, dass die Vorgaben der Schul-
denbremse kein symmetrisches Neuverschuldungsziel 
darstellen, sondern eine Obergrenze. Sofern die mögli-
che Neuverschuldung als auskömmlich empfunden wird, 
dürfte der politische Reformdruck begrenzt sein, was 
durchweg plausibel ist, da Reformprozesse politisches 
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Baugewerbe in stürmischen Zeiten
Der Koalitionsvertrag der Ampelkoalition sieht 400.000 neu gebaute Wohnungen pro Jahr 
vor. Dieses Ziel wird bis auf Weiteres deutlich verfehlt, trotz des (wieder) eingerichteten 
Bauministeriums. Mittlerweile scheint sich außerdem der Wind auf dem Bau zu drehen, so ist 
die zuvor beobachtete Überauslastung nicht mehr das drängendste Problem: Zinswende und 
steigende Kosten sorgen für eine merkliche Abkühlung. Bis jetzt ist die Frage unbeantwortet, 
ob die bisherigen Anstrengungen, Wohnungen zu bezahlbaren Preisen für alle zu ermöglichen, 
ausreichen oder ob weitere Maßnahmen nötig sind.
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the time being, this target will be missed by a wide margin, despite the (re)establishment of the Ministry of Construction. In the mean-
time, the tide in the construction sector seems to be turning: The previously observed overcapacity is no longer the most pressing 
problem, but rather the turnaround in interest rates and rising costs are causing a noticeable slowdown. Basically, the question remains 
unanswered as to whether the eff orts made so far to provide housing at aff ordable prices for all are suffi  cient or whether further meas-
ures are necessary.
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gangenen Monaten niedriger als in den Vorjahresmonaten. 
So wurde von Januar bis Oktober 2022 der Bau von insge-
samt 297.453 Wohnungen genehmigt, was einem Rückgang 
von 4,7 % verglichen mit 2021 entspricht (Destatis, 2022c).

Genehmigt bedeutet jedoch noch lange nicht gebaut. Die 
Baukosten sind in den vergangenen Monaten regelrecht 
explodiert, was neben massiven Lieferschwierigkeiten 
bei Baumaterialien, großem Fachkräftemangel und hohen 
Energiepreisen die Kluft zwischen Baugenehmigungen 
und Baufertigstellungen noch weiter verstärken wird. So 
sind im August 2022 die Preise für den Neubau konven-
tionell gefertigter Wohngebäude in Deutschland im Ver-
gleich zum Vorjahr um 16,5 % gestiegen. Einen ähnlichen 
Preiszuwachs weisen die Rohbauarbeiten mit 15,5 % für 
denselben Vergleichszeitraum auf (Destatis, 2022b). Viele 
Projekte lassen sich so nicht mehr mit den ursprünglich 
projizierten Kosten realisieren und ein Teil dürfte damit 
ganz gestrichen werden. Somit ist zu erwarten, dass der 
Bauüberhang, die Diff erenz zwischen genehmigten und 
fertiggestellten Wohnungen, von 846.467 Einheiten bis 
Ende 2021 in den Folgejahren noch weiter zunehmen wird.

Das Niedrigzinsumfeld der vergangenen Jahre hat wesent-
lich zu der hohen Nachfrage nach Wohnimmobilien und so-
mit auch der steigenden Bautätigkeit beigetragen. Seit Juli 
2022 hat die EZB als Reaktion auf die hohe gemessene Teu-
erung den Leitzins kontinuierlich angehoben. Mit der letz-
ten Zinserhöhung am 21.12.2022 auf 2,5 % wurde erstmalig 
wieder das Niveau von Dezember 2008 erreicht. Die Zinsen 
für Bau- und Immobilienkredite haben sich dazu nahezu 
proportional entwickelt. Bis Ende 2021 lag der Zinssatz für 
Kredite mit zehnjähriger Kreditbindung noch bei unter 1 %, 
ein Jahr später fordern Banken bereits einen Kreditzins von 

Schon vor Ausbruch der Coronapandemie Anfang 2020 
war die Frage nach der ausreichenden Verfügbarkeit be-
zahlbaren Wohnraums ein heißes politisches Thema. 2018 
beziff erten Holm et al. (2018) den ungedeckten Bedarf 
an bezahlbaren Wohnungen auf 1,9 Mio., Baldenius et al. 
(2020) sprachen gar von einer „neuen Wohnungsfrage“ in 
Referenz auf Friedrich Engels Beschreibung des Elends 
der Stadtbevölkerungen im deutschen Gründerboom. Als 
Reaktion hat sich die Koalition aus SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und der FDP im Koalitionsvertrag (2021, 69) zum 
Ziel gesetzt, jedes Jahr 400.000 neue Wohnungen, davon 
100.000 öff entlich geförderte Wohnungen, fertigzustellen.

Mit der russischen Invasion in die Ukraine und dem fol-
genden Emporschießen von Infl ation und Zinsen hat sich 
die mittelfristige Lage noch einmal verschärft: Auf der 
einen Seite deuten viele Indikatoren darauf hin, dass der 
private Wohnungsbau anhand gestiegener Preise und 
massiv höherer Finanzierungskosten absehbar schwä-
cheln wird. Zugleich muss von einer spürbar höheren 
Wohnungsnachfrage ausgegangen werden. Derzeit leben 
rund 1 Mio. gefl üchtete Ukrainer:innen in Deutschland, 
von denen zumindest ein Teil auch längerfristig im Land 
bleiben dürfte und Wohnraum braucht. Insgesamt geht 
die 2022 veröff entlichte 15. koordinierte Bevölkerungsvo-
rausberechnung nun in ihrem mittleren Szenario für 2030 
von einer Wohnbevölkerung in Deutschland von 85,2 Mio. 
aus (Destatis, 2022a), 1,8 Mio. mehr als noch in der 14. ko-
ordinierten Vorausberechnung projiziert (Destatis, 2019).

Absehbare Entwicklung im Wohnungsbau

Die aktuelle Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt und in 
der Baubranche zeigt, dass das Ziel der Ampelregierung, 
pro Jahr 400.000 Wohnungen fertigzustellen, in absehbarer 
Zeit nicht realisierbar ist. Im Gegensatz zu der Überauslas-
tung in den vergangenen Jahren kämpft das Baugewerbe 
nun zunehmend mit steigenden Zinsen, extrem hohen Ma-
terialkosten und Lieferengpässen und dem daraus resultie-
renden Rückgang an Auftragseingängen. So sind die Auf-
tragseingänge im Wohnungsbau von März bis Oktober 2022 
um 32 % zurückgegangen und erreichten damit den tiefsten 
Stand seit Dezember 2016 (vgl. Abbildung 1). Auch die Zahl 
neu genehmigter Wohnungen in Deutschland war in den ver-

Sebastian Dullien, Carolin Martin
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ten. Die auf absehbare Zeit auf hohem Niveau bleibenden 
Finanzierungs- und Baukosten und die damit einhergehende 
gedämpfte Nachfrage werden jedoch die Auftragsbücher der 
Bauwirtschaft weiter leeren. Somit ist zu erwarten, dass sich 
dieser negative Trend in der Kapazitätsauslastung im Woh-
nungsbau in den nächsten Monaten fortsetzen wird, wenn die 
Regierung nicht mit gezielten Maßnahmen gegensteuert.

Rolle des öff entlichen Wohnungsbaus und geeignete 

Instrumente

Schon seit längerem wird argumentiert, dass der öff ent-
liche Wohnungsbau ein zielführendes Instrument sei, um 
die Versorgungslücke mit bezahlbarem Wohnraum zu 
schließen. Dullien und Krebs (2020) führen etwa an, dass 
übliche Versuche, bezahlbaren Wohnraum über Aufl agen 
für private Bauherren zu schaff en, oftmals aufgrund von In-
formationsasymmetrien und unvollständiger Verträge nicht 
zielführend seien. Das Resultat sei deshalb oft der Bau von 
zu vielen Luxuswohnungen und zu wenigen bezahlbaren 
Familienwohnungen ebenso wie eine Segregation von so-
zialen Gruppen mit negativen Folgen für Bildungserfolge, 
Integration und Wirtschaftswachstum. Öff entlicher Woh-
nungsbau, der im Gegensatz zu sozialem Wohnungsbau 
Wohnraum nicht nur für Haushalte mit geringen Einkom-
men bereitstellt, kann laut Dullien und Krebs sozial ausge-
wogene Quartiere schaff en und mit einem Fokus auf Woh-
nungen unterhalb des Luxussegments mehr bezahlbare 
Wohnungen mit dem gleichen Bauland schaff en. Gleich-
zeitig können große öff entliche Wohnungsbauunterneh-
men in einzelnen Märkten preisstabilisierend wirken.

Als Argument gegen verstärkten öff entlichen Wohnungsbau 
wurde während des Baubooms bis zur russischen Ukraine-
Invasion gelegentlich vorgebracht, dass dieser in Zeiten 
weitgehend ausgelasteter Kapazitäten in der Bauwirtschaft 
und mangelndem Grundstücksangebot in angespannten 
Wohnungsmärkten in erster Linie die Preise treiben würde 
und daher der positive Eff ekt auf den Mietmarkt kleiner sei 
als erhoff t. Mit dem sich nun abzeichnenden rapiden Rück-
gang des privaten Wohnungsbaus und der Unterauslastung 
der Baukapazitäten trägt dieses Argument nun nicht mehr.

Als Instrumente für verstärkten öff entlichen Wohnungs-
bau schlagen Dullien und Krebs (2020) vor, dass der Bund 
über eine dreisäulige Initiative „Zukunft Wohnen“ die Län-
der und Kommunen in den drei Bereichen Planung, Finan-
zierung und Steuerung unterstützt, und zwar konkret:

• Eine Beratungsgesellschaft, die kommunale Verwal-
tungen bei der Planung und Entwicklung von Wohn- 
und Stadtteilprojekten unterstützt. Hier würde sich ein 
Ausbau der bereits existierenden Beratungsgesell-
schaft „Partnerschaft Deutschland“ anbieten.

über 3,5 %. Dies wird auch in den nächsten Monaten zu 
weiter sinkenden Auftragseingängen führen und die Bau-
aktivität damit weiter dämpfen. Das ifo-Geschäftsklima für 
das Baugewerbe ist so seit März 2022 deutlich ins Negative 
und im vierten Quartal auf den tiefsten Stand seit der Fi-
nanzkrise 2008/2009 gefallen (ifo Institut, 2022).

Kapazitätsauslastung im Wohnungsbau

Auch wenn die Immobilienpreise im dritten Quartal 2022 
nahezu stagnierten, bewegen sie sich weiterhin auf einem 
hohen Niveau, was in normalen Zeiten positive Impulse für 
den Wohnungsbau geben kann. Die aktuellen Probleme 
bremsen die Bautätigkeit jedoch erheblich, was zunehmend 
zu einer Unterauslastung der Baukapazitäten führt. Berech-
nungen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR, 2022) zeigen, dass im vierten Quartal 
2022 die Kapazitätsauslastung im Baugewerbe deutlich 
auf 70 % gesunken ist. Dies entspricht einem Rückgang 
von 4 Prozentpunkten verglichen mit dem zweiten Quar-
tal 2022 und einem Rückgang von fast 7 Prozentpunkten 
gegenüber dem Vorjahresquartal. Zuletzt wurde dieses Ni-
veau 2010 unterschritten. Ähnliche Rückgänge lassen sich 
für das Bauhauptgewerbe beobachten. Die zuletzt stark 
gesunkenen Auftragseingänge im Wohnungsbau und die 
rückläufi ge Zahl neu genehmigter Wohnungen dämpfen 
insbesondere den Neubau von Wohnungen und damit auch 
das Bauhauptgewerbe. Dort sank die Kapazitätsauslastung 
im vierten Quartal noch stärker auf 68,2 % und damit um 
fast 6 Prozentpunkte verglichen mit dem zweiten Quartal 
2022. Ein derart niedriges Auslastungsniveau wurde zuletzt 
im vierten Quartal 2010 mit 67,1 % erreicht. Dem gegenüber 
fi el der Rückgang im Ausbaugewerbe mit 1 Prozentpunkt 
für denselben Vergleichszeitraum deutlich geringer aus. 
Die explodierenden Energiekosten führten zu einer hohen 
Nachfrage nach energetischen Gebäudesanierungen.

Der Bau neuer Wohnimmobilien dauert eine gewisse Zeit, 
sodass die Bauwirtschaft noch eine Weile damit beschäftigt 
sein wird, die Aufträge der vergangenen Monate abzuarbei-

Abbildung 1
Auftragseingänge im Wohnungsbau in Deutschland

saisonbereinigt, 2015=100

Quelle: Macrobond, Bundesbank.
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Dass damit der kommunale Wohnungsbau indirekt vom 
Bund subventioniert wird, sollte aus gesamtwirtschaftli-
cher Sicht nicht schrecken: Der sich abzeichnende Auf-
tragsrückgang bei der Bauindustrie dürfte absehbar zu 
steigender Kurzarbeit, möglicherweise auch zu steigender 
Arbeitslosigkeit im Baugewerbe führen. Eine Stabilisierung 
der Bauaktivität durch subventionierten Wohnungsbau 
senkt die Kosten staatlicher Transfers. Diese Einsparun-
gen senken die Nettokosten der Wohnungsbausubventi-
onen und stärken das Argument für eine deutliche staatli-
che Wohnungsbauförderung zum aktuellen Zeitpunkt.

Schlussfolgerungen

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Bundesre-
gierung weit davon entfernt ist, ihr Ziel zu erreichen, dass 
in Deutschland 400.000 Wohnungen pro Jahr fertig gestellt 
werden. Gleichzeitig ist der Wohnungsbedarf gegenüber 
der Zeit des Koalitionsabschlusses noch einmal gestiegen. 
Die höheren Finanzierungskosten führen gleichzeitig zu 
einem absehbaren Rückgang der Bauaktivität besonders 
im Wohnungsbau und damit ungenutzten Kapazitäten. Ei-
ne schnelle Förderung des öff entlichen und sozialen Woh-
nungsbaus könnte helfen, diese Kapazitäten zu nutzen und 
würde einen Kapazitätsabbau in der Bauindustrie vorbeu-
gen, der angesichts der großen Lücke zwischen Bedarf 
und Angebot bezahlbaren Wohnraums kontraproduktiv 
wäre. Wenn es einen guten Zeitpunkt für die Ausweitung 
des öff entlichen Wohnungsbaus gibt, dann ist es jetzt.

Literatur

Baldenius, T., S. Kohl und M. Schularick (2020), Die neue Wohnungsfrage: 
Gewinner und Verlierer des deutschen Immobilienbooms, Leviathan, 
48(2), 195-236.

BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2022), Kapazi-
tätsauslastung im Baugewerbe gesunken, Fachbeitrag vom 22.12.2022.

Destatis (2019), 14. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung.
Destatis (2022a), 15. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung.
Destatis (2022b), Baupreise für Wohngebäude im August 2022: +16,5 % 

gegenüber August 2021, Pressemitteilung, 422, 6. Oktober.
Destatis (2022c), Baugenehmigungen für Wohnungen im Oktober 2022: 

-14,2 % gegenüber Vorjahresmonat, Pressemitteilung, 541, 16. Dezember.
Dullien, S. und T. Krebs (2020), Wege aus der Wohnungskrise?, IMK Re-

port, 156.
Holm, A., H. Lebuhn, D. Junker und K. Neitzel (2018), Wie viele und wel-

che Wohnungen fehlen in deutschen Großstädten, Working Paper For-

schungsförderung, 063, Hans-Böckler-Stiftung.
ifo Institut (2022), Konjunkturumfragen im Dezember 2022.
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP (2021), Mehr Fortschritt wagen. Bündnis 

für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit, Koalitionsvertrag 2021-2025.

• Ein Bodenfonds, der die Kommunen dabei unterstützt, das 
öff entliche Eigentum an Grund und Boden auszuweiten.

• Ein Beteiligungsfonds, der sich als Minderheitsgesell-
schafter an öff entlichen Wohnungsbaugesellschaften 
beteiligt und so deren Eigenkapitalbasis stärkt, mit 
dem Ziel, die Bauaktivität zu erhöhen.

Dabei sollen Boden- und Beteiligungsfonds über eine 
Kreditaufnahme des Bundes fi nanziert werden, die die 
Natur einer „fi nanziellen Transaktion“ hätte und deswe-
gen schuldenbremsenneutral wäre.

Seit 2020 sind dabei von der Bundespolitik bereits erste Wei-
chen in Richtung eines stärkeren Engagements des Bundes 
in der Unterstützung des öff entlichen Wohnungsbaus gestellt 
worden. So bietet die Partnerschaft Deutschland nun ver-
stärkt Beratungen zum öff entlichen Wohnungsbau an. Der 
Koalitionsvertrag sieht außerdem vor, der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BimA) „mehr Freiheiten [zu] verschaf-
fen und ihr die Aufnahme von Krediten [zu] ermöglichen“ 
(SPD et al., 2021, 69), um der BimA eigene Investitionen und 
die Unterstützung kommunalen Bauens zu ermöglichen bzw. 
zu erleichtern. Das absehbare Absacken der Wohnungsbau-
aktivität und die damit einhergehende Unterauslastung der 
Kapazitäten in der Baubranche wäre jetzt eine gute Gelegen-
heit, diese Vorhaben weiter voranzutreiben.

Zusätzlich zu den von Dullien und Krebs vorgeschlagenen 
Instrumenten würde sich derzeit auch eine Aufstockung und 
Ausweitung von KfW-Programmen zum Wohnungsbau an-
bieten. Zuletzt war wiederholt vermeldet worden, dass auch 
sozial orientierte Wohnungsbauunternehmen derzeit ihre 
Neubautätigkeit einschränkten, weil angesichts gestiegener 
Zinsen und gestiegener Baupreise bei gegebenem Mietni-
veau ein kostendeckender Neubau von sozial gebundenen 
Wohnungen schwer umsetzbar sei. KfW-Programme, die 
die Finanzierungskosten für solche Bauvorhaben subven-
tionieren, könnten hier den Neubau von Sozialwohnungen 
unterstützen, indem sie den Anstieg der Finanzierungskos-
ten abfedern. In den Zeiten niedriger Zinsen hatten subven-
tionierte Kredite nur begrenzte Attraktivität für Wohnungs-
baugesellschaften, weil bei KfW-Programmen üblicher-
weise nur der Zins subventioniert wird und damit bei sehr 
niedrigen Kapitalmarktzinsen der mögliche positive Eff ekt 
begrenzt ist. Heute könnten Zinsen stärker subventioniert 
werden und dieses Instrument an Wirksamkeit gewinnen.

Title: Now is the Time for Increased Public Housing Construction
Abstract: The German construction industry is facing major challenges. Rising interest rates, high material costs and high energy prices 
have led to a sharp drop in orders and declining building permits. Consequently, capacity utilisation in the construction industry will fall 
while the shortage of aff ordable housing increases. This article proposes appropriate instruments for increased public housing con-
struction. We recommend that the federal government supports the federal states and municipalities in the areas of planning, fi nancing 
and controlling and increases and expands KfW-programmes.
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zusätzlich Managementkapazitäten und erforderte hohe 
Investitionsbudgets, auch um durch Digitalisierung Ener-
gie zu sparen. Daneben waren die Forderungen nach zu-
sätzlichem Wohnraum unüberhörbar, der im Koalitions-
vertrag der Regierungsparteien mit 400.000 neu gebau-
ten Wohnungen pro Jahr quantifi ziert wurde (Bundesre-
gierung, 2022), die auch bezahlbar sein sollen. Hürden 
für den Neubau, die unter anderem in rapide gestiege-
nen Baukosten, langen Genehmigungsverfahren, einem 
Mangel an preiswertem Bauland sowie durch Liefer- und 
Erstellungsprobleme hervorgerufen werden, standen der 
Erreichung dieses Zieles bisher entgegen, ebenso Vor-
gaben hoher Standards für Neubau-, Instandhaltungs- 
und Sanierungsprojekte sowie staatliche Eingriff e in die 
Mietpreisbildung. Die Verringerung des CO2-Ausstoßes 
und das Streben nach klimaneutralen Gebäuden hat die 
energetische Gebäudesanierung bereits frühzeitig zu ei-
nem wichtigen Ansatzpunkt vieler Investitionsprojekte 
werden lassen, wobei der Fokus anfangs auf der Wärme-
dämmung lag, während inzwischen ganzheitliche und in-
novative, das Nutzerverhalten einbeziehende Lösungen 
gesucht werden. Der Koalitionsvertrag 2021-2025 macht 
für Gebäude klare Vorgaben: Bis 2024 sollen 65 % der 
neuen Heizungen erneuerbare Energien verwenden, bis 
2030 sollen 50 % des Wärmebedarfs CO2-neutral ge-
deckt werden.

… zum Krisenmanagement

Im Vordergrund standen ambitionierte Langfrist-Projekte 
als sich die Rahmenbedingungen abrupt verschlechter-
ten und ein Umschwenken auf Krisenmanagement mit 
kurzfristig umsetzbaren Maßnahmen forderten: Gestie-
gene Finanzierungskosten durch die Zinswende, hohe In-
fl ationsraten, reduzierte bzw. ausgesetzte KfW-Förderun-
gen für Neubau und Sanierungen durch das Bundeswirt-
schaftsministerium, vor allem aber die Energiemangellage 
mit ihren Preiseff ekten für die Strom- und Wärmeversor-
gung. Sie zwang die Wohnungsgenossenschaften dazu, 
der Versorgungssicherheit auch auf Kosten notwendiger 
Investitionen höchste Priorität einzuräumen. Bei ihnen 
und ihren Mitgliedern entstanden Liquiditätsengpässe, 
die Vorauszahlungen der Mitglieder reichten nicht für die 
Vorauszahlungen der Genossenschaften an die Versor-
gungsunternehmen. Damit stieg auch der Druck auf die 
Unternehmen, geplante Erhöhungen von Mieten und Ne-
benkosten zu verschieben, temporäre Liquiditätshilfen zu 
konzipieren und Kündigungsmoratorien zu beschließen. 
Nicht überraschend wurden vor diesem Hintergrund ins-

Die Wohnungswirtschaft steht vor Herausforderungen, 
die für Anbieter und Nachfrager existenziell sind. Mehrere 
Entwicklungen kommen zusammen. Manche sind lang-
fristiger Natur und erfordern strategische Weichenstel-
lungen und strukturelle Maßnahmen. Überlagert werden 
sie nun durch die Krise in der Energieversorgung, die die 
Wohnungswirtschaft unmittelbar herausfordert und die 
ohne Verzug kurzfristig umsetzbare Maßnahmenbündel 
von Politik, Anbietern und Nachfragern von Wohnraum 
erfordert. Zusätzlich erschweren regulatorische, bürokra-
tische und fi nanzielle Hürden notwendige Investitionen in 
Neubau und Bestand. Wohnungsgenossenschaften als 
Akteure auf dem Wohnungsmarkt sind von den Gegeben-
heiten ebenso betroff en wie ihre Wettbewerber in ande-
ren Rechtsformen und mit anderen Eigentümerstrukturen. 
Obwohl sie sich durch ihre Governance-Strukturen von 
anderen Wohnungsanbietern unterscheiden, treten diese 
Merkmale als Einfl ussfaktoren derzeit hinter eine allge-
meine Betroff enheit zurück, die zu ähnlichen unternehme-
rischen Reaktionen und Forderungen an die Politik führt.

Von den langfristigen Strategien …

Die weiteren Überlegungen gehen von den aktuellen 
Gegebenheiten der genossenschaftlichen Wohnungs-
wirtschaft aus, wobei jene Governance-Merkmale her-
vorgehoben werden, die tendenziell resilienzfördernd 
wirken können. Zu den langfristig orientierten Aktivitäten 
der Wohnungsgenossenschaften der vergangenen Jahre 
zählen die Umstrukturierung des Wohnungsbestandes 
und eine adäquate Gestaltung der Wohn- und Lebens-
räume, um den demografi schen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen gerecht zu werden, die Erfahrungen aus 
der Coronapandemie nutzend. Die Digitalisierung von 
Wertschöpfungsprozessen und Kommunikation band 
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Mieter-, Eigentümer- und Investoreninteressen und kann 
diese mit einer Stimme – unabhängig von der Zahl der Ge-
schäftsanteile – einbringen. Das durch die Mitgliedschaft 
verkörperte genossenschaftliche Wohneigentum grenzt 
dieses von privat genutztem Wohneigentum ebenso ab wie 
von „Nur-Mietbeziehungen“ zu privaten, staatlichen oder 
anderen Wohnungseigentümern. Wohnungsgenossen-
schaften sind privatwirtschaftliche Unternehmen, die sich 
durch ihre spezielle Eigentums- und Nutzungskonstellation 
von privaten Gesellschaften abgrenzen, die ihre Wohnun-
gen vermieten, ohne dass die Mieter Eigentümerrechte er-
werben. Aus der genossenschaftlichen Mitgliedschaft leitet 
sich die strategische Orientierung ab, die in der Verpfl ich-
tung (§1 Genossenschaftsgesetz)2 besteht, durch ihr Tun 
ausschließlich Werte für die Mitglieder zu schaff en (Theurl, 
2013). Konkretisiert als „Member Value“ bringt dieser Ei-
gentümerwert den Nutzen der unternehmerischen Tätig-
keit der Genossenschaft für die Mitglieder zum Ausdruck. 
Er entsteht unmittelbar durch das Wohnrecht in Kombina-
tion mit wohnrelevanten Dienstleistungen (Leistungsbezie-
hung, Mietereigenschaft), mittelbar (Eigentümerbeziehung) 
durch Vermögensrechte (Anteilsverzinsung, Dividenden) 
und Partizipationsrechte. Dazu kommt ein Optionsnutzen 
(Investitionsbeziehung) durch den gesicherten zukünftigen 
Wohnraum. Die Mitglieder sind gleichermaßen am unter-
nehmerischen Erfolg beteiligt. Interessen externer Investo-
ren oder öff entliche Interessen sind nicht zu erfüllen. Woh-
nungsgenossenschaften haben die Voraussetzungen für 
ihre Entwicklung selbst zu erwirtschaften.

Solide Finanzierungsbasis

Das mitgliederorientierte Wirtschaften hat Konsequenzen 
für die Finanzierung von Investitionen. Die Bauaktivitä-
ten der Wohnungsgenossenschaften erfolgen weitge-
hend frei fi nanziert, teils gefördert. Von den 2021 fertig-
gestellten Wohnungen wurde ein Fünftel mit Mitteln aus 
öff entlichen Haushalten gefördert. Die jährlichen Investi-
tionsvolumina der Wohnungsgenossenschaften sind im 
Vergleich zu anderen Wohnungsunternehmen hoch und 
über die Jahre sehr stetig. 2021 betrugen sie 6 Mrd. Eu-
ro (40 % Neubau, 36 % Instandhaltung/-setzung, 24 % 
Modernisierung). Der langfristige Verschuldungsgrad der 
Genossenschaften liegt mit 92,7 % deutlich unter jenem 
aller Wohnungsunternehmen (126,3 %), die Eigenmittel-
quote mit 46,7 % über jener aller Wohnungsunternehmen 
(40,1 %). Genossenschaftsanteile werden auf dem Markt 
für Eigenkapital nicht gehandelt. Daher kann Eigenkapi-
tal nur von den Mitgliedern (beim Eintritt, bei der Ausgabe 
zusätzlicher Geschäftsanteile, bei der Aufnahme zusätz-

2 Genossenschaftsgesetz, in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16.10.2006 (BGBl. I S. 2230), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.7.2022 
(BGBl. I S. 1166), https://dejure.org/gesetze/GenG (4. Januar 2023).

besondere Neubauprojekte, aber teilweise auch Moder-
nisierungs-, Instandhaltungs- und Sanierungsprojekte 
verschoben oder abgesagt. Im unsicheren Umfeld erfolgt 
eine Konzentration auf die Fertigstellung bereits begon-
nener Projekte im Wohnungsbestand, vor allem um einen 
schädlichen Sanierungsstau zu vermeiden. Im Ergebnis 
ist zu befürchten, dass sowohl die Erreichung der Kli-
maschutzziele als auch die Schaff ung von zusätzlichem 
Wohnraum gefährdet ist. Sind Wohnungsgenossenschaf-
ten anders und hat dies Auswirkungen auf ihre Resilienz?

Bezahlbares und sicheres Wohnen

Die etwa 2.000 Wohnungsgenossenschaften1 in Deutsch-
land sind eine Säule der Wohnungswirtschaft, die für 
bezahlbares und sicheres Wohnen steht (Theurl, 2018). 
Ihre durchschnittliche Kaltmiete/m2 liegt unter jener aller 
Wohnungsunternehmen, ebenso die Leerstands- und die 
Fluktuationsquote. Im Vergleich zu den anderen Woh-
nungsunternehmen ist ihre durchschnittliche Größe (Zahl 
der Wohnungen) kleiner. In den 2,1 Mio. Wohnungen – 
über 10 % des gesamten Mietwohnungsbestandes – le-
ben knapp 5 Mio. Menschen. 150.000 dieser Wohnungen 
weisen eine Mietpreis- und/oder eine Belegungsbindung 
auf. Aus dem aktuellen SOEP-Datensatz (DIW, 2022) geht 
hervor, dass der Rentneranteil in genossenschaftlichen 
Wohnungen mit 23 % seit Jahren konstant und höher 
ist als bei den anderen Anbietern. Wohnungsgenossen-
schaften sind eine heterogene Gruppe, deren Betroff en-
heit und deren Reaktionsmöglichkeiten auf die aktuellen 
Entwicklungen sich im Detail unterscheiden, dies in Ab-
hängigkeit von Größe, Lage, Qualität und Alter des Woh-
nungsbestandes, Wärmeversorgungsstrukturen (Einzel-
thermen oder Gemeinschaftslösung) sowie die konkreten 
Verträge mit Strom- und Wärmeversorgern. Genossen-
schaften gelten – auch wegen ihres ursprünglichen Grün-
dungskontextes – als Unternehmen, die gerade in Zeiten 
von tiefgreifenden Veränderungen ihre Stärken nutzen 
können, was jedoch nicht voraussetzungslos erfolgt.

Orientierung an den Mitgliedern

Eine spezielle privatwirtschaftliche Eigentümerbeziehung 
bildet das Fundament des Wohnens in Genossenschaften 
(Theurl, 2020). 2,8 Mio. Menschen sind Mitglieder in Woh-
nungsgenossenschaften. Die Mitglieder in ihrer Gesamt-
heit sind die Eigentümer einer Wohnungsgenossenschaft, 
während das einzelne Mitglied Rechte auf die lebenslange 
Nutzung von Wohnraum sowie auf die Mitwirkung in strate-
gischen Entscheidungen hat. Jedes Mitglied vereint in sich 

1 Alle quantitativen Informationen über Wohnungsgenossenschaften ohne 
Quellenangabe beziehen sich auf 2021 und entstammen GdW Bundes-
verband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V. (2022).
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licher Mitglieder) sowie von erwirtschafteten Gewinnen 
kommen. Akteure mit isolierten Investoreninteressen sind 
somit ausgeschlossen, Wohnungen sind der Spekulation 
entzogen und feindliche Übernahmen sind unmöglich. 
Wohnungsgenossenschaften sind daher auf wirtschaft-
lichen Erfolg für eine solide Basis zur Finanzierung ihrer 
zukünftigen Investitionen angewiesen.

Die skizzierten Investitionsrestriktionen von Wohnungs-
genossenschaften führen dazu, dass sie tendenziell mehr 
noch als andere Wohnungsunternehmen auf Planungs-
sicherheit sowie auf die Langfristigkeit ihrer einzelwirt-
schaftlichen Kalküle angewiesen sind. Diese Vorausset-
zungen sind derzeit verletzt. Ursächlich sind off ene De-
tails der staatlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Energieknappheit, eine unklare Förderpolitik, büro-
kratische Hemmnisse im Wohnungsbau, der Vorzug von 
kleinräumigen Detailregelungen anstelle einer Technolo-
gieoff enheit zur Steigerung der Energieeffi  zienz und von 
Systemen der Wärmeversorgung, die Vernachlässigung 
von Nutzerverhalten und Stand der energetischen Sanie-
rung beim CO2-Preis, die Klärung der Rahmenbedingun-
gen für Mieterstrom und vieles andere mehr. Zusätzlich 
ist zu berücksichtigen, dass ein hoher Investitionsbedarf 
im Interesse der Mitglieder zukünftige Mieterhöhungs-
spielräume erfordert, die gegen Mietpreisbremsen und 
ähnliche Eingriff e sprechen. Zusammengefasst erfor-
dert die Gemengelage eine verlässliche Perspektive po-
litischer Maßnahmen sowie die Berücksichtigung ihrer 
Umsetzbarkeit durch die Wohnungsgenossenschaften. 
Z. B. erfüllen die Empfehlung einer unverzüglichen Elek-
trifi zierung der Wärmeerbringung oder der „hydraulische 
Ausgleich“ diese Anforderungen nicht. Nur auf einer ad-
äquaten Grundlage wird es den meisten Wohnungsge-
nossenschaften möglich sein, zusätzlichen bezahlbaren 
Wohnraum und eine klimaorientierte Transformation ihrer 
Aktivitäten zu schaff en.

Einzelwirtschaftliches Kalkül – Gesellschaftliche 

Verantwortung

Wohnungsgenossenschaften verfolgen ein nachhaltiges 
Geschäftsmodell, in dem die strategischen Entscheidun-
gen von Menschen getroff en werden, die berücksichtigen, 
dass der Nutzen ihres Wohnens auch von der zukünftigen 
Leistungsfähigkeit des Unternehmens sowie seiner Resili-
enz in Krisensituationen abhängt. Die Anreize zu zukunfts-
orientierten Entscheidungen durch die „Member-Value-
Orientierung“ machen das genossenschaftliche Eigentum 
zu einem Verantwortungseigentum. Wirtschaftliche Nach-
haltigkeit trägt über die Ausweitung der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Teilhabe (Theurl, 2016) zudem zu 
sozialer Nachhaltigkeit bei. Bestrebungen zur umwelt- 
und klimaorientierten Nachhaltigkeit werden durch ein 
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notwendig, für nicht wirksam oder für nicht erwünscht 
halten. Anekdotische Evidenz deutet nicht überraschend 
darauf hin, dass eine gelebte Mitgliederorientierung die 
Krisenkommunikation erleichtert sowie das Verständnis 
für belastende Maßnahmen erhöht, z. B. die Erhöhung von 
Vorauszahlungen an die Versorgungsunternehmen oder 
die Verschiebung von Instandhaltungsinvestitionen. Ne-
ben einer adäquaten Krisenkommunikation sind nun wei-
tere Maßnahmen notwendig, die die Mitgliederbeziehung 
tangieren und die das Nutzungsverhalten der Mitglieder 
verändern und die Energieeffi  zienz erhöhen können. Dazu 
gehören Verbrauchsinformationen in kurzen Abständen, 
die Optimierung der Vorlauftemperaturen der Heizungen 
sowie ein verstärkter Einsatz digitaler Instrumente in der 
Heizungssteuerung. Für eine bessere Investitionspla-
nung sollte eine belastbare Entscheidungsgrundlage mit 
Informationen darüber geschaff en werden, welche Aus-
wirkungen energetische Maßnahmen auf die Nebenkos-
ten für Mitglieder und welche sie auf den CO2-Pfad der 
Wohnungsgenossenschaft haben. Sowohl die Politik als 
auch die Wohnungsgenossenschaften selbst sind derzeit 
gefordert, ein eff ektives Krisenmanagement umzusetzen. 
Langfristig sind für die Wohnungsgenossenschaften sta-
bile Investitionsgrundlagen sowie damit verbundene un-
ternehmerische Freiräume die beste Voraussetzung für 
die Bereitstellung von Wohnraum, der bezahlbar, sicher, 
klimagerecht und damit in der Lage ist, den Wohnungs-
markt zu stabilisieren – so wie in der Vergangenheit auch.
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überdurchschnittliches Engagement in der energetischen 
Ertüchtigung von Gebäuden sowie in der Quartiersge-
staltung in ökologischen Partnerschaften umgesetzt. Von 
Politik und Gesellschaft wird anerkannt, dass Wohnungs-
genossenschaften erheblich zu CO2- und Treibhausgasre-
duktionen im Gebäudesektor beigetragen haben.

Die Anreize zu nachhaltigem Wirtschaften sind ein prä-
gendes Wesensmerkmal von Wohnungsgenossenschaf-
ten. Es korrespondiert nicht nur damit, dass die Genos-
senschaft auf eine langfristige Existenz ausgelegt ist, 
sondern dass das Verhältnis zwischen Genossenschaft 
und Mitgliedern eine Dauerbeziehung ist, die Vorausset-
zungen für Wohnen über die einzelnen Lebensphasen 
mit den entsprechenden Standards sicherzustellen sind. 
Wohnungsgenossenschaften sind sowohl in Ballungs-
zentren als auch in ländlichen Räumen verankert und 
tragen an ihren Standorten zur preiswerten, sicheren und 
langfristigen Wohnraumversorgung, damit zu Stabilität 
und Sicherheit bei. Diese Eff ekte genossenschaftlicher 
„Member-Value-Strategien“ signalisieren die Übernahme 
gesellschaftlicher Verantwortung. Eine Gesellschaft kann 
dies selbstverständlich auch von kommunalen und priva-
ten Wohnungsgesellschaften erwarten. Doch nur bei Ge-
nossenschaften folgt diese Verantwortung direkt aus der 
Umsetzung ihrer einzelwirtschaftlichen Strategien, ergibt 
sich also unmittelbar ein gesellschaftlicher Sinn unter-
nehmerischer Tätigkeit.

Handlungsbedarf von Politik und 

Wohnungsgenossenschaften

Die Existenz langfristiger Mitgliederbeziehungen der 
Wohnungsgenossenschaften und deren „Member-Value-
Strategie“ können sowohl einen Einfl uss auf ihre Resilienz 
als auch auf die kurzfristigen Reaktionsmöglichkeiten 
haben. Allgemein ermöglichen solche Beziehungen den 
Abbau von Informationsasymmetrien und den Aufbau 
von Vertrauen. Einzelne Wohnungsgenossenschaften 
unterscheiden sich allerdings im Hinblick auf ihre Mitglie-
derstrategien. Gelebte Mitgliedschaften mit einem hohen 
Partizipationsgrad und diversen Gemeinschaftsaktivitä-
ten sind ebenso vertreten wie Wohnungsgenossenschaf-
ten, deren Mitglieder sich vor allem als Mieter verstehen, 
weil sie eine darüberhinausgehende Partizipation für nicht 

Title: Housing Cooperatives in Challenging Times
Abstract: Housing cooperatives have to meet big challenges. They are well known as providers of aff ordable and safe housings. But 
now ensuring the energy procurement for their members has increased in relevance. New economic and political developments threat-
en investments in new houses and energetic refurbishment of the existing buildings in order to achieve the government’s climate pro-
tection goals. Long-term relations within the cooperatives and their focus on the MemberValue promote their resilience, but they cannot 
prevent the current predominance of crisis management blocking necessary strategic decisions.
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on allein wegen der historischen Zusammenhänge höchst 
ambitioniert. Hinzu kommt, dass die Bauwirtschaft chro-
nisch unter Nachwuchsmangel leidet und seit Jahren an 
der Kapazitätsgrenze operiert. Die zuletzt fertiggestellten 
300.000 Wohnungen als jährliche Bauleistung deutlich zu 
übertreff en, scheint auch deshalb schwer umsetzbar.

Infl ation zwingt Zentralbanken zum Handeln

Die Rahmenbedingungen haben sich zwischenzeitlich 
gravierend geändert. Profi tierte die Baukonjunktur in den 
vergangenen Jahren noch von äußerst niedrigen Zinsen, 
sind diese seit dem Jahreswechsel 2021/2022 erheblich 
gestiegen. Der Eff ektivzins über alle Laufzeiten hat sich 
gegenüber dem Jahresdurchschnitt 2021 verdreifacht 
und stieg von etwa 1,2 % auf zuletzt 3,6 %. Im selben 
Zeitraum halbierte sich die Kreditnachfrage in etwa (vgl. 
Abbildung 2). Damit liegen beide Werte wieder auf dem 
Niveau des Jahres 2010, als die Immobilienmarkthausse 
ihren Ausgang nahm (Kholodilin und Michelsen, 2021).

Diese Entwicklung hat ihre Ursache einerseits im straff e-
ren geldpolitischen Kurs der EZB, die sich angesichts der 
europaweit hohen Infl ation zum Handeln gezwungen sah. 
Obwohl die Teuerung weitgehend durch höhere Ener-
giepreise importiert ist, hob die EZB die Zinsen an, um 
die Preiserwartungen zu verankern (Garnadt et al., 2022). 
Andererseits sind es auch die rasant gestiegenen Bau-
preise, die eine Reaktion der Zentralbank, aber auch der 
Nachfrageseite auslösten.

Die Preise für Baumaterialien stiegen im vergangenen 
Jahr erheblich. Die Disruptionen der Coronakrise zeigten 
sich auch im Bausektor, da Lieferketten gestört und die 
Produktion von Vorprodukten zeitweise unterbrochen 
war. Rohstoff e wie Holz, Kies, aber auch Metallprodukte 
zogen in ihren Preisen kräftig an. Hersteller energiein-
tensiv produzierter Produkte wie Zement oder Ziegel 
versuchen zudem ihre gestiegenen Kosten an die Kund-
schaft weiterzureichen.

Wegen der anhaltenden Lieferschwierigkeiten berichteten 
im Sommer 2022 mehr als die Hälfte der vom ifo Institut 
befragten Bauunternehmen von Behinderungen wegen 
fehlender Materialien. Dies sorgt für einen anhaltenden 
Preisauftrieb für Wohnungsbauleistungen. Gegenüber 
dem Vergleichszeitpunkt im Jahr 2020 stiegen die Prei-
se für Wohnungsbauleistungen im dritten Quartal 2022 

Mit viel Schwung ist das neu gegründete Bundesminis-
terium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen vor 
gut einem Jahr in die neue Legislaturperiode gestartet. 
Nach mehr als 20 Jahren des Herumreichens eines unge-
liebten Themas zwischen Verkehr-, Umwelt- und Innen-
ressort sollte mit der wiedererlangten Eigenständigkeit 
ein sichtbares Zeichen des Aufbruchs vermittelt werden. 
Immerhin versucht sich nun die dritte Regierung an der 
Lösung des Wohnungsmarktproblems. Und es wurden 
wieder große Zahlen als Ziele aufgerufen: 400.000 Woh-
nungen will die Koalition jährlich neu bauen und damit 
endlich für Entspannung auf dem Wohnungsmarkt sor-
gen (SPD et al., 2021).

Dieses Ziel ist nicht neu. Auch Horst Seehofer kündigte 
an, innerhalb seiner vierjährigen Amtszeit 1,5 Mio. Woh-
nungen bauen zu wollen. In den Jahren 2018 bis 2021 
wurden letztlich 1,18 Mio. Wohnungen errichtet und da-
mit mehr als 20 % weniger als angekündigt. Dies war ein 
Scheitern mit Ansage. Weder die Zahl der Baugenehmi-
gungen, noch die Zahl der Fertigstellungen reichte in den 
Jahren zuvor auch nur annähernd an die gesteckten Ziele 
heran. Die Bautätigkeit hätte gegenüber dem Jahr 2017 
um gut 30 % in die Höhe schießen müssen – ein Anstieg, 
der nur im Jahr 1950 erreicht wurde.

Ansonsten gilt, dass die Baufertigstellungen den Geneh-
migungen mit einer zeitlichen Verzögerung von etwa zwei 
Jahren folgen. Höchst selten übertreff en dabei die Fer-
tigstellungszahlen die zwei Jahre zuvor erteilten Bauge-
nehmigungen (vgl. Abbildung 1). Auch wenn sich dieser 
Zusammenhang in den vergangenen fünf Jahren sichtbar 
gelöst und sich ein außergewöhnlich hoher Bauüberhang 
aufgebaut hat, sind die Ankündigungen der Ampelkoaliti-
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binnen Jahresfrist um gut 20 %. Im 2. Quartal 2022 lag der 
Preis für baureifes Land für den Wohnungsbau um weitere 
5 % über dem Wert des Jahres 2021. Der Grund: Bauland 
ist weiterhin knapp. Trotz der steigenden Preise sinken 
die Verkaufsfälle und die insgesamt veräußerte Fläche – 
ein recht klarer Hinweis für ein immer knapperes Gut.

Baugenehmigungen sinken – Auftragspolster schmilzt

Das geringere Neukreditvolumen ist ein klares Zeichen 
dafür, dass die Nachfrage nach Bauleistungen in den 
kommenden Monaten sinken wird. Fehlende Kreditzu-
sagen infolge steigender Zinsen haben für die Bautätig-
keit einen Vorlauf von etwa vier bis sechs Quartalen (Mi-
chelsen und Gornig, 2016): d. h., dass der Zinsanstieg zu 
Jahresbeginn 2022 ab diesem Frühjahr voll auf die Woh-
nungsbautätigkeit durchschlagen wird.

Ähnliches suggerieren auch Studien zum Zusammenhang 
zwischen Kapitalmarktzinsen und Baugenehmigungen: 
Nach etwa zwei Quartalen zeigen sich steigende Zinsen 
in sinkenden Genehmigungsaktivitäten – die selbst einen 
Vorlauf für die Bautätigkeit haben (Meier et al., 2021). Lag 
die Zahl der genehmigten Wohnungsbauten bis in den 
Sommer in etwa auf dem Niveau des Vorjahres, so geben 
sie seit August 2022 deutlich nach. Zuerst sank die Zahl 
genehmigter Eigenheime – ab September reduzierte sich 
auch die Zahl genehmigter Geschosswohnungen. Insge-
samt lagen die Baugenehmigungen für Wohnungen im 
Oktober 2022 bereits 14 % unterhalb des Vorjahreswerts.

In den Auftragsbüchern sieht man bereits jetzt deutliche 
Bremsspuren. Seit dem Frühjahr 2022 geht es bei den 
Neuaufträgen steil bergab: Zwischen März und Oktober 
gingen diese im Wohnungsbau um gut 32 % zurück – ein 
beispielloser Absturz innerhalb so kurzer Zeit. Mittlerwei-
le sind die Neuaufträge auf das Niveau des Jahres 2015 
gesunken (vgl. Abbildung 4). Weil sich aber in den Jahren 
zuvor ein so großes Auftragspolster aufgebaut hat, haben 
die Unternehmen momentan dennoch viel zu tun. Das ifo 
Institut berichtet von einer Reichweite der Aufträge von 
knapp fünf Monaten – in der Spitze lag dieser Wert im Fe-
bruar 2022 bei einem halben Jahr und damit etwa dreimal 
so hoch wie im Jahresdurchschnitt 2010.

Institute stampfen ihre Prognosen ein – 

Fertigstellungen sinken deutlich

Noch im Herbst 2021 rechneten die Institute der Ge-
meinschaftsdiagnose mit einem Anstieg der realen Woh-
nungsbautätigkeit um jeweils rund 3 % in den Jahren 
2022 und 2023. Schon im Frühjahr 2022 revidierten sie 
aber diese Einschätzung, rechneten gleichwohl noch mit 
einem Zuwachs von jeweils rund 2 %. Im Herbstgutachten 

Abbildung 1
Baugenehmigungen und Baufertigstellungen seit 

19491

1 Bis 1991 früheres Bundesgebiet, danach Gesamtdeutschland, Bauge-
nehmigungen zwei Jahre in die Zukunft Phasenverschoben.

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Abbildung 2
Zinsen und Neukreditvergabe

Quelle: Bundesbank, eigene Berechnungen.
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Abbildung 3
Preise für Wohnungsbauleistungen
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.
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um gut 31 %. Zum Vergleich: In den Jahren 2010 bis 2020 
stiegen die Preise um zusammengenommen gut 27 %. 
Ein derartig kräftiger Preisauftrieb konnte in den 60 Jah-
ren zuvor nie beobachtet werden (vgl. Abbildung 3).

Ähnliches lässt sich für die Baulandpreise berichten: Ge-
genüber dem Jahr 2020 stieg der Preisindex für Bauland 
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haben, dürfte bei einer Befriedung der Situation ein Teil 
der Personen in ihre Heimat zurückkehren. Andere dürf-
ten dauerhaft ihre Perspektive in Deutschland sehen und 
Familienangehörige nachholen. Dies macht den Bedarf 
an Wohnraum noch größer. Insbesondere der Nachfrage-
druck in den Ballungsräumen dürfte so spürbar steigen.

Politisches Dilemma

Die Politik stellen diese Entwicklungen vor ein Dilemma. 
Einerseits zieht die EZB mit ihren Zinsschritten der Bau-
konjunktur den Stecker und behindert damit die notwen-
dige quantitative Ausweitung des Wohnungsangebots. 
Denn die Mietentwicklung ist im Gegensatz zur Kauf-
preisentwicklung nicht durch die Zentralbank gebremst. 
Andererseits ist die Politik mehr denn je an anderer Stelle 
gefordert, die Kosten des Wohnens einzudämmen und für 
eine größere Qualität des Wohnungsangebots zu sorgen 
– namentlich die Energieeffi  zienz. Die Heizkosten schie-
ßen derzeit durch die Decke. Mieter:innen ist spätestens 
zum Jahresende 2022 die Nebenkostenabrechnung für 
das Vorjahr in den Briefkasten gefl attert – diese dürfte in 
den allermeisten Fällen schon mit erheblichen Nachzah-
lungen verbunden gewesen sein. Allerdings wird diese 
voraussichtlich durch die Abrechnung für 2022 erheblich 
übertroff en werden, gefolgt von höheren Abschlägen in 
den Folgejahren. Das fehlende russische Pipelinegas wird 
durch teureres Flüssiggas aus Übersee ersetzt und so zu 
dauerhaft höheren Nebenkosten führen.

Die aktuelle Krise erfordert also im Bereich der Woh-
nungsmarktpolitik ein sehr viel größeres Engagement und 
mehr Kreativität als noch in den Jahren zuvor. Sowohl die 
mengenmäßigen als auch die qualitativen Herausforde-
rungen sind erheblich größer geworden – bei gleichzeitig 

2022 reduzierten sie die Aussichten drastisch und stellten 
nun einen Rückgang der Bautätigkeit von um 1,8 % bzw. 
1,7 % pro Jahr ein – in den Winterprognosen wird nun mit 
einem Rückgang der Wohnungsbauleistung um 3 % im 
Jahr 2023 gerechnet (vgl. Abbildung 5).

Derart deutliche Prognoserevisionen sind ungewöhn-
lich, zumal sich zum Jahresende die schlimmeren Be-
fürchtungen hinsichtlich möglicher Energieknapp-
heiten nicht materialisierten. Entsprechend sind die 
Konjunkturbeobachter:innen hinsichtlich der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung für das Jahr 2023 auch wieder 
etwas optimistischer. Die Baukonjunktur – insbesondere 
der Wohnungsbau – hat sich hiervon allerdings entkop-
pelt, da auch eine langsamere Gangart in der Geldpoli-
tik nicht zu erwarten ist. Bleibt es bei diesen Aussichten, 
dann dürften die Baufertigstellungen in diesem Jahr wie-
der deutlich unter die Marke von 300.000 Wohnungen 
sinken. Im Jahr 2024 wäre ein neuerlicher Rückgang auf 
dann etwa 280.000 Wohnungen wahrscheinlich.

Wohnungsnachfrage weiter gestiegen

Das alles geschieht in einem Umfeld, in dem die Nach-
frage nach Wohnungen weiter gestiegen ist. Bis in den 
September 2022 wanderten unter dem Strich über 1,2 
Mio. Menschen mehr nach Deutschland ein, als das 
Land verließen. Diese überwiegend durch die Flucht aus 
dem Kriegsgebiet der Ukraine getriebene Zuwanderung 
übertriff t selbst die Bevölkerungsgewinne des Jahres 
2015, dem Höhepunkt der Flüchtlingskrise aufgrund des 
Syrienkriegs.

Für den sich daraus ableitenden Mehrbedarf an Wohnun-
gen stellt sich die Frage nach der Aufenthaltsdauer, für die 
bislang keine klare Perspektive besteht. Wie die Flücht-
lingsströme während des Westbalkankonfl ikts gezeigt 

Abbildung 4
Auftragseingang im Wohnungsbau

Volumenindex 2015=100

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Abbildung 5
Prognosen der Institute für den Wohnungsbau

Preisbereinigt. Veränderungsraten gegenüber dem Vorjahr in %, Win-
terprognose 2022: Durchschnitt der Einzelprognosen der vier führenden 
Wirtschaftsforschungsinstitute.

Quelle: Gemeinschaftsdiagnose und Institute, eigene Berechnungen.
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Modells des Contracting vornimmt. Investoren sind nicht 
Eigentümer:innen von Gebäuden, sondern Dritte, die ihre 
Investition aus Teilen der Effi  zienzgewinne refi nanzieren. 
Eine Fondslösung hätte den Vorteil, dass Risiken ge-
poolt und Skalenerträge gehoben würden. Mieter:innen 
würden moderat durch höhere Kaltmieten belastet, 
würden aber durch geringere Nebenkosten profi tieren. 
Vermieter:innen, die nicht investieren können oder wol-
len, können mit stabilen Mieterträgen rechnen. Für einen 
Fonds mit öff entlicher Beteiligung spricht, dass so die Ka-
pitalkosten reduziert werden könnten.

So oder so sind die Herausforderungen für das neue 
Bauministerium nicht kleiner geworden. Lösungen zu 
fi nden, die notwendige Investitionen ermöglichen, ist al-
les andere als trivial. Die schlechte Nachricht ist: Hierfür 
bedarf es wahrscheinlich zusätzlicher fi nanzieller Mittel. 
Allerdings wären diese Gelder gut angelegt: Gelingt es 
nicht, die Probleme auf dem Wohnungsmarkt zu lösen, 
würden dauerhaft höhere Transfers im Rahmen des 
Wohngelds notwendig.
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deutlich ungünstigeren Rahmenbedingungen. Die Aus-
weitung der Transfers im Rahmen des Wohngelds lindern 
zwar die Sorgen erheblich, behandeln aber nur die Symp-
tome. Gefragt sind kluge Lösungen, die Investitionen trotz 
gestiegener Zinsen ermöglichen, den Wohnungsbestand 
erweitern und die Mammutaufgabe der energetischen 
Gebäudesanierung schnell anschieben.

Für das Erreichen der quantitativen Ziele wird seit Jah-
ren über Nachverdichtung im Bestand diskutiert, die ei-
nerseits kalkulatorisch kostengünstigeren Wohnraum 
schaff en könnte als auf neu erschlossenen und teuren 
Flächen. Andererseits gibt es im Bereich der Aufstockung 
von Gebäuden mittlerweile kostengünstige Konzepte in 
Holzbauweise. Ein ebenfalls unerschlossenes Potenzial 
liegt in der seit Jahren geringen Produktivitätsentwick-
lung im Baugewerbe. Diese könnte mit modularen bzw. 
standardisierten und an Rastern ausgerichteten Bauten 
gesteigert werden. Serielle und standardisierte Fertigung 
ermöglichen höhere Stückzahlen bei geringerem Mitte-
leinsatz. Die Produktivitätspeitsche in der Bauwirtschaft 
zu schwingen könnte in diesen Zeiten ein doppelt lohnen-
des Unterfangen sein.

Die Herausforderungen in der energetischen Sa-
nierung sind ungleich größer. Für selbstnutzende 
Eigentümer:innen sind die Anreize bei derart hohen 
Energiekosten groß, die Energieeffi  zienz zu steigern. Bei 
Vermieter:innen ist dies allerdings anders gelagert – sie 
müssten zugunsten ihrer Mieter:innen in Vorleistung ge-
hen und die energetische Qualität des Wohnungsbe-
stands verbessern. Dem können ganz unterschiedliche 
Überlegungen im Wege stehen. Die einfachste: Die Ener-
giekosten sind voll umlagefähig. Ziehen Mieter:innen nicht 
um, verändert die aktuelle Krise nichts an der Kalkulation. 
Ein Haus in schlechter energetischer Qualität würde trotz 
der Entwicklungen die gleiche Rendite abwerfen.

Ein Ausweg wäre ein Energieeffi  zienzfonds (Michelsen 
et al., 2015), der eine Skalierung des bereits etablierten 

Title: Rising Interest Rates Pull the Plug on the Construction Industry
Abstract: The environment for investment in housing construction has changed drastically. Rising interest rates and construction costs 
are leading to a signifi cant decline in investment activity. This will exacerbate the shortage on the housing market, as refugees from 
Ukraine also require housing on a signifi cant scale. Clever solutions are needed to allow additional housing construction under the new 
conditions.
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kam, belebte sich die Zuwanderung nach Deutschland. 
Steigende Einkommen bei sinkender Arbeitslosenquote 
und hohe Nettozuwanderung aus dem Ausland sorgten 
für einen starken Anstieg der Wohnungsnachfrage vor 
allem in den Ballungsräumen (Bundesbank, 2020), denn 
gerade Auswanderung erfolgt überwiegend in Kern-
städte hinein. Auf diesen Nachfrageanstieg waren viele 
Städte nicht vorbereitet, zum Teil, weil Kompetenzen in 
den Baubehörden abgebaut wurden, zum Teil, weil der 
Aufschwung für transitorisch gehalten wurde und zum 
Teil, weil die notwendige Baulandausweitung im Konfl ikt 
zu anderen – vor allem ökologischen – Zielen stand. So 
wurde das knappe Bauland selbst zu einem der zentralen 
Preistreiber in den vergangenen Jahren. Zwischen 2010 
und 2021 gab es in Deutschland mehr als 250 Kreise – 
also off ensichtlich nicht nur Stadtkreise – in denen der 
mittlere Kaufpreis von Bauland um mindestens 50 % an-
gestiegen war. In fast 150 Kreisen verdoppelten sich die 
Baulandpreise mindestens in diesem Zeitraum, in Mün-
chen und Frankfurt vervierfachten sich die Kaufpreise 
für Bauland und in Berlin verfünff achten sie sich sogar 
(empirica regio, 2023). In besonders gefragten innerstäd-
tischen Lagen konnten die Ausschläge sogar noch stär-
ker ausfallen.

Hinzu kam, dass die Angebotsseite selbst dann nicht 
elastisch reagieren konnte, wenn Bauland ausgewie-
sen wurde, weil die strukturelle Anpassung der Bauwirt-
schaft zwischen 1995 und 2005 die Reaktionsfähigkeit 
reduziert hat. Zum Anstieg der Grundstückspreise ka-
men zunehmend steigende Arbeits- und Materialkosten 
hinzu. Dies wurde durch die Coronapandemie und 2022 
durch den Krieg in der Ukraine verstärkt. Da während der 
Lockdown-Phasen die Konsummöglichkeiten zusätzlich 
eingeschränkt wurden und dies die Sparquote gerade 
der einkommensstarken Haushalte steigen ließ, sind die 
Wohnungspreise im Zuge der Coronapandemie nicht nur 
weiter gestiegen, sie dürften sogar stärker gestiegen sein 
als dies in einem kontrafaktischen Szenario ohne Pande-
mie der Fall gewesen wäre (Eisfeld und Just, 2021).

Gerade in den Kernstädten stiegen die Wohnungsmie-
ten und -preise in der Folge stärker als die verfügbaren 
Einkommen, sodass Haushalte auf der Suche nach er-
schwinglichem Wohnraum zunehmend aus den Kern-
städten in die Umlandgemeinden abwanderten. Abbil-
dung 1 illustriert dies. In den sogenannten A-Städten 
(Berlin, Hamburg, München, Frankfurt am Main, Köln 
und Düsseldorf) war der Wanderungssaldo mit dem Um-

Im Jahr 2021 wurden 293.000 Wohnungen fertiggestellt 
(Destatis, 2022), immerhin 130.000 Wohneinheiten mehr 
als zum Tiefpunkt 2010, aber deutlich weniger als sich 
die aktuelle sowie die letzte Bundesregierung vorgenom-
men hatten, um die Wohnraumknappheit und damit den 
starken Anstieg der Wohnungsmieten, insbesondere in 
deutschen Großstädten, zu begrenzen. Auch lag wäh-
rend der gesamten, immerhin zwölf Jahre anhaltenden 
Aufschwungperiode, die Zahl der Wohnungsbaugeneh-
migungen oberhalb der Zahl der Fertigstellungen, sodass 
der Bauüberhang stetig vergrößert wurde und zuletzt auf 
über 800.000 Wohneinheiten angewachsen war (Schürt 
und Waltersbacher, 2022).

Letztlich sorgte eine Kaskade aus Konjunktur- und Struk-
turfaktoren dafür, dass aus einem günstigen Wohnungs-
marktumfeld innerhalb eines Jahrzehnts eine Reihe un-
terschiedlicher Wohnungsmarktprobleme werden konn-
te. Vor 20 Jahren galten deutsche Wohnungsmärkte für 
viele Investoren noch als wenig attraktive Anlagen, der 
demografi sche Ausblick war schlecht, die öff entliche 
Hand führte ihre Wohnungsbauförderpolitik dem Diktum 
„Deutschland sei zu Ende gebaut“ folgend zurück. Der 
IWF (2004) zeigte, dass die deutschen Wohnungsmärk-
te sich dem internationalen Wohnungspreisauftrieb ent-
zogen und die Deutsche Bundesbank (2010) bestätig-
te dies, sie sprach von einer „Sondersituation“, die der 
deutsche Wohnungsmarkt im Vergleich zu anderen inter-
nationalen Wohnungsmärkten damals einnahm.

Doch gerade diese Sondersituation half im Zuge der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise, denn die Wohnungsmärkte 
sorgten anders als in Spanien, Irland oder den USA für 
keine zusätzlichen Belastungen. Und weil die deutsche 
Wirtschaft gestärkt aus der Finanz- und Wirtschaftskrise 

Tobias Just

Aufschwung vorbei – Zinsen belasten Wohnungsbau schwer

DOI: 10.2478/wd-2023-0010

Wirtschaftsdienst, 2023, 103(1), 20-23

JEL: E22, R31, R38

© Der/die Autor:in 2023. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Prof. Dr. Tobias Just ist Lehrstuhlinhaber für 

Immobilienwirtschaft an der Universität Regensburg.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
21

Zeitgespräch

Survey des Eurosystems (Deutsche Bundesbank, 2023) 
zeigen ähnliche Umfrageergebnisse wie jene von Just 
und Wiersma (2022), dass Banken höhere Kreditstan-
dards und auch höhere Margen an- und durchsetzen. Die 
Anordnung eines sektoralen Systemrisikopuff ers, der von 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen zum 1. April 
2022 für Wohnimmobilienkredite angeordnet wurde, soll 
die Risikoentwicklung der deutschen Banken eindäm-
men, wirkt aber durch die weitere Schwächung der relati-
ven Attraktivität von Wohnungskrediten hemmend für den 
deutschen Wohnungsbau.

Projektentwickler:innen müssen die anhaltend teuren 
Grundstücke und die hohen Baukosten also mit weniger 
durch Banken bereitgestelltes Fremdkapital, daher wohl 
häufi ger durch teures Mezzanine-Kapital, fi nanzieren 
und für beides auch deutlich höhere Zinsen ansetzen. 
Gleichzeitig können sie jedoch keine höheren Preise 
durchsetzen, weil sich zum einen die Erschwinglichkeit 
von Wohn immobilien angesichts der steigenden Zinsen 
noch stärker reduziert hat als in den Jahren zuvor und 
weil die relative Attraktivität der Wohnimmobilienanlage 
gerade im Vergleich zu festverzinslichen Anlagen abge-
nommen hat.

Abbildung 2 illustriert für eine Musterwohnung von 80 m² 
Wohnfl äche, dass die Annuität (Zinszahlung und Tilgung 
über 30 Jahre) bis 2019 im Durschnitt über alle deut-
schen Kreise niedriger war als eine Mietzahlung für ent-
sprechenden Wohnraum. Kaufen hat sich lange Zeit dank 
der niedrigen Zinsen trotz der stark steigenden Preise 
gelohnt. Erst seit 2020 hat sich in einer stetig steigenden 
Zahl an (vor allem) Stadtkreisen die Diff erenz aus Annuität 
und Mietzahlung gekehrt. Für das letzte Quartal, für das 
Daten zur Verfügung stehen (Q3 2022), übersteigt solch 
eine hypothetische Annuität in neun von zehn Kreisen ei-
ne mögliche Mietzahlung.

Und weil in diesen Modellrechnungen keine Veränderun-
gen der Eigenkapitalquoten und auch keine möglichen 
Immobilienwertverluste – allerdings auch keine erwar-
teten Mietsteigerungen in der Zukunft – berücksichtigt 
wurden, fällt die Entscheidung insbesondere für Kaufi n-
teressenten mit wenig Eigenkapital in vielen Fällen zu Un-
gunsten des Wohnungserwerbs aus. Dies macht es auch 
unwahrscheinlich, dass der Bauüberhang 2023 abgebaut 
wird; Projektentwickler:innen werden bemüht sein, Pro-
jekte zu verzögern oder sogar ganz zu stornieren.

Hoher Bedarf, doch kurzfristig werden 

Bauinvestitionen spürbar sinken

Der Zinsanstieg bedeutet also schließlich eine letzte Stu-
fe in der Problemkaskade des deutschen Wohnimmobili-

land (hier gemessen als Nettowanderungssaldo je 1.000 
Einwohner) seit jeher negativ. In den anderen westdeut-
schen Kreisstädten war die Umlandwanderung bis 2011 
im Großen und Ganzen ausgeglichen, verstärkte sich 
aber in den Folgejahren zunehmend und lag 2021 in etwa 
auf dem Niveau, das für die A-Städte vor der Wohnungs-
marktbelebung ausgewiesen wurde. Bemerkenswert ist 
zusätzlich, dass auch für die ostdeutschen Kreisstädte 
zunehmend gilt, dass es Verdrängung an die Stadtränder 
gibt. Die Einwohnerzahl in den Städten nahm gleichwohl 
zu, weil die Nettowanderungssalden aus weiter entfern-
ten Kreisen sowie aus dem Ausland positiv waren und die 
Umlandwanderung überstiegen.

Diese Gemengelage war für Projektentwickler:innen und 
auch für private und institutionelle Wohnimmobilienkäufer 
deswegen darstellbar, weil die Belastungsfaktoren durch 
die niedrigen Zinsen lange Zeit überkompensiert wurden. 
Wohnimmobilien standen sowohl bei Investoren als auch 
bei Kreditinstituten im Zentrum des Interesses, weil sie 
stabile Mieteinnahmen versprachen und weil sowohl das 
Zinsänderungs- als auch folglich das Abwertungsrisiko 
als gering eingeschätzt wurden (Just und Wiersma, 2020). 
Doch die Zinsdynamik 2022 hat alle Marktakteure zu ei-
ner Anpassung ihrer Einschätzung gezwungen, denn die 
höheren Zinsen erfordern bei unveränderten Mieten und 
selbst unveränderten Mietänderungserwartungen nied-
rigere Wohnungspreise, insbesondere, weil viel dafür-
spricht, dass Kreditinstitute und Investoren eine mögliche 
Risikoprämie für Wohnungsfi nanzierungen gegenüber 
einer risikolosen Anleihe eher erhöht als gesenkt haben. 
Die jüngsten Umfrageergebnisse aus dem Bank Lending 

Abbildung 1
Wanderungssaldo von Städten mit deren 

Umlandkreisen

je 1.000 Einwohner

Diff erenz aus Zu- und Fortzügen über die Kreisstadtgrenze. Das Umland 
besteht aus den angrenzenden Kreisen (Landkreise/kreisfreie Städte).

Quelle: empirica regio (2023).
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Gemeinsam mit der nachlassenden Investitionsbereit-
schaft wird diese Kostendynamik für Neubau-, noch stär-
ker für Bestandsimmobilien die Wohnungspreise sinken 
lassen. Im Zusammenspiel mit den steigenden Mieten 
wird dieses Sinken der Wohnungspreise die Mietrenditen 
steigen lassen, sodass sich hier ein neues Gleichgewicht 
bei höheren Zinsen einstellen wird. Viertens gibt es ne-
ben dem quantitativen Neubaubedarf auch erheblichen 
qualitativen Neubaubedarf. Dies betriff t sowohl Lagepa-
rameter (wohl eher in den Umlandgemeinden der Groß-
städte, aber nicht im ländlichen Raum) als auch Ener-
gieeffi  zienzstandards und den Bedarf an barrierearmen 
Wohnungen. Dieser letzte qualitative Aspekt wird durch 
die Alterung der Gesellschaft bedingt, wirkt aber nicht 
kurzfristig stabilisierend. Der Aspekt des energetischen 
Umbaus des Wohnimmobilienbestands dürfte auch 
kurzfristig zu neuen Bauaufträgen führen, denn die meis-
ten Banken werden hier neue Portfolioschwerpunkte set-
zen und durch die starken Energiepreisschwankungen 
werden mehr private und institutionelle Investor:innen 
jenseits von ökologischen Motiven eine Ertüchtigung des 
eigenen Bestands in Erwägung ziehen.

Kurzfristig – und dies wird wohl bis weit in das Jahr 
2024 hineinreichen, weil Immobilienmärkte durch lange 
Wirkungs- und Reaktionszeiten geprägt sind – ist mit 
deutlich rückläufi ger Wohnungsbauaktivität zu rechnen, 
doch mittelfristig sprechen weiterhin gute Gründe da-
für, dass Deutschland nicht „zu Ende gebaut ist“. Daher 

enmarktes dahingehend, dass die Bautätigkeit erheblich 
zurückgehen wird. Das Volumen neuer Hypothekarkredite 
sinkt bereits seit Wochen deutlich schneller als während 
der Finanz- und Wirtschaftskrise.

Und dennoch ist es falsch, das Bild eines „perfekten 
Sturms“ für den Wohnungsbau zu malen, so wie es seit 
Monaten von Verbänden in den Medien vermittelt wird, 
und zwar aus vier Gründen: Der wichtigste Grund ist er-
stens, dass es in den meisten Städten eben kein Flächen-
nachfrageproblem gibt. Die Wohnungsleerstandsquoten 
sind weiterhin auf sehr niedrigen Niveaus. Es müsste ei-
gentlich deutlich mehr gebaut werden, um diese Nach-
frage zu bedienen. Diese Entwicklung wird dadurch ver-
stärkt, dass die deutschen Arbeitsmärkte weiterhin sehr 
stabil sind, und dies wird auch in den nächsten Monaten 
hohe Außenzuwanderung anziehen. Perspektivisch wird 
dies durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz sogar 
eher verstärkt. Außenwanderung erfolgt zunächst in die 
Kernstädte hinein. Der Flächennachfragedruck wird bei 
rückläufi ger Bauaktivität die Mieten nicht sinken las-
sen. Wahrscheinlich werden die Wohnungsmieten so-
gar weiter steigen. Zweitens gibt es deutliche Anzeichen 
dafür, dass Energiepreise und Materialkosten nicht wei-
ter so stark wie zuletzt steigen werden. Drittens wird es 
Projektentwickler:innen geben, die strategisch gehaltene 
Grundstücke veräußern müssen. Sprich, die Bauland-
preise dürften in einer zunehmenden Zahl an Kreisen 
nicht mehr steigen, wahrscheinlich sogar sinken können. 

Abbildung 2
Wohnimmobilien in Deutschland weniger erschwinglich

Zahl der Kreise, in denen die Annuität größer als die mittlere Jahresmiete ist, (rechte Achse); durchschnittliche Diff erenz aus Annuität und mittlerer Jah-
resmiete, in Euro (linke Achse)

Die Annuitität wird für eine durchschnittliche Wohnung von 80 m² mit hedonischen Preisschätzverfahren für Angebotspreise und alle Baujahre ermittelt. 
Kaufnebenkosten 15 %; Fremdkapitalquote 80 % und Kreditlaufzeit 30 Jahre mit jeweils aktuellen Zinsen.

Quelle: empirica regio (2023).
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ist es wichtig, dafür Sorge zu tragen, dass in dieser An-
passungsphase die Elastizität des Bauangebots nicht 
zu stark gemindert wird. Das bedeutet, dass es für die 
mittelfristige Entwicklung ausschlaggebend ist, dass in 
dieser Phase nicht zu viele Bauunternehmen dauerhaft 
vom Markt verschwinden. Die heftigen Auf- und vor al-
lem Abwärtsbewegungen der Bautätigkeit in den Jahren 
nach der Wiedervereinigung hatten letztlich die Saat für 
die geringe Elastizität nach der Finanz- und Wirtschafts-
krise gesät. Daneben ist die Bereitstellung von Bauland 
weiterhin wichtig, aber angesichts der Tatsache, dass 
das Nadelöhr aktuell vor allem der Zugang zu günstigem 
Kapital ist, weniger entscheidend als noch vor zwei Jah-
ren – doch mittelfristig ist es entscheidend. Akut dürfte 
für den Wohnungsbau alles entlastend wirken, das Bau-
kosten reduzieren hilft.

Weil die Knappheit auf den Flächenmärkten beste-
hen bleibt, wird die Diskussion um eine Verschärfung 
im Mietrecht anhalten. Eine solche Diskussion wäre im 
Lichte der sowieso geschwächten Baukonjunktur nicht 
förderlich. Doch gerade daher ist es auch auf Seiten der 
Investor:innen und Projektentwickler:innen gefährlich, 
dieser Diskussion durch Ausnutzen von Mietsteigerungs-
potenzialen neue Nahrung zu geben, wissend, dass sol-
che Zurückhaltung ein Erreichen wieder auskömmlicher 
Renditen im Wohnungsbau herauszögert.

Title: Upturn Over – Interest Rates Weigh Heavily on Housing Construction
Abstract: In 2021, 293,000 dwellings were completed in Germany. This is at least 130,000 more than were completed at the low point in 
2010, but less than the government had planned in order to limit the housing shortage. It is very likely, that residential construction is go-
ing to decline following the strong increase in interest rates and already falling residential prices. This decline in residential construction 
can only be expected in the short term; in the medium term there are good reasons to believe that Germany has not fi nished building. It 
is therefore important to ensure that the elasticity of construction supply is not reduced during this adjustment phase.
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Um jedoch international wettbewerbsfähig zu sein, muss die deutsche Dateninfrastruktur 
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auf Daten aus verschiedenen Quellen zuzugreifen und diese miteinander zu kombinieren.
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Was charakterisiert unsere wissenschaftliche Dateninfra-
struktur? Das „Datenökosystem“ hierzulande ist ausdiff e-
renziert und etwas unübersichtlich: Es gibt inzwischen 42 
verschiedene, beim Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten 
(RatSWD) akkreditierte Forschungsdatenzentren (FDZ) 
und zahlreiche weitere datenhaltende Einheiten bieten ihre 
Dienste ohne Akkreditierung an. Seit 2020 gibt es den Verein 
Nationale Forschungsdateninfrastruktur (NFDI), der ab Janu-
ar 2023 27 sogenannte Konsortien über alle Disziplinen hin-
weg koordiniert. Zudem wird die Datennutzung in Deutsch-
land von einem komplexen Regelungsgefl echt in Bund und 
Ländern und einem Dickicht an Gesetzesgrundlagen für den 
Datenschutz bestimmt. Da ist es interessant, einmal über 
die Grenzen zu schauen. In Österreich gibt es seit Juli 2022 
das Austrian Micro Data Center als zentrale Plattform; darauf 
können in Zukunft alle Mikrodaten der öff entlichen Verwal-
tung und aus Registern bereitgestellt und verknüpft werden. 
Es laufen Ausschreibungen zur Förderung innovativer For-
schungsvorhaben mit genau diesen Daten. Das wirkt insge-
samt wie ein stringenter Aufbau einer Dateninfrastruktur. In 
der Schweiz ist man ähnlich aufgestellt.1

Was bedeutet eigentlich Dateninfrastruktur? Das Konzept 
ist breiter, als die genannten ersten Eindrücke suggerie-
ren. Kürzlich defi nierten die drei US Academies (Natio-
nal Academies of Sciences, Engineering, and Medicine, 
2022) Dateninfrastruktur als ein Konglomerat, das aus 

1 Für Details zum Austrian Micro Data Center siehe: https://www.statistik.
at/services/tools/services/amdc-mikrodaten-fuer-die-wissenschaft (13.
Dezember 2022). Details zur schweizerischen Interoperabilitätsplattform 
fi nden sich hier: https://www.i14y.admin.ch/de/home (14. Dezember 2022).

sechs Elementen besteht: den Daten; der Technologie, 
um mit den Daten umzugehen; der dafür erforderlichen 
Expertise; den Regeln, die den Umgang mit Daten leiten; 
der Organisation, die die Dateninfrastruktur managt und 
schließlich den Gruppen, um deren Daten es geht.

Status quo

Wenn man den Status quo der hier betrachteten Da-
teninfrastruktur in Deutschland im Vergleich zu unseren 
Nachbarländern charakterisieren möchte, wird deutlich: 
Deutschland hinkt hinterher. Diese Feststellung lässt sich 
inhaltlich, strukturell und organisatorisch unterfüttern.

Inhaltliche Perspektive: Inhaltliche Mängel der deutschen 
Dateninfrastruktur zeigen sich, sobald es staatlichen 
Handlungsbedarf – etwa in einer Krise – gibt. In der Pan-
demie wussten wir weder präzise, wie viele Menschen 
infi ziert, noch wie viele geimpft sind. Diese Datenmängel 
wurden inzwischen von vielen Kommissionen, vom Wis-
senschaftsrat und von der DFG benannt.

In der Gaspreiskrise hakt die effi  ziente Organisation öf-
fentlicher Unterstützung gerade daran, dass der Staat die 
Bürger:innen nicht auf Basis von Informationen zu Ein-
kommen und Gasnutzung zielgenau ansprechen kann. 
Grundsätzlich fehlen aktuelle Daten zur wirtschaftspo-
litischen Steuerung (z. B. zu Kurzarbeit und Insolvenzen) 
sowie insbesondere Informationen zu regionalen Preisen.

Defi zite der Datenverfügbarkeit zeigen sich auch unab-
hängig von Krisen in zahlreichen Feldern. Während z. B. 
in Deutschland die Haushalte mühsam die Kennziff ern zu 
ihrem Immobilienbesitz für den Staat zusammentragen, 
verfügt Österreich seit 2007 über digitale Grundbücher. 
Es gibt systematische Mängel der Dateninfrastruktur im 
Bildungswesen, wo unter anderem der von der Kultusmi-
nisterkonferenz 2003 empfohlene Schülerkerndatensatz 
bis heute auf seine fl ächendeckende Umsetzung wartet. 
Informationen über Schulabbrecher:innen werden bislang 
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nur in Hamburg und Bremen an die Jobcenter übermittelt, 
in den anderen Ländern ist das nicht erlaubt. Systemati-
sche Mängel gibt es ebenso in der Dateninfrastruktur für 
den Gesundheitsbereich. Die Grenzen der Leistungsfähig-
keit des öff entlichen Gesundheitsdienstes haben wir wäh-
rend der Coronapandemie erfahren. Das E-Rezept und 
die elektronische Patientenakte sind weitere prominente 
Beispiele für Mängel im Bereich von Digitalisierung und 
Datenbereitstellung in Deutschland. In Großbritannien bie-
ten solche Instrumente seit 30 Jahren die Basis nicht nur 
für die Dienstleistungen und Verwaltung, sondern auch für 
die Forschung. Auch in Ländern, die den gleichen daten-
schutzrechtlichen Rahmenbedingungen wie Deutschland 
unterworfen sind, z. B. Dänemark, sind solche Instrumente 
schon lange etablierte Praxis und damit auch Grundlage 
und Ausgangspunkt von Forschung. Ein letztes Beispiel 
für inhaltliche Herausforderungen der Dateninfrastruktur 
ist der registerbasierte Zensus. In vielen europäischen 
Ländern ist er längst Standard. In Deutschland hingegen 
stellt er noch immer eine imposante Herausforderung dar.

Strukturelle Perspektive: Vor der letzten Bundestagswahl ha-
ben verschiedene Gruppen Vorschläge zur Verbesserung 
der Dateninfrastruktur aus der Perspektive der Wissenschaft 
zusammengetragen. Folgende Kernelemente wurden unter 
anderem vom RatSWD (2021) benannt:

• Das Statistische Bundesamt und der statistische Ver-
bund benötigen mehr Ressourcen für ihre Forschungs-
datenzentren, eine gesetzliche Regelung des „remote 
access“ zu den Daten, einen Forschungsauftrag und ein 
Forschungsinstitut am Statistischen Bundesamt.

• Die bestehenden (gesetzlichen) Hürden der Datenver-
knüpfung sollten abgebaut werden, gegebenenfalls 
über die Einrichtung einer Datentreuhänderstelle.

• Datenschutzregelungen und deren Anwendung sollten 
über regionale und institutionelle Einheiten vereinheit-
licht werden.

• Der Zugang zu Register- und Verwaltungsdaten für 
wissenschaftliche Zwecke sollte ermöglicht und die 
Wissenschaft bei der Umsetzung eines registerbasier-
ten Zensus eingebunden werden.

• Das Forschungsprivileg ist zu stärken: die Vertraulich-
keit von Forschungsdaten muss gesichert werden, 
Verschwiegenheitspfl icht für Forschende, Zeugnisver-
weigerungsrecht für Forschende, Beschlagnahmever-
bot von Forschungsunterlagen sollten gesetzlich ver-
ankert werden (RatSWD, 2022a).

Organisatorische Perspektive: Die organisatorischen Män-
gel der amtlichen deutschen Statistik-Dateninfrastruktur 
– ein wichtiger Baustein der Dateninfrastruktur – wurden 
erst kürzlich offi  ziell benannt. Das europäische Statistische 
System führt Peer Reviews zur Einhaltung seines Verhal-

tenskodexes durch. Der Bericht über das deutsche natio-
nale statistische System wurde im Dezember 2021 bekannt 
gemacht (Markelevicius et al., 2021, 4). Dort heißt es: „Ins-
gesamt bewegt sich das deutsche statistische System bei 
der Einhaltung des Verhaltenskodex für europäische Sta-
tistiken auf einem guten Niveau. Das Peer-Review-Team 
hat dennoch acht Empfehlungen zur Einhaltung des Kodex 
und fünfzehn Empfehlungen für Verbesserungen heraus-
gearbeitet, (...).“ Diese Empfehlungen richten sich nicht 
gegen die Amtsführung des Statistischen Bundesamtes 
(Destatis), sondern kommentieren die Rolle der amtlichen 
Statistik in Deutschland. Aus wissenschaftlicher Sicht sind 
folgende Empfehlungen von besonderem Interesse:

• Die Transparenz bei künftigen Ernennungen von 
Präsident:innen von Destatis ist zu verbessern (E5). Hier 
wäre auch eine wissenschaftliche Qualifi kation hilfreich.

• Der Arbeitsplan der amtlichen Statistik sollte veröff ent-
licht werde (E6). Zu diesem Zweck wurde inzwischen 
eine Kommission eingesetzt.2

• Die amtliche Statistik sollte bei der Gestaltung und 
Weiterentwicklung von Verwaltungsdatensätzen ein-
gebunden werden (E7). Hier könnte eine wissenschaft-
liche Beratung hilfreich sein.

• Destatis sollte Zugang zu einem nationalen Bevölke-
rungsregister erhalten. Dazu gehört ein gesicherter 
Zugang zum Register als Auswahlgrundlage und Da-
tenquelle für Bevölkerungsstatistiken. (E9)

• Das Innenministerium sollte sicherstellen, dass alle 
Statistikbehörden die nötigen personellen und fi nan-
ziellen Ressourcen erhalten. Außerdem sollten die für 
Forschungsvorhaben benötigten Ressourcen verfüg-
bar sein. (E14)

• Die Nutzung der Forschungsdatenzentren sollte erwei-
tert und Fernzugriff  auf Mikrodaten ermöglicht werden. 
Der bürokratische Aufwand beim Mikrodatenzugang 
sollte verringert werden. (E20)

Ein Beheben dieser organisatorischen Mängel käme nicht 
nur der Verwaltung zugute, sondern wäre auch für Wissen-
schaft, Wirtschaft und Gesellschaft von großem Nutzen.

2 Siehe https://www.destatis.de/DE/Ueber-uns/Leitung-Organisation/
KomZS/aufgaben-einfuehrung.html (14. Dezember 2022).

Prof. Regina T. Riphahn, Ph.D., lehrt Statistik und 

empirische Wirtschaftsforschung an der FAU Erlangen-

Nürnberg und saß bis 2020 dem Rat für Sozial- und 

Wirtschaftsdaten vor.
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Anstehende Entwicklungen

Es gibt jedoch auch drei Dimensionen, die Hoff nung für 
die weitere Entwicklung machen: 

Data Governance Act: Die EU ist im Bereich der Daten ge-
setzgeberisch sehr aktiv. Es gibt bereits den Digital Servi-
ces Act, den Digital Market Act, den Data Governance Act 
und ein Data Act ist in Vorbereitung. Für die Weiterentwick-
lung der Forschungsdateninfrastruktur ist der vor wenigen 
Monaten verabschiedete DGA eine wichtige Chance. Er 
wurde am 30. Mai 2022 veröff entlicht und ist ab dem 24. 
September 2023 anzuwenden. Die EU-Kommission (2022) 
beschreibt Anlass und Inhalt des Gesetztes, wie folgt: „Der 
Data Governance Act (...) zielt darauf ab, das Vertrauen in 
den Datenaustausch zu stärken, die Mechanismen zur Er-
höhung der Datenverfügbarkeit zu stärken und technische 
Hindernisse für die Weiterverwendung von Daten zu über-
winden.“ Dazu benennt die Kommission vier Maßnahmen-
pakete: (1) Erleichterung der Weiterverwendung von Daten 
im Besitz öff entlicher Stellen, z. B. für die Forschung. (2) 
Regelung von Datenvermittlungsdiensten. (3) Maßnahmen, 
die es Bürger:innen und Unternehmen erleichtern, ihre Da-
ten zum Wohle der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. (4) 
Erleichterung des sektor- und grenzübergreifenden Daten-
austauschs. Um den Zugang zu und die Weiterverwendung 
von Daten des öff entlichen Sektors zu verbessern, müssen 
von jedem Mitgliedsland laut DGA bis September 2023 zwei 
Arten von Einrichtungen benannt werden:

(1) Zuständige Stellen: dabei handelt es sich um Einrichtun-
gen, die für bestimmte Sektoren (z. B. Gesundheit, Bildung) 
verantwortlich sind und öff entliche Dateninhaber:innen bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützen. Sie beraten 
und leisten technische Unterstützung, z. B. um über den Zu-
gang zur Weiterverarbeitung von Daten zu entscheiden oder 
um eine sichere Verarbeitungsumgebung bereitzustellen.

(2) Zentrale Informationsstelle: diese ist in jedem Mitglieds-
land einzurichten und soll eine Vielzahl von Aufgaben über-
nehmen. Sie erstellt einen Gesamtkatalog und einheitlichen 
Zugangspunkt für alle Daten öff entlicher Stellen. Sie gewähr-
leistet, dass alle Informationen zu sämtlichen bereitgestellten 
öff entlichen Daten erhältlich und leicht zugänglich sind. Sie 
kann Anfragen entgegennehmen und weiterleiten und wird 
zum „one stop shop“ für öff entliche Daten. Die nationalen 
Stellen werden in einem EU-Portal zusammengeführt.

Auch Deutschland muss diese Forderungen umsetzen. Das 
bietet eine Chance, die öff entliche Dateninfrastruktur zu 
strukturieren und neu aufzustellen. Derzeit sind die öff ent-
lich fi nanzierten Daten auf zahllose verschiedene datenhal-
tende Stellen in den Gebietskörperschaften und weiteren öf-
fentlichen Einrichtungen verteilt. Der DGA bietet Anlass und 

Chance, bestehende Strukturen zu überarbeiten, zu harmo-
nisieren und nicht nur für die Forschung, sondern auch für 
Wirtschaft und Gesellschaft zugänglicher zu machen.

Digitalstrategie der Bundesregierung: Im Sommer 2022 ver-
öff entlichte die Bundesregierung (2022) ein Dokument, das 
gewichtige Zusagen für die weitere Ausgestaltung der For-
schungsdateninfrastruktur enthält. Dazu gehört, dass sich 
die Bundesregierung 2025 daran messen lassen will, ob:

• Daten aus verschiedenen Datenräumen in Wirtschaft, 
Wissenschaft, Verwaltung und Gesellschaft nach Nut-
zendeninteressen kombinierbar sind.

• ein Dateninstitut eingerichtet ist, das die Datenverfüg-
barkeit und -standardisierung in Deutschland vorantreibt 
und Datentreuhändlermodelle sowie Lizenzen etabliert.

• ein Forschungsdatengesetz den Zugang zu For-
schungsdaten für öff entliche und private Forschung 
umfassend verbessert und vereinfacht hat und For-
schungsklauseln eingeführt wurden.

• sich die NFDI als „das Netzwerk“ in der deutschen Wis-
senschaftslandschaft etabliert hat und Forschungsda-
ten zur Nutzung für neue Geschäftsmodelle, Innovatio-
nen und einen modernen Staat besser zugänglich sind.

• die Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft ge-
stärkt ist und die Forschung dadurch besseren Zugang 
zu Daten aus der Wirtschaft hat.

Vorbereitung für ein Dateninstitut: Am Ende der letzten Le-
gislaturperiode verabschiedete das Kabinett Merkel eine 
Datenstrategie (Bundesregierung, 2021), in deren Vorberei-
tung sich der RatSWD seinerzeit stark engagiert hat. Diese 
Datenstrategie enthielt einige Vorläuferideen für ein mögli-
ches Dateninstitut. Dazu gehören unter anderem: (1) In ei-
nem Datenatlas sollen die Datenbestände der Bundesver-
waltung analysiert und überprüft werden. (2) Ein gemeinsa-
mer interner Datenpool der Bundesbehörden soll relevante 
Daten für Regierungshandeln standardisiert zusammen-
führen. (3) Eine Verwaltungsdaten-Informationsplattform 
schaff t einen umfassenden öff entlichen Überblick über 
öff entliche Datenbestände. (4) Die Datentransparenzstelle 
des Statistischen Bundesamtes deckt Inkohärenzen in Da-
tensätzen auf und zeigt Handlungsoptionen auf.

Die Datenstrategie war damals überwiegend ein unver-
bindlicher Plan, den die letzte Bundesregierung ein halbes 
Jahr vor der Wahl bekannt gemacht hat.3 Darüber hinaus 
war seine Wirkmacht unklar. Allerdings tauchten nach der 
Wahl im Koalitionsvertrag 2021 Konkretisierungen auf. 

3 Als verbindliches Element wurde beschlossen, dass alle Bundesministe-
rien und das Bundeskanzleramt eigene Datenlabore gründen und Chief 
Data Scientists einstellen. Das Ziel war unter anderem, die Datenkompe-
tenz in der Verwaltung zu stärken und datenbasierte Politik zu gestalten.
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Z. B. wurde verabredet: „Ein Dateninstitut soll Datenverfüg-
barkeit und -standardisierung vorantreiben, Datentreuhän-
dermodelle und Lizenzen etablieren“ (SPD et al., 2021, 17).

Um dies umzusetzen, wurden im Herbst 2022 vom Bun-
desministerium des Inneren und Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz Stakeholderbefragungen 
koordiniert. Dabei scheint die präzise Zielsetzung für das 
Dateninstitut auch in Relation zum EU Data Governance 
Act derzeit noch off en zu sein. Am 7.10.2022 wurde eine 
vierköpfi ge Gründungskommission eingesetzt, zu der 
nachträglich (noch) ein Vertreter der Wissenschaft hinzu 
gebeten wurde. Die Gründungskommission hat bereits 
am 9.12.2022 einen ersten Zwischenbericht präsentiert 
(BMI, 2022). Dieser erläutert, dass das Dateninstitut über 
die Arbeit an Pilotprojekten oder Use Cases aufgebaut 
werden soll, die die Bedarfe unterschiedlicher Interessen-
gruppen berücksichtigen. Dieser agile Ansatz erscheint 
sinnvoll. Wenn jedoch tatsächlich zuvorderst solche Pro-
jekte angegangen werden, die im bestehenden gesetz-
lichen Rahmen umgesetzt werden können, steht zu be-
fürchten, dass der Nutzen für die unabhängige Forschung 
überschaubar bleibt, denn diese wird meist durch harte 
gesetzliche Vorschriften ausgebremst.

Insgesamt warten auf das Dateninstitut wichtige Aufga-
ben. Die Kommission Zukunft Statistik (2022), der RatSWD 
(2022b) und der Rat für Informationsinfrastrukturen (RfII, 
2022) haben sich hierzu in Positionspapieren geäußert. 
Folgende Aspekte sind aus Forschungssicht bei der Ein-
richtung und Organisation des Dateninstituts wichtig:

• Datenzugang sollte der Wissenschaft insbesondere zu 
Verwaltungs- und Registerdaten ermöglicht werden. 
Aber auch für die Nutzung von Unternehmensdaten 
sind Modelle zu entwickeln.

• Datenverknüpfung ist inhaltlich unverzichtbar und er-
fordert die Änderung rechtlicher Rahmenbedingungen. 
Die Umsetzung kann gegebenenfalls über ein Treuhän-
dermodell erfolgen.

• Belange der Wissenschaft sollten im Dateninstitut 
strukturell repräsentiert werden. Wissenschaftliche Ex-
pertise sollte schon bei der Konzeption des Dateninsti-
tuts – etwa über den RatSWD – eingebunden werden.

• Es sollte ein gesellschaftlicher Diskurs über die Kosten 
verweigerten Datenzugangs und die Bedeutung evi-
denzbasierter Politik initiiert werden.

• Das Dateninstitut sollte gegenüber Bundesministerien 
und staatlichen Regulierungsbehörden unabhängig 
sein, damit freies Schnittstellenmanagement über Inf-
rastrukturgrenzen hinweg möglich ist.

• Das Dateninstitut sollte zur Strukturierung der Daten-
landschaft koordinierend beitragen und ausdiff eren-
zierte Zugangsarchitekturen bündeln.

• Dabei muss die europäische Dimension von Beginn 
an mitgedacht und die Entwicklungen nach dem Data 
Governance Act proaktiv begleitet werden.

Insgesamt bleibt zu hoff en, dass sich durch das Zusam-
menspiel von Data Governance Act, Digitalstrategie der 
Bundesregierung und einer problemorientierten Ausge-
staltung des Dateninstituts der Datenzugang für die For-
schung und damit die Funktionalität der deutschen Da-
teninfrastruktur verbessern.

Nächste Schritte

Für die Vertreter:innen der Wissenschaft stellen sich vier 
zentrale Aufgaben:

Eruieren: Damit die Interessen der Forschenden zielgenau 
vertreten werden können, ist es wichtig, deren Bedarfe zu 
kennen. Dazu führt z. B. der Verein für Socialpolitik, die 
Fachgesellschaft der Volkswirt:innen im deutschsprachi-
gen Raum, 2023 eine Befragung seiner ca. 4.000 Mitglie-
der durch. Es gilt herauszufi nden, in welchen Bereichen 
des Datenzugangs die Schwierigkeiten am gravierends-
ten sind. Gemeinsam mit den Stakeholder:innen aus Be-
hörden und Verwaltung sollen daraus Empfehlungen ab-
geleitet werden, um zur Verbesserung der Infrastruktur 
für die Forschung und damit auch für die evidenzbasierte 
Politikgestaltung beizutragen.

Informieren: Die Situation der deutschen Dateninfrastruk-
tur erschwert es auch jungen Forschenden, auf interna-
tional wettbewerbsfähigem Niveau zu arbeiten. Es gilt, 
darauf hinzuweisen und über die Optionen im Ausland 
zu informieren. Viele Fragen kann man besser (oder nur) 
für Norwegen, Schweden, Dänemark, Finnland und dem-
nächst Österreich als für Deutschland erforschen. Auf die-
se strukturellen Standortnachteile Deutschlands müssen 
Politik und Öff entlichkeit hingewiesen werden, denn nicht 
in allen Politikfeldern ist es sinnvoll oder hinreichend, sich 
auf Informationen aus dem Ausland zu verlassen.

Kommentieren: Die Stimme der Wissenschaft fi ndet nicht 
automatisch in den anstehenden Prozessen Gehör. Daher 
ist es Aufgabe der Fachgesellschaften und der organisier-
ten Wissenschaftsvertretung – etwa der Allianzorganisati-
onen4 – Stellung zu beziehen. Die europäische Gesetzge-
bung und die Vorhaben der Bundesregierung lassen auf 
positive Weiterentwicklung hoff en. Aber es bleibt erfor-
derlich, dass die Wissenschaft dieses konstruktiv und kri-
tisch begleitet und sich weiterhin vernehmlich einbringt.

4 Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen ist ein Zusammenschluss von 
Wissenschafts- und Forschungsorganisationen in Deutschland; https://
www.allianz-der-wissenschaftsorganisationen.de/ (14. Dezember 2022).
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Korrigieren: Die Schwächen des Datenzugangs in Deutsch-
land sind eng mit der Art der Handhabung unserer Daten-
schutzregelungen verknüpft. Das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung, genauer das Recht auf Datenschutz, 
sollte nicht als „Supergrundrecht“ zulasten anderer Rechte 
und berechtigter Interessen missbraucht und als Vorwand 
genutzt werden, um Forschung und Transparenz zu verhin-
dern. Es ist wichtig, Politik und Öff entlichkeit darüber zu infor-
mieren, dass die Nichtverfügbarkeit und die Nichtnutzbarkeit 
von Daten und damit fehlende Evidenz als Grundlage für poli-
tische Entscheidungen erhebliche Kosten für alle verursacht.

Im Bereich des nicht-digitalisierten Gesundheitswesens ist 
das besonders off ensichtlich, wenn dringend benötigte Pati-
enteninformationen nicht vorliegen, weil digitaler Zugriff  im-
mer noch nicht möglich ist. Aber die Kosten extrem ausge-
legter Datenschutzregelungen fallen auch an zahllosen an-
deren Stellen an. Das reicht von der Bildungsförderung von 
Kindern bis zur berufl ichen Weiterbildung, über zielgenaue 
Sozialpolitik, die Feinjustierung des Rechtsstaates auf Ba-
sis kriminologischer Forschung bis zu Fragen der Energie-
nutzung, -erzeugung und -übermittlung. Datenschutz muss 
eingehalten werden, das steht außer Frage. Aber andere EU-
Länder zeigen, dass Datenschutz und Datenzugang für die 
Wissenschaft sich nicht widersprechen. Solange Deutsch-
land in allen Forschenden zuerst Datenschnüffl  er:innen ver-
mutet, die es mit aller Kraft zu bremsen gilt, solange tun wir 
uns im internationalen Wettbewerb unnötig schwer, hinken 
immer weiter hinterher und tragen dafür hohe Kosten.

Fazit

Es gibt genug zu tun, um den Rückstand Deutschlands 
auf seine Nachbarländer nicht noch größer werden zu las-
sen. Die US Academies benennen die Bedeutung moder-
ner Dateninfrastruktur, wie folgt: „Amtliche Statistik und 
wissenschaftliche Forschung brauchen Zugang zu ver-
knüpfbaren Daten, um die Qualität, Aktualität, Granulari-
tät und Nützlichkeit der Statistik zu verbessern, um rigo-
rose sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Forschung 
zu ermöglichen und evidenzbasierte Politikgestaltung 
und Programmevaluation zu unterstützen.“5

5 Eigene Übersetzung (National Academies of Sciences, Engineering, 
and Medicine, 2022, 5-19).

Um auf diesem Weg auch in Deutschland weiterzukommen, 
brauchen wir (1) die fi nanzielle Stärkung eines forschungsaf-
fi nen statistischen Verbundes und seiner Forschungsdaten-
zentren, (2) eine Lösung der Datenverknüpfungsprobleme 
einschließlich einer Anpassung des rechtlichen Rahmens, 
(3) Forschungszugang zu Register- und Verwaltungsdaten, 
wie es inzwischen international (und unter europäischem 
Datenschutzrecht) üblich ist, (4) eine „zentrale Informations-
stelle“ im Sinne des DGA, die gemeinsam mit und auch mit 
Blick auf die Bedarfe von Forschung und Wissenschaft auf-
gebaut wird und (5) eine Dateninfrastruktur, die sich in Rich-
tung auf Koordination und Harmonisierung bewegt.

Unabhängige empirische Forschung ist für das Wohl der 
Gesellschaft und die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
essenziell. Aber gute Forschung braucht gute Daten. Diese 
nicht verfügbar zu machen, richtet erheblichen Schaden an.
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Die Situation ist sehr ernst. Etliche Gaskunden werden im 
Winter ihre Heizung herunterdrehen oder ihre Produktion 
herunterfahren müssen. Je kälter der Winter, desto größer 
das Problem. Ökonomen sind sich weitgehend einig, dass 
die Politik die Entscheidung, wer wie viel Gas einspart, 
dem Markt und dem Preismechanismus überlassen soll 
(z. B. Bayer et al., 2022; Ockenfels, 2022). Dafür gibt es 
gute Gründe, auch wenn hohe Preise und die damit ver-
bundenen Verbrauchsreduktionen sehr schmerzhaft 
sind. Und so gehen auch praktisch alle Maßnahmen der 
Bundesregierung und der Bundesnetzagentur zur Vorbe-
reitung auf und zum Umgang mit einer Gasmangellage 
davon aus, dass der Gashandel funktionieren wird und 
die Gaszuteilung im Wesentlichen übernimmt. Doch was, 
wenn der Handel im Gasmarkt zusammenbricht? Gänz-
lich unwahrscheinlich ist das nicht (Wambach, 2022).

Wie kann es zu einem Marktzusammenbruch 

kommen?

Deutschlands Unternehmen, Energiekonzerne und Haus-
halte müssen angesichts des knappen Angebots ihren Gas-
verbrauch in diesem Winter, in dem der Gasverbrauch mehr 
als doppelt so hoch ist wie im Sommer, um etwa 10 % bis 
zu 25 % im Vergleich zum üblichen Verbrauch reduzieren 
(Bachmann et al., 2022; EWI, 2022). In solchen Zeiten, in de-
nen Märkte für essenzielle Güter mit extremer Knappheit zu 
kämpfen haben, steigt das Risiko, dass sie kollabieren.

Die Gründe dafür sind vielfältig. So triff t das unfl exible 
Gasangebot auf eine träge Nachfrage: Haushalte etwa 

reagieren nur sehr eingeschränkt auf Preiserhöhungen, 
da oft fi xe Preise vereinbart wurden und deswegen kurz-
fristige Änderungen der Großhandelspreise irrelevant für 
den Gaskonsum sind. Haushalte erreichen Preissigna-
le oft auch erst mit deutlicher Verzögerung, da sie diese 
nicht unmittelbar sehen und ihren Verbrauch nicht per-
manent messen und entsprechend anpassen können. 
Schließlich ist die Nachfrage auch träge, weil Haushalte 
ihre Heizung nicht beliebig herunterstellen können (Tie-
demann et al., 2022). Wenn sich aber sowohl Nachfrage 
als auch Angebot von immer höheren Preisen kaum be-
eindrucken lassen, ist es möglich, dass der Markt keinen 
Preis ermitteln kann, der Angebot und Nachfrage zum 
Ausgleich bringt (vgl. Abbildung 1). Der Markt versagt 
dann bei seiner zentralen Aufgabe. Während ein solcher 
Marktzusammenbruch in kaum einem Lehrbuch der Wirt-
schaftswissenschaften zu fi nden ist, ist er nicht bloß ei-
ne theoretische Besonderheit. Solche Situationen sind 
etwa aus Strommärkten bekannt, in denen bei extremer 
Knappheit verbunden mit unfl exibler Nachfrage der Markt 
keinen Strompreis ermitteln kann (Cramton und Ocken-
fels, 2012). Die Folgen sind kontrollierte oder unkontrol-
lierte Blackouts, die ganze Regionen von der Stromver-
sorgung abtrennen, mit desaströsen Folgen, wie man sie 
zuletzt in Texas beobachten konnte (Cramton, 2022). In 
Strommärkten sind solche Herausforderungen aufgrund 
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Quelle: ZEW.

Abbildung 1
Unelastisches Gasangebot triff t auf unelastische 

Gasnachfrage

ct/kWh

Angebot Nachfrage

kWh

der Nichtlagerbarkeit von großen Strommengen zwar ten-
denziell größer als in Gasmärkten, doch auch beim Gas 
können sie in extremen Knappheitssituationen nicht aus-
geschlossen werden.

Ein anderer Grund für einen Marktkollaps ist, dass wegen 
einer stark ansteigenden Nachfrage infolge einer Kaltfront 
die Preise an der Gasbörse in ungeahnte Höhen schnel-
len, zugleich auch die Marktmacht der Anbietenden zu-
nimmt und die Gasbörse infolgedessen entscheidet, den 
Handel einzustellen. Im Finanzmarkt sind solche Reak-
tionen von Handelsplattformen auf extreme Ereignisse 
nicht unbekannt. Auch kann die Gaseinspeisung so nied-
rig sein, dass die Systemstabilität gefährdet wird und es 
schließlich zu einem Zusammenbruch der Gasversorgung 
kommt. Dies kann auch passieren, wenn wegen extrem 
hoher Preise Gaseinkäufer wie z. B. die Stadtwerke sich 
das Gas aus Liquiditäts- oder anderen Gründen nicht 
mehr leisten können, ihre Kunden aber weiter Gas konsu-
mieren, und nicht ausreichend Gas vorhanden ist, sodass 
die Marktgebietsverantwortlichen und Regulierer die 
Nachfrage nicht mehr über eine Bereitstellung über Re-
gelenergie oder durch Ausspeicherung bedienen können.

Einige der derzeit diskutierten politischen Eingriff e können 
diese Szenarien wahrscheinlicher machen. In verschiede-
nen EU-Mitgliedsländern werden angesichts exorbitanter 
Preise und dem damit einhergehenden sozialen Spreng-
stoff  Forderungen laut, nationale Märkte abzuschotten 
oder fundamentale Prinzipien wettbewerblicher Märkte 
und der Preisbildung in Gas- und Strommärkten außer 
Kraft zu setzen und damit auch die Anreize für ein mög-
lichst großes Angebot und eine möglichst geringe Nachfra-
ge abzuschwächen. Aber Maßnahmen, die direkt oder in-
direkt zu einem erhöhten Nachfrageüberhang führen, ver-
stärken die Knappheitssituation statt sie zu mindern, und 
erhöhen damit das Risiko eines Marktzusammenbruchs.

Es kann auch gute ökonomische Gründe geben, warum die 
Gaszuteilung nicht allein dem Markt überlassen werden 
sollte. Einer ist Versorgungssicherheit. Der Markt erzeugt 
aus sich heraus nur unzureichende Anreize, die Risiken 
abzusichern, die sich durch gewaltige Abhängigkeiten von 
politischer und marktmächtiger Einfl ussnahme aus Russ-
land und anderswo ergeben können. Auch berücksichtigt 
ein einzelner Gaskunde nicht den Eff ekt seiner Entschei-
dung auf das Risiko einer Lieferunterbrechung, falls es zu 
einem Systemungleichgewicht kommt. Es ist angesichts 
solcher externen Eff ekte unwahrscheinlich, dass der Markt 
auf sich allein gestellt ein gesellschaftlich erwünschtes Ni-
veau an Versorgungssicherheit herstellen kann (z. B. Ott 
und Wambach, 2021; Cramton et al., 2013). Auch die Gas-
speicher können kein ausreichendes Maß an Versorgungs-
sicherheit herstellen, wenn sie allein den Marktanreizen 
folgen. Versäumen Politik und Regulierung, ergänzend Ver-
sorgungssicherheit zu garantieren, kann der Markt in eine 
bedrohliche Schiefl age geraten. In dieser Situation befi n-
den wir uns nun.

Schon die Möglichkeit eines Marktkollapses hat 

große Konsequenzen

Wenn der Markt nicht mehr seine Funktionen wahrneh-
men kann, muss der Staat einspringen und im Extremfall 
auch die Zuteilung von Gas und dabei zumindest indirekt 
die Gaspreise bestimmen. Dies ist eine Aufgabe, bei der 
kostspielige Fehler kaum zu vermeiden sind, mit mögli-
cherweise katastrophalen Auswirkungen für viele Betrof-
fene (Bayer und Wambach, 2022). Doch die Frage, wie 
genau ein Marktkollaps gehandhabt werden soll, erhält 
vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit. Selbst wenn die 
Wahrscheinlichkeit für einen Kollaps gering ist, braucht 
es heute schon gut kommunizierte Pläne für den Ernst-
fall. Denn die Antwort auf die Frage, was genau bei einem 
Marktzusammenbruch passiert, hat erhebliche Auswir-
kungen auf das Verhalten heute und damit auch auf die 
Wahrscheinlichkeit eines Kollapses. Wenn eine Unterneh-
merin glaubt, dass ihr Unternehmen in der Gasmangel-
lage zu einem vergleichsweise moderaten Preis prioritär 
Gas zugeteilt bekommt, hat sie wenig Anreiz, sich darauf 
vorzubereiten. Wenn sie aber glaubt, dass sie bei einer 
Gasmangellage leer ausgeht oder der Gaspreis bei einer 
Zuteilung sehr hoch sein wird, ist der Anreiz groß, sich 
auf den Mangelfall mit aller Kraft vorzubereiten. In eini-
gen Strommärkten wird deswegen für den Fall extremer 
Stromknappheit der Markt ausgesetzt und der Strom-
preis stattdessen administrativ auf ein sehr hohes Niveau 
(beispielsweise mehr als das Hundertfache des normalen 
Preises) festgesetzt, um ausreichend Vorsorgeanreize vor 
der Mangellage und starke Sparanreize in der Mangella-
ge zu geben. Der Preis soll die Zahlungsbereitschaft der 
Nachfrage widerspiegeln, um unfreiwillige Abschaltungen 
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abzuwehren; diesen Preis kann der Markt aus sich heraus 
nicht ermitteln.

Preise und Zuteilungsmechanismen in der Mangellage be-
einfl ussen die Wahrscheinlichkeit für das Eintreten einer 
Mangellage. Die Anreize werden idealerweise so gesetzt, 
dass diese Wahrscheinlichkeit klein ist. Im ungünstigen Fall 
aber – die Situation, in der wir uns befi nden – bleibt Politik 
und Regulierung viele Antworten schuldig, wer bei einem 
Marktzusammenbruch wie viel Gas erhält und welchen Preis 
er wird zahlen müssen, sodass die Anreize verwässern.

Wie soll Gas bei einem Marktzusammenbruch 

zugeteilt werden?

Der Notfallplan Gas der Bundesregierung sieht eine Ra-
tionierung durch die Bundesnetzagentur auf Stufe 3, der 
Notfallstufe, vor. Dabei soll sie die im öff entlichen Interes-
se liegende Versorgung sicherstellen, einen Ausgleich der 
elektrizitäts- und gaswirtschaftlichen Bedürfnisse und In-
teressen der Länder herbeiführen und die Versorgung der 
sogenannten privilegierten Kundengruppen sicherstellen, 
die einen besonderen Schutz genießen. Dies sind Haus-
haltskunden und grundlegende soziale Dienste.

Konzeptionell ist es sinnvoll, darüber hinaus die Unterneh-
men vorrangig zu bedienen, die eine höhere Wertschöpfung 
durch Gas aufweisen, die weniger einfach von Gas auf an-
dere Energieträger umstellen können und deren Produkte 
schlechter (aus dem Ausland) substituiert werden können. 
Während viel darüber diskutiert wird, wer Gas erhalten soll 
und wer nicht, ist auch wesentlich, nach welchen Regeln 
die Preissetzung für privilegierte oder nicht-privilegierte 
Kunden von Gas funktionieren soll, und welche Kompensa-
tionen abgeschaltete Nachfrager erhalten sollen, insbeson-
dere wenn der Markt für sich genommen keine markträu-
menden bzw. keine zuverlässigen Preissignale aussenden 
kann und der Regulierer durch seine Entscheidungen die 
Preise und Opportunitätskosten beeinfl usst.

Marktwirtschaftliche Mechanismen könnten dazu bei-
tragen, Unternehmen mit geringer und solche mit hoher 
Wertschöpfung zu identifi zieren. Das Gas, das nach Zu-
teilung an die privilegierten Kunden an die weitere Kund-
schaft geht, könnte auch dann noch durch Wettbewerbs-
verfahren zugeteilt werden, wenn der sonstige Handel 
teils ausgesetzt ist (Cramton et al., 2022). Eine Möglichkeit 
wäre, die Zuteilung des knappen Gases auf privilegierte 
und nicht-privilegierte Kunden zu steuern, indem fl exibel 
und transparent in einem gemeinsamen ökonomischen 
Rahmen Lizenzen für die Nutzung des verfügbaren Gases 
je nach Kundengruppen zu Festpreisen oder in Wettbe-
werbsverfahren ausgegeben werden (Ockenfels, 2022; 
Schlecht et al., 2022). Den meisten Lizenzinhabern könn-

te man den Handel mit den Lizenzen erlauben. So kann 
den Preissignalen und Opportunitätskosten des Gasver-
brauchs die maximal mögliche Rolle bei der Zuteilung zu-
kommen. Außerdem würde durch die Konzentration der 
Nachfrage nach dem verfügbaren Gas im Lizenzmarkt ein 
Teil der Renten im Gasmarkt nicht an die Gasanbieter ge-
hen, sondern an den Staat. Diese Einnahmen können für 
die fi nanzielle Entlastung der Nachfrage verwendet wer-
den (weitere Details zum Lizenzmarkt: Ockenfels, 2022).

Was sollte zur Vorbereitung auf eine Gasmangellage 

geschehen?

Die Sorge vor einem Marktzusammenbruch wirkt sich 
schon heute aus. Dass Unternehmen nicht wissen, ob 
sie im Rationierungsfall Gas bekommen und wie viel, hat 
Einfl uss auf ihr heutiges Verhalten, etwa indem sie heute 
vorproduzieren, um im Krisenfall lieferfähig zu sein. Mit 
dem höheren Gaskonsum könnten sie aber damit zur Kri-
senentsteheung beitragen. Wenn sie stattdessen sicher 
sein könnten, ob und wie viel Gas sie auch im Rationie-
rungsfall zugeteilt bekommen würden, könnten sie heute 
den Verbrauch reduzieren. Manche Unternehmen mögen 
wegen der unsicheren Lage schon heute die Produktion 
ins Ausland verlagern. Die sogenannten Pull-Anreize, die 
durch die unklaren Gaspreise in einer Gasmangellage 
ausgehen, führen noch nicht unbedingt zu einer optima-
len Reduktion im Gasverbrauch.

Deshalb sind zusätzliche Anstrengungen notwendig – der 
Push-Anreiz, der ergänzend Vorsorgeinvestitionen an-
schieben soll. Eine vielversprechende Implementierung 
dieser Push-Anreize sind Abschalt- oder Umstellungsauk-
tionen (Cramton et al., 2022), die über die derzeit geplan-
ten hinausgehen würden. Unternehmen bekommen dann 
Geld dafür, dass sie Vorsorge treff en, um in bestimmten 
Situationen ihre Gasnachfrage nach Auff orderung her-
unterfahren zu können, etwa indem sie ihre Produktion 
herunterfahren oder indem sie befähigt werden, Investiti-
onen für den Einsatz anderer Energieträger zu stemmen 
(Fuel-Switch). In Strommärkten (Cramton und Ockenfels, 
2012), bei der Produktion von Impfstoff en in der Pandemie 
(Ockenfels, 2021) und in anderen Krisensituationen (Cram-
ton et al., 2020) gibt es ähnliche Push-Anreize, die ergän-
zend zu den Pull-Anreizen zusätzliche Anstrengungen er-
zeugen sollen, um für mögliche Krisen vorbereitet zu sein.

Anders als die Bundesnetzagentur dies bislang plant 
sollten solche Reduktionen des Gasverbrauchs nicht nur 
stunden- oder tageweise erfolgen, sondern für Wochen 
oder gar Monate – die Knappheitssituation dauert den 
ganzen Winter an und ist nicht nach ein paar Tagen be-
hoben. Darüber hinaus erleichtert Zahlungssicherheit für 
längere Amortisationszeiten größere Investitionen. Solche 
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Auktionen helfen dabei, die Unternehmen zu identifi zie-
ren, die dies zu den geringsten Investitions- und Vorberei-
tungskosten zu leisten vermögen. Marktmachtprobleme, 
die dann entstehen, wenn nur wenige Unternehmen für 
diese Auktionen infrage kommen, müssen beim Design 
der Auktion berücksichtigt werden. Eine mitunter schwie-
rige Herausforderung bei der Gestaltung von Anreizen zur 
Nachfragereduzierung ist die Festlegung eines Referenz-
punktes für die Nachfrage, mit dessen Hilfe die Reduzie-
rung gemessen werden kann.

Die bereits in Kraft getretene Befüllungspfl icht der Spei-
cher und die Ausschreibungen von sogenannten „Stra-
tegic Storage Based Options“ können bei kluger Ausge-
staltung ein weiterer solcher Push-Faktor sein (Boltz et 
al., 2022; Ockenfels und Zachmann, 2022; Gretschko und 
Ockenfels, 2022). Solche Push-Maßnahmen, konkret aus-
gestaltete Pull-Anreize und geeignete Prozeduren im Falle 
eines Marktzusammenbruchs führen nicht nur dazu, dass 
sich ein Kollaps besser managen lässt, sondern auch, 
dass er weniger wahrscheinlich wird.

Handlungsempfehlungen

• Die Bundesnetzagentur sollte klarstellen, wie sie im 
Falle eines Marktzusammenbruchs agieren wird.

• Bei diesem Marktzusammenbruch sollten preisbasierte 
Instrumente eingesetzt werden: Eine Form wäre, Zertifi -
kate für den Gasbezug den Unternehmen zuzuteilen und 
ihnen dann die Möglichkeit zu geben, diese zu handeln.

• Die Regierung sollte einen Mix an Push- und Pull-An-
reizen einsetzen, um Unternehmen dazu zu bewegen, 
noch mehr auf Gas zu verzichten.

• Eine Form der Pull-Anreize sind Abschalt- oder Um-
schaltauktionen. Anders als die derzeit geplanten Ab-
schaltauktionen sollten sie das Abschalten über meh-
rere Wochen und Monate vorsehen.
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Title: What to Do When the (Gas) Market Collapses?
Abstract: A failure of the price mechanism in the gas market cannot be ruled out. The article explains how a market collapse can occur 
and what eff ects even the possibility of such a collapse can have. It explains the essential elements that an economic framework should 
have in the shadow of a possible market collapse.
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2022 endete für viele Beschäftigte im Niedriglohnsektor mit 
sehr deutlichen Lohn- und Gehaltssteigerungen. Während 
der gesetzliche Mindestlohn im 2. Halbjahr 2021 noch bei 
9,60 Euro lag, wurde dieser zum 1. Januar 2022 auf 9,82 
Euro, zum 1. Juli auf 10,45 Euro und zum 1. Oktober 2022 
schließlich auf 12 Euro erhöht (vgl. Abbildung 1). Innerhalb 
eines Jahres entspricht dies einer Steigerung von 25 %. So-
mit liegt der gesetzliche Mindestlohn erstmals seit seiner 
Einführung in der Nähe der Niedriglohnschwelle, die vom 
Statistischen Bundesamt aktuell mit 12,50 Euro angegeben 
wird (Statistisches Bundesamt, 2022a). Von dem erhöhten 
Mindestlohn wurden mit gut 6 Mio. zudem deutlich mehr Be-
schäftigte erfasst als bei seiner Einführung 2015 (ca. 4 Mio.).

Für einen ersten Überblick zu den Auswirkungen des 12-Eu-
ro-Mindestlohns stehen die Gehälter im Zentrum. Bei der 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 2015 gab es kri-
tische Stimmen, nach denen es kaum zu Gehaltserhöhun-
gen gekommen sei; umfangreiche Arbeitszeitverkürzungen 
hätten dies verhindert (Caliendo et al., 2018). Mittlerweile 
gibt es jedoch Studien, die für die Einführung des Mindest-
lohns 2015 und den Folgejahren ausgeprägte Eff ekte auf die 
Gehälter und die verfügbaren Einkommen dokumentieren 
(Bossler und Schank, 2022; Dustmann et al., 2022; Pusch 
et al., 2021). Diese Entwicklung scheint sich aktuell zu wie-
derholen. Nach Befragungsdaten aus der direkt nach der 
Mindestlohnerhöhung erhobenen WSI-Erwerbspersonen-
befragung sind die Gehälter mit Anhebung des gesetzlichen 
Mindestlohns bereits im Oktober 2022 deutlich gestiegen.

Datengrundlagen

Für den Beitrag wurden im November 2022 erhobene Da-
ten aus der WSI-Erwerbspersonenbefragung sowie für die 
Betrachtung der schon weiter zurückliegenden Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns 2015 auch Daten aus der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) verwendet 
(Emmler, 2021; FDZ Bund Länder, 2019). Beide Befragungen 
sind Quotenstichproben, die in ihrer Ziehung und Gewich-
tung allerdings an Merkmale der Bevölkerung (z. B. Alter, 
Geschlecht, Einkommen) nach dem Mikrozensus angepasst 
wurden. Im Zentrum der WSI-Befragung stehen die Arbeits-
bedingungen der Beschäftigten. In Welle 9 der Befragung 
wurde ein Fragenblock zur Erhöhung des Mindestlohns auf-
genommen. Der Befragungsumfang beträgt 5.136 Erwerbs-
personen. Abhängig Beschäftigte mit einem Nettoeinkom-
men von bis zu 2.600 Euro wurden befragt, ob ihr Stunden-
lohn infolge der Mindestlohnanhebung erhöht wurde. Bei 
einer Antwort mit „ja“ wurde zusätzlich gefragt, ob auch der 
Bruttomonatslohn im Oktober 2022 erhöht wurde.

Zweck der hier ebenfalls verwendeten EVS ist die genaue 
Erfassung von Einkommens- und Verbrauchsbestandtei-
len. Als genaueste verfügbare amtliche Statistik in diesem 
Bereich bildet sie unter anderem die Berechnungsgrund-
lage der Bedarfe von Hartz-IV-Haushalten. Für die EVS 
werden alle fünf Jahre ca. 40.000 Haushalte befragt. Ver-
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Quelle: Mindestlohngesetz, Mindestlohnanpassungsverordnung (ver-
schiedene Jahre), Mindestlohnerhöhungsgesetz.

Abbildung 1
Entwicklung des gesetzlichen Mindestlohns

SVP = sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2022b).

Abbildung 2
Anteil von Stundenlöhnen unter 12 Euro an den Be-

schäftigungsformen, 2022
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wendet werden die Daten der EVS 2013 und 2018, um die 
Gehaltsentwicklung im Mindestlohnbereich vor und nach 
Einführung des Mindestlohns zu vergleichen.

Wie vielen Beschäftigten kommt der 12-Euro-

Mindestlohn zugute?

Bei seiner Einführung erfasste der gesetzliche Mindestlohn 
je nach verwendeter Datenbasis ca. 4 Mio. Beschäftigungs-
verhältnisse (Verdienststrukturerhebung, VSE) bzw. 4,1 Mio. 
Beschäftigte (Sozioökonomisches Panel, SOEP) (Mindest-
lohnkommission, 2016, 39). Für den 12-Euro-Mindestlohn ist 
nach neuesten verfügbaren Daten von einer deutlich höheren 
Reichweite auszugehen. So weist das Statistische Bundes-
amt (2022b) ca. 6,2 Mio. Beschäftigungsverhältnisse mit ei-
nem Stundenlohn bis 12 Euro aus.1 Auf Grundlage der in der 
Arbeitsmarktforschung ebenfalls häufi g verwendeten SOEP-
Befragung berechneten Pusch und Seils (2022) mit fortge-
schriebenen Lohn- und Beschäftigtendaten2 für den Oktober 
2022 eine Zahl von 6,6 Mio. Beschäftigten im Hauptjob, für 
die der 12-Euro-Stundenlohn wirksam wird. Trotz der Abwei-
chung liegen VSE- und SOEP-basierte Zahlen zur Reichwei-
te des 12-Euro-Mindestlohns relativ nahe beieinander.

Betrachtet man die vom Statistischen Bundesamt (2022b) 
ausgewiesenen relativen Anteile von Stundenlöhnen bis 12 
Euro an den Beschäftigungsformen in Abbildung 2, so ergibt 
sich das bereits aus der früheren Literatur bekannte Bild, 
dass der Mindestlohn den größten Einfl uss im Bereich der 
geringfügigen Beschäftigung entfaltet (58 % der Beschäfti-
gungsverhältnisse, Mindestlohnkommission, 2016, 41). Da-
nach folgen sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigungs-
verhältnisse in Teilzeit, die mit 16,4 % etwa doppelt so häufi g 

1 Auswertung für den DGB mit Daten aus der Verdiensterhebung April 2021, 
Lohnfortschreibung von +4,8 % für alle Jobs (April 2021 bis Oktober 2022).

2 Verwendet wurden Daten aus dem Vor-Corona-Jahr 2019. Die Beschäf-
tigungs- und Lohndaten wurden nach Branchen und Beschäftigungs-
formen (sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte und geringfügig Be-
schäftigte im Hauptjob) an das Ende des dritten Quartals 2022 fortge-
schrieben (unmittelbar vor der Mindestlohnerhöhung auf 12 Euro).

von der Mindestlohnanhebung erfasst wurden wie sozial-
versicherungspfl ichtige Vollzeit-Beschäftigungsverhältnisse 
(6,5 %). Diese Quoten ähneln sehr denjenigen aus der hier 
verwendeten WSI-Erwerbspersonenbefragung, nach der 
55,2 % der geringfügig Beschäftigten von Stundenlohn-
anhebungen berichteten, gefolgt von 17,9 % der sozialver-
sicherungspfl ichtig Beschäftigten in Teilzeit und 8,4 % der 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten in Vollzeit.

Allerdings unterscheiden sich die Anteile der verschiede-
nen Beschäftigungsformen an der Gesamtbeschäftigung 
mit Mindestlohnanspruch. So stellt die geringfügige Be-
schäftigung (Minijobs) mit ca. 7,3 Mio. Beschäftigungsver-
hältnissen (Haupt- und Nebenjobs zusammengerechnet, 
September 2022, BA, 2022) nur einen kleinen Teil der ab-
hängigen Beschäftigungsverhältnisse. Werden die Anteile 
der unterschiedlichen Beschäftigungsformen an den Be-
schäftigungsverhältnissen mit Stundenlöhnen bis 12 Euro 
betrachtet (vgl. Abbildung 3), so stehen Minijobs für knapp 
die Hälfte (47,9 %), gefolgt von sozialversicherungspfl ich-
tiger Teilzeit- (29,7 %) und Vollzeitbeschäftigung (22,4 %).

Wie hoch waren die Gehaltsanhebungen durch den 

12-Euro-Mindestlohn?

Für die Gehaltsanhebungen durch den 12-Euro-Mindest-
lohn sind drei Einfl üsse maßgeblich. An erster Stelle steht 
die Lohnlücke vor Anhebung des Mindestlohns, d. h. der 
durchschnittliche Abstand der Stundenlöhne von Beschäf-
tigten mit einem Stundenlohn unter 12 Euro vor der Erhö-
hung des Mindestlohns. Börschlein et al. (2022) haben hier-
zu eine Berechnung für das Jahr 2021 vorgelegt (d. h. ohne 
Berücksichtigung der weiter zu erwartenden Lohnsteigerun-
gen und Mindestlohnanhebungen vor Oktober 2022). Sie 
errechneten auf Grundlage von fortgeschriebenen Daten 
aus der Verdienststrukturerhebung eine Lohnlücke von 1,59 
Euro. Zum Vergleich: Vor der Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns lag die Lohnlücke im Jahr 2014 bei ca. 1,41 
Euro. Die Lohnlücke des Jahres 2021 lässt folglich für den 
12-Euro-Mindestlohn deutliche Gehaltsanhebungen erwar-
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SVP = sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2022b).

Abbildung 3
Anteil der Beschäftigungsformen an den Beschäfti-

gungsverhältnissen mit Stundenlohn bis 12 Euro, 2022
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ten, auch wenn sie bis zum 1. Oktober 2022 noch durch die 
allgemeine Lohnentwicklung und vorgelagerte Mindestlohn-
anhebungen (im Januar und Juli 2022) verringert wurde.

Neben der Lohnlücke ist als zweite wesentliche Einfl ussgrö-
ße die Länge der Arbeitszeit vor der Mindestlohnerhöhung 
bedeutsam. Bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 
ist ceteris paribus (bei gleichbleibender Arbeitszeit) nach 
dem Mindestlohngesetz (d. h. falls keine Ausnahme vom Min-
destlohn gilt) eine maximale Arbeitszeit von ca. 10 Stunden 
wöchentlich möglich. Dies lässt für geringfügig Beschäftig-
te die geringsten Gehaltsanhebungen erwarten. Deutlichere 
Anhebungen sind abgestuft bei sozialversicherungspfl ichtig 
Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigten zu erwarten.

Der dritte wesentliche Faktor für den Eff ekt von Anhebungen 
des Mindestlohns auf die Gehälter sind mögliche gegenläu-
fi ge Arbeitszeitänderungen. Verkürzungen der Arbeitszeit 
wurden nach der Einführung des Mindestlohns im Jahr 2015 
vor allem bei geringfügig Beschäftigten (Minijobs) beob-
achtet, die einen großen Anteil der Beschäftigten im Nied-
riglohnsektor stellten (Bonin et al., 2018). Ein wesentlicher 
Grund für die besonders starken Arbeitszeitverkürzungen 
bei den Minijobs waren die damals unveränderte Verdienst-
grenze der geringfügigen Beschäftigung sowie teilweise da-
ran gekoppelte Zuverdienstgrenzen von Beschäftigten mit 
Sozialleistungsbezug, die in den meisten Fällen nur einen 
Minijob und daher ein geringeres Interesse an der Über-
schreitung dieser Zuverdienstgrenzen haben (Pusch et al., 
2021). Während letzteres weiterhin einen dämpfenden Eff ekt 
auf die Gehaltssteigerungen vieler geringfügig Beschäftigter 
ausüben dürfte, wurde die Verdienstgrenze der Minijobs mit 
der Mindestlohnanhebung im Oktober 2022 von 450 auf 520 
Euro erhöht (+15,6 %).3 Daher ist für den Bereich der gering-
fügigen Beschäftigung mit geringeren Arbeitszeitverkürzun-
gen und deutlichen Gehaltssteigerungen zu rechnen als bei 
der Einführung des Mindestlohns 2015.

3 Diese wird auch zukünftig an die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns 
gekoppelt.

Zur Schätzung der Höhe der Gehaltsanhebungen wurden in 
der WSI-Erwerbspersonenbefragung Beschäftigte mit einer 
mindestlohnbedingten Stundenlohnanhebung befragt, ob 
sie eine Erhöhung des Bruttomonatslohns im Oktober 2022 
bekommen haben. Etwa 80 % der Beschäftigten bejahten 
dies.4 Für diese Beschäftigten wurden in einer weiteren Fra-
ge die Bruttogehaltserhöhungen in Euro-Spannen erfasst, 
sodass quantitative Aussagen möglich sind. Die Angaben 
zu den Gehaltsanhebungen sind in Abbildung 4 dargestellt.

Mit ca. 80 % erreichten die meisten dokumentierten Ge-
haltsanhebungen eine Größenordnung von bis zu 200 Eu-
ro, was eher für Teilzeittätigkeiten spricht. Bei einem Voll-
zeitverdienst (40 Stunden pro Woche) zum Mindestlohn 
von 10,45 Euro vor Oktober 2022 wäre bei der Erhöhung 
des Mindestlohns auf 12 Euro zum 1. Oktober 2022 eine 
Gehaltssteigerung von knapp 270 Euro zu erwarten (unter 
der Annahme einer unveränderten Arbeitszeit). 

Mit den Angaben zu den Gehaltssteigerungen lassen 
sich näherungsweise die durchschnittlichen Gehaltsstei-
gerungen bestimmen, indem für die Beschäftigten als 
Gehaltssteigerung jeweils die Werte der Klassenmitten 
angesetzt werden.5 Die so approximierten Gehaltsstei-
gerungen werden in Abbildung 5 als mittlerer Schätzwert 
diff erenziert nach den Beschäftigungsformen sozialversi-
cherungspfl ichtige Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte sowie 
geringfügige Beschäftigung (Minijobs) im Hauptjob darge-
stellt. Es zeigt sich eine plausible Abstufung der Gehalts-
steigerungen, die für Vollzeitbeschäftigte im Schnitt am 
größten sind. Da die zugrundeliegenden Daten allerdings 
in Spannbreiten abgefragt wurden, wurde zusätzlich noch 
ein unterer und ein oberer Schätzwert berechnet, für den 
die unteren bzw. oberen Klassenbegrenzungen verwendet 
wurden.6 Auch der konservativ berechnete untere Schätz-
wert weist noch deutliche Gehaltssteigerungen aus.

Größenordnung von Mindestlohnumgehungen und 

Arbeitszeitverkürzungen

Bekannte, vor dem Mindestlohn warnende Stimmen 
(Knabe et al., 2020) haben die geringen Beschäftigungs-
eff ekte der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns mit 

4 Eine mögliche Erklärung für die fehlenden Gehaltsanhebungen bei 
den übrigen 20 % Beschäftigten mit Stundenlohnanhebungen könn-
ten Arbeitszeitverkürzungen sein.

5 Diese Vorgehensweise wird bei klassierten Daten häufi g verwendet 
(Stauder und Hüning, 2004). Für die wenigen Beschäftigten mit An-
gabe einer Gehaltssteigerung von über 400 Euro wurde der Wert kon-
servativ auf 400 Euro gesetzt.

6 Für die Beschäftigten mit Angabe zur Bruttomonatslohnsteigerung über 
400 Euro wurde beim oberen Schätzwert eine Setzung auf 450 Euro vor-
genommen. Zwar ist diese Wahl beliebig, weist jedoch einen gewissen 
Abstand zur unteren Klassenbegrenzung von 400 Euro auf. Größenord-
nungen der Berechnungen sollten dadurch nicht stark beeinfl usst werden.
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Quelle: WSI-Erwerbspersonenbefragung Welle 9, n = 313 (Beschäftigte 
mit Angabe zur Höhe der Gehaltssteigerung).

Abbildung 4
Anhebungen der Gehälter infolge der Mindestlohn-

anhebung im Oktober 2022
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umfangreichen Mindestlohnverstößen und Arbeitszeitver-
kürzungen begründet. Diese Argumente werden in einem 
kürzlich erschienenen Beitrag von Pusch (2022) im Einzel-
nen besprochen, wobei klar wird, dass die Arbeitszeitver-
kürzungen und Mindestlohnumgehungen nicht mit den 
beobachtbaren deutlichen Gehaltssteigerungen infolge 
der Mindestlohneinführung vereinbar sind. Gleichwohl ist 
ein Blick auf Umgehungen des Mindestlohns geboten.

Der Umfang von Mindestlohnumgehungen lässt sich mit 
den verfügbaren Daten nur schwer quantifi zieren. Stunden-
lohnberechnungen müssen sich letztlich auf Daten zu Ge-
hältern und gearbeiteten Stunden stützen. Die in Beschäf-
tigtenbefragungen, wie dem häufi g verwendeten SOEP, 
erhobenen Angaben zu Bruttomonatsverdiensten und 
Arbeitszeiten können zu Abweichungen der berechneten 
Stundenlöhne von den tatsächlichen Werten führen (Pusch, 
2019). Darüber hinaus beinhalten sie nicht alle für den Min-
destlohn relevanten Gehaltsbestandteile und Arbeitszeit-
informationen. Alternativ können Arbeitgeberbefragungen 
wie die amtliche Verdienststrukturerhebung verwendet 
werden. Hier können insbesondere die Angaben zu Brut-
tomonatsverdiensten genauer sein, allerdings können bei 
Mindestlohnumgehungen die Arbeitszeitdaten manipuliert 
sein. Schließlich wäre es bei einer verpfl ichtend zu beant-
wortenden amtlichen Befragung wie der Verdienststruktur-
erhebung verwunderlich, wenn ein den Mindestlohn umge-
hender Arbeitgeber dies gegenüber der befragenden Be-
hörde (dem Statistischen Bundesamt) tatsächlich off enlegt.

Würden die Beschäftigten alternativ direkt nach – sie per-
sönlich betreff enden – Mindestlohnumgehungen befragt, 
so könnte die Frage als peinlich wahrgenommen werden. 
Möglicherweise führt dies bereits zu verzerrten Antworten. 
In der WSI-Erwerbspersonenbefragung wurde aus diesem 
Grund allgemeiner gefragt, ob den Befragten Mindestlohn-
umgehungen im persönlichen Umfeld bekannt sind. Im-
merhin 8 % der Befragten bejahten diese Frage. Dies ist 

nicht wenig, allerdings bleibt die Frage unbeantwortet, in 
welchem Zeitraum die Verstöße stattgefunden haben. Eine 
direkte Quantifi zierung der Verbreitung und der Größe der 
Stundenlohnabweichungen bleibt daher schwierig.

Zur Annäherung an die Frage, ob Mindestlohnumgehungen 
die Wirkung des Mindestlohns in erheblichem Umfang be-
einträchtigen, ist allerdings ein Rückgriff  auf die Entwicklung 
der Gehälter im Mindestlohnbereich nach der Mindestlohn-
einführung möglich. Hierzu wurde eine Auswertung in der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) vorgenom-
men, die sehr detaillierte Angaben zu Gehaltsbestandteilen 
(diese sind in vielen Fällen für den Mindestlohnanspruch re-
levant und werden in anderen Befragungen wie dem SOEP 
nicht so detailliert erhoben) und die für Stundenlohnberech-
nungen nötigen Arbeitszeitinformationen aufweist. Da es 
sich um eine alle fünf Jahre erhobene Querschnittsbefra-
gung handelt, sind Vergleiche in der Lohnverteilung vor der 
Mindestlohneinführung 2013 und drei Jahre nach der Min-
destlohneinführung im Jahr 2018 möglich. Der Mindestlohn 
hatte also genügend Zeit, seine volle Wirkung zu entfalten.

Für den Vergleich wurden in der EVS 2013 der Mindestlohn-
bereich als die 11,4 % der Beschäftigten mit einem Stunden-
lohn von bis zu 8,50 Euro abgegrenzt.7 Auch in der EVS 2018 
wurden für den Vorher-Nachher-Vergleich die Beschäftigten 
mit den untersten 11,4 % der Stundenlöhne betrachtet.8 Für 
beide Jahre wurde für diese Beschäftigten anschließend 
das durchschnittliche Monatsgehalt berechnet. Im Jahr 

7 Für das Jahr 2013 wurde der fi ktive Mindestlohn von 8,50 Euro auf die 
Kaufkraft des Jahres 2015 defl ationiert.

8 Für einen eventuellen Beschäftigungsverlust wurde im Datensatz eine 
Beobachtung mit einem Beschäftigtengewicht 50.000 (Bossler et al., 
2020) und einem Stundenlohn und Gehalt von 0 Euro im Jahr 2018 
eingefügt, um die Gehaltsangaben in der Auswertung für 2018 nicht 
durch einen eventuellen Beschäftigungsverlust nach oben zu verzer-
ren. Ferner ist bei dem Vergleich zu beachten, dass sich die soziode-
mografi sche Zusammensetzung der Beschäftigung im Mindestlohn-
bereich nicht wesentlich geändert hat (Pusch und Emmler, 2022).

SVP = sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte.

Quelle: WSI-Erwerbspersonenbefragung Welle 9, n = 313 (Beschäftigte 
mit Angabe zur Höhe der Gehaltssteigerung).

Abbildung 5
Anhebung der Gehälter infolge der Mindestlohnan-

hebung nach Beschäftigungsform, Oktober 2022
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2013 lag das Durchschnittsgehalt der Beschäftigten im Min-
destlohnbereich defl ationiert (angepasst an die Kaufkraft 
des Jahres 2018) bei 693 Euro. 2018 lag das Durchschnitts-
gehalt der vergleichbaren Beschäftigten bei 823 Euro. Die 
Beschäftigten im Mindestlohnbereich hatten also in nur fünf 
Jahren eine reale Steigerung ihrer Gehälter um ca. 18,7 % 
erfahren, was von der Größenordnung her mehr als der 
durchschnittlichen Lohnlücke vor Einführung des Mindest-
lohns entspricht. Die deutlichen Steigerungen bei den Ge-
hältern nach der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
scheinen mithin kaum mit umfangreichen bzw. von der rela-
tiven Höhe her besonders starken Mindestlohnumgehungen 
und Arbeitszeitverkürzungen vereinbar zu sein.

Fazit und Ausblick

Daten aus der WSI-Erwerbspersonenbefragung erlauben 
einen ersten Blick auf Befunde zur Wirkung der Mindest-
lohnerhöhung auf 12 Euro. Im Vordergrund stehen dabei 
die deutlichen Eff ekte auf die Gehälter, vor allem bei sozi-
alversicherungspfl ichtig Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten. 
Allerdings haben auch geringfügig Beschäftigte Gehalts-
steigerungen erhalten. Insgesamt berichteten knapp 80 % 
der Beschäftigten, die Lohnerhöhungen infolge der Min-
destlohnerhöhung erhielten, auch von Gehaltserhöhungen. 
Es ist daher damit zu rechnen, dass Millionen Beschäftigte 
durch die Mindestlohnanhebung mehr Geld zur Verfügung 
haben. Die hier präsentierten Befunde zeigen somit, dass 
Mindestlohnsteigerungen einen wirksamen Beitrag zur Sta-
bilisierung und Erhöhung der Gehälter von Beschäftigten 
mit niedrigen Löhnen leisten können. Dies ist vor allem in 
Zeiten hoher Preissteigerungen bedeutsam. In einem kürz-
lich veröff entlichten Bericht haben Pusch und Emmler (2022) 
gezeigt, dass sowohl die Einkommen als auch der Konsum 
von Beschäftigten im Mindestlohnbereich nach der Ein-
führung des gesetzlichen Mindestlohns deutlich gestiegen 
sind. Der Mindestlohn kann daher neben den positiven Ein-
kommenseff ekten auch einen Beitrag zur Stabilisierung des 
Konsums in einer wirtschaftlich fragilen Zeit leisten.
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Vor dem Hintergrund des Einzugs neuer Technologien in die 
Arbeitswelt, wie 3D-Druck, Blockchain-Technologie, Virtu-
al Reality oder Artifi cial Intelligence, ist die zukünftige Ent-
wicklung der Arbeitswelt Gegenstand zahlreicher wissen-
schaftlicher und politischer Debatten (Dengler und Matthes, 
2021; Dengler et al., 2020). Während die Diskussionen in 
den frühen 2010er Jahren von Stimmen dominiert wurden, 
wonach technologischer Wandel die Zahl der Beschäftig-
ten massiv reduzieren wird (Frey und Osborne, 2013), zei-
gen aktuellere Studien ein diff erenziertes Bild. Demnach 
fi nden Anpassungen primär innerhalb der Berufe statt, in-
dem neue Tätigkeiten entstehen oder alte wegfallen (Free-
man et al., 2020; Atalay et al., 2020). Der Beitrag greift diese 
Diskussionen auf, indem wir uns für Deutschland Verände-
rungen ansehen, die die Tätigkeiten und Eigenschaften ver-
schiedener Berufe betreff en. Hierbei richten wir ein beson-
deres Augenmerk auf die Automobilindustrie. Deutschland 
ist als Land mit hoher Wirtschaftsleistung und einem star-
ken Industriesektor von großem Interesse für eine solche 

Analyse, da Eff ekte des technologischen Wandels oftmals 
im Bereich des Verarbeitenden Gewerbes diskutiert wer-
den. In diesem Zusammenhang ist die Automobilindustrie 
von besonderer Bedeutung, da sie der mit Abstand größte 
Industriezweig des Verarbeitenden Gewerbes ist und eine 
Analyse dieses Zweigs detaillierte Einblicke in langfristige 
Entwicklungen und Veränderungen ermöglicht.

Verwendete Daten

Die verwendeten Informationen zu den einzelnen Tätigkei-
ten und Eigenschaften in Berufen kommen aus einer Quer-
schnittsbefragung der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefra-
gung, die seit 1979 alle sechs Jahre gemeinsam vom Bun-
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) und der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) durchgeführt 
wird (Rohrbach-Schmidt und Hall, 2020; Hall und Zorner, 
2017). Wir konzentrieren uns in unserer Analyse auf die bei-
den letzten verfügbaren Wellen der Befragung, 2012 und 
2018, da hier die Berufsklassifi kation mit der Mikrozensus-
Befragung übereinstimmt, die wir ergänzend verwenden.

In der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung werden aus-
schließlich Erwerbstätige interviewt, die mindestens zehn 
Stunden in der Woche arbeiten. Die Befragten antworten 
mit diversen Informationen zu ihrer Arbeit, wie z. B. die 
ausgeübten und erforderlichen Tätigkeiten in ihrem Beruf, 
die benötigte Qualifi kation sowie die Arbeitsbedingungen, 
welche wir für unsere Analyse nutzen. Zudem beantworten 
die befragten Personen, wie oft sie während ihres Arbeits-
tages eine spezifi sche Tätigkeit ausüben und wie wichtig 
diese Tätigkeit für ihre Arbeit ist. Die Antwortmöglichkei-
ten können hierbei in einer Drei- oder Vier-Punkt-Skala 
angegeben werden. Um uns auf weitreichende Änderun-
gen im Zuge eines langfristigen Wandels zu konzentrieren, 
betrachten wir die jeweils höchste Ausprägung der zuvor 
genannten Variablen und ihre prozentuale Veränderung 
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zwischen den beiden Wellen. Um unsere Analyse zusätz-
lich auf die Automobilindustrie zu konzentrieren, nutzen wir 
die angegebenen Informationen zu den Klassifi kationen 
der Wirtschaftszweige (WZ08), die im Mikrozensus zu den 
Beobachtungen zur Verfügung stehen. Diese Angaben er-
möglichen eine Identifi kation der Automobilindustrie (Her-
stellung von Kraftwagen und Kraftwagenmotoren und Her-
stellung von Teilen und Zubehör für Kraftwagen). Hierbei 
treff en wir die Annahme, dass die Verteilung der Tätigkei-
ten in den Berufen innerhalb der Automobilindustrie iden-
tisch ist zu anderen Wirtschaftszweigen.

Methodik

Bei unserer Analyse bauen wir auf dem Vorgehen von Free-
man et al. (2020) auf und zerlegen die aggregierten Ände-
rungen der Tätigkeiten mithilfe der Shift-Share-Zerlegung:

     A W A A W A W0, 1 0 0, 1 0 0 0t t ,+ +/ / /D D D D D= - -    (1)

Dabei stellt die abhängige Variable ΔA die Veränderung 
der Tätigkeiten über alle Beschäftigten innerhalb einer ge-
gebenen Periode dar. ΔA0 ist die Veränderung innerhalb 
einer Zeitperiode für einen Beruf und ΔW0 ist die Verände-
rung des Anteils der Beschäftigten in dem Beruf.

Der erste Term in Gleichung (1) misst den Eff ekt, der aus 
Veränderungen innerhalb eines Berufes resultiert – ge-
wichtet mit dem anfänglichen Anteil der Beschäftigten in-
nerhalb dieses Berufes. Der zweite Term misst den Eff ekt 
der Veränderungen zwischen den Berufen gewichtet mit 
den anfänglichen Tätigkeiten. Im dritten Term befi ndet sich 
die residuale Veränderung, die nicht in den beiden ersten 
Termen enthalten ist und als Interaktion bezeichnet wird.

Ergebnisse

Für die Auswahl der Tätigkeiten in der Ergebnistabelle grei-
fen wir insbesondere Tätigkeiten und Eigenschaften auf, die 
besondere Aufmerksamkeit in der einschlägigen Literatur 
erfahren haben (Freeman et al., 2020). Dies betriff t Angaben 
zur Wiederholung bzw. Routine der Tätigkeiten, Arbeit am 
Computer, Autonomie, Interaktionen mit Menschen sowie 
die erforderliche Bildung und Fähigkeiten bei der Arbeit.

Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse für ausgewählte Tätigkeiten 
und Job-Eigenschaften zwischen 2012 bis 2018 für alle 
Wirtschaftszweige, wohingegen in Tabelle 2 Ergebnisse 
für die Automobilindustrie dargestellt sind. Wir unterteilen 
die dargestellten Tätigkeiten und Job-Eigenschaften in fünf 
unterschiedliche Kategorien: Physische Anforderungen im 
Job, Entscheidungsmöglichkeiten, Soziale Fähigkeiten und 
benötigtes Wissen und Bildung. Spalte (1) und (2) in Tabel-
le 1 und 2 zeigen die Anteile der jeweiligen Attribute, die 

von den Befragten mit der höchst möglichen Einstufung 
der Skala beantwortet wurden. Demnach ergeben sich 
große Ähnlichkeiten und Überschneidungen in den Tätig-
keiten und Eigenschaften zwischen der Gesamtwirtschaft 
und der Automobilindustrie. Gleichwohl zeigt der Vergleich 
der beiden Tabellen, dass in der Automobilindustrie höhere 
Anforderungen an technische und mathematische Kennt-
nisse als auch höhere Bildungsabschlüsse vorherrschen.

Die absoluten Veränderungen in den Attributen zwischen 
den Perioden (ΔA) sind in Spalte 3 in den beiden Tabellen 
dargestellt. Die beobachteten Veränderungen in den Tätig-
keiten und Job-Eigenschaften zwischen den beiden Wellen 
2012 und 2018 zeigen auch hier ein relativ ähnliches Bild, 
wonach erstens die Veränderungen in einer ähnlichen Grö-
ßenordnung ausfallen und zweitens die Entwicklung in die 
gleiche Richtung stattfi ndet. So ist beispielsweise der Anteil 
der Beschäftigten zurückgegangen, die sehr schnell bzw. 
im Akkord arbeiten. Zudem geben Beschäftigte an, häufi g 
wenig Autonomie in ihrem Arbeitsalltag zu haben, da weni-
ger Möglichkeiten zur Planung der Tätigkeiten und des Ar-
beitsvolumens bestehen. Gleichzeitig müssen Beschäftigte 
häufi g eigenständig schwierige Entscheidungen treff en.

Im Hinblick auf vorherige Untersuchungen bestätigen un-
sere Ergebnisse, dass die Arbeit an und mit Computern 
zunimmt und physische repetitive Tätigkeiten abnehmen 
(Spitz-Oener, 2006). Darüber hinaus können wir Befunde 
von Deming (2017) bestätigen, wonach die Bedeutung 
von sozialen Interaktionen und Fähigkeiten zunimmt. Ei-
ne besondere Auff älligkeit wird bei den angegebenen 
Bildungsabschlüssen deutlich: So stieg der Anteil der 
Beschäftigten über alle Wirtschaftszweige mit einem aka-
demischen Abschluss um 5,3 %. Dieser Anstieg fi el in der 
Automobilbranche mit 7,3 % sogar deutlich höher aus. Im 
gleichen Zuge fi el der Anteil der Beschäftigten ohne einen 
Berufsabschluss, was sich mit den Erkenntnissen von 
Hershbein und Kahn (2018) deckt.

Ergebnisse der Shift-Share-Zerlegung

Angesichts der bisher beschriebenen Ergebnisse stellt 
sich die relevante Frage, ob Änderungen der Tätigkeiten 
und Eigenschaften zwischen den Perioden innerhalb der 
Berufe stattfi nden oder durch Reallokationen der Be-
schäftigten zwischen den Berufen induziert werden. Um 
diese Frage zu beantworten, werfen wir einen Blick auf 
die Ergebnisse der Shift-Share-Zerlegung in Spalte (4) 
bis (7) in Tabelle 1 und 2.

Ausgehend von Spalte (3), die die absolute Veränderung 
in absoluten Zahlen zeigt, ist in Spalte (4) die Verände-
rung dargestellt, die innerhalb des Berufes stattfi ndet. 
Dies passiert, indem eine Tätigkeit oder Eigenschaft über 
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die Jahre im Durchschnitt weniger oft ausgeübt wird. In 
Spalte (5) fi ndet sich hingegen die Veränderung, die durch 
Reallokationen der Beschäftigten zwischen den Berufen 
verursacht wird: Beschäftigte können Berufe verlassen 
und in andere Berufe wechseln, was entsprechend zu 
Änderungen im Durchschnitt der ausgeübten Tätigkeiten 
über alle Personen hinweg führen würde. Der Teil der Ver-
änderung, der weder durch Veränderungen innerhalb des 
Berufs (Spalte 4) noch zwischen Berufen (Spalte 5) verur-
sacht wird, ist in Spalte 6 abgetragen und wird als Interak-
tion bezeichnet. Dieser Interaktionseff ekt kann z. B. durch 
demografi sche Veränderungen getrieben werden, welche 
einen simultanen Eff ekt auf alle Berufe haben, aber in eini-

gen Berufen stärker ausfallen können. In unserem Fall ist 
der Interaktionseff ekt größtenteils zu vernachlässigen, da 
er quantitativ zumeist sehr klein ist.

Um die Bedeutung der Veränderung innerhalb der Beru-
fe bzw. über Berufe hinweg aufzuzeigen, ist in Spalte (7) 
zusätzlich das Verhältnis der beiden Determinanten ein-
getragen, sodass auf einen Blick klar wird, welcher der 
beiden Eff ekte überwiegt. Unsere Ergebnisse zeigen, 
dass in den meisten Fällen Änderungen in Tätigkeiten 
und Job-Eigenschaften innerhalb der Berufe stattfi nden 
und somit wichtiger sind als Reallokationen der Beschäf-
tigten zwischen den Berufen. Hiervon abweichend sind 

Tabelle 1
Anteile der Tätigkeiten und Shift-Share-Zerlegung, 2012 bis 2018, gesamte Wirtschaft

Anteil Zerlegung

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7)

  2012   2018 Δ 
innerhalb 

der Berufe
über die 
Berufe Interaktion    (5)/(4)

Physische Anforderung im Job

Arbeiten mit Computern 0,672 0,716 0,044 0,035 0,009 0,000 0,26

Ein und derselbe Arbeitsgang wiederholt 0,501 0,458 -0,042 -0,037 -0,005 0,000 0,14

In gebückter, hockender, kniender Stellung arbeiten 0,159 0,148 -0,011 -0,006 -0,004 0,000 0,67

Sehr schnell arbeiten 0,396 0,349 -0,046 -0,047 -0,001 0,001 0,02

Entscheidungsmöglichkeiten

Arbeitsdurchführung bestimmen 0,258 0,243 -0,015 -0,010 -0,005 0,000 0,50

Einfl uss auf zugewiesene Arbeitsmenge 0,335 0,304 -0,030 -0,033 0,002 0,000 0,06

Eigene Arbeit selbst planen und einteilen 0,703 0,675 -0,028 -0,034 0,005 0,000 0,15

Eigenständig schwierige Entscheidungen treff en müssen 0,397 0,410 0,013 0,009 0,003 0,001 0,33

Soziale Fähigkeiten

Verantwortung für andere Personen übernehmen 0,381 0,407 0,026 0,022 0,004 0,000 0,18

Auf Probleme reagieren und diese lösen 0,673 0,713 0,040 0,034 0,005 0,001 0,15

Andere überzeugen und Kompromisse aushandeln 0,407 0,439 0,032 0,024 0,007 0,000 0,29

Benötigtes Wissen

Projektmanagement 0,147 0,185 0,038 0,031 0,006 0,001 0,19

Deutsch – schriftlicher Ausdruck 0,458 0,502 0,044 0,038 0,005 0,001 0,13

PC-Anwendungsprogramme 0,385 0,427 0,042 0,036 0,006 0,000 0,17

Mathematik, Fachrechnen, Statistik 0,255 0,256 0,000 0,001 -0,001 0,000 1,00

Technische Kenntnisse 0,330 0,345 0,015 0,017 -0,002 0,000 0,12

Bildung

Kein berufl icher Ausbildungsabschluss erforderlich 0,164 0,152 -0,013 -0,012 -0,001 0,000 0,08

Abgeschlossene Berufsausbildung 0,564 0,524 -0,040 -0,031 -0,009 -0,001 0,29

Fortbildungsabschluss (Meister- oder Technikerab-
schluss, Fachschulabschluss)

0,065 0,064 -0,001 -0,001 0,001 0,000 1,00

Fachhochschul- oder Universitätsabschluss 0,208 0,261 0,053 0,044 0,007 0,002 0,16

Werte für 2012 und 2018 sind durchschnittliche Anteile der Befragten in der höchsten Ausprägung der jeweiligen Attribute über alle Berufe hinweg. Alle 
Ergebnisse sind gewichtet mit dem Anteil der Beschäftigten je Berufe 2012 bzw. 2018. Δ ist die Veränderung zwischen 2012 und 2018.

Quelle: eigene Darstellung.
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Tabelle 2
Anteile der Tätigkeiten und Shift-Share-Zerlegung, 2012 bis 2018, Automobilindustrie

Werte für 2012 und 2018 sind durchschnittliche Anteile der Befragten in der höchsten Ausprägung der jeweiligen Attribute über alle Berufe hinweg. Alle 
Ergebnisse sind gewichtet mit dem Anteil der Beschäftigten je Berufe 2012 bzw. 2018. Δ ist die Veränderung zwischen 2012 und 2018. Automobilindustrie 
ist defi niert als Wirtschaftszweig 291 und 293 laut WZ08 Klassifi kation.

Quelle: eigene Darstellung.

Anteil Zerlegung

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7)

  2012   2018 Δ 
innerhalb 

der Berufe
über die 
Berufe Interaktion   (5)/(4)

Physische Anforderung im Job

Arbeiten mit Computern 0,702 0,752 0,050 0,036 0,012 0,001 0,33

Ein und derselbe Arbeitsgang wiederholt 0,453 0,418 -0,035 -0,027 -0,005 -0,003 0,19

In gebückter, hockender, kniender Stellung arbeiten 0,145 0,132 -0,013 -0,006 -0,007 0,000 1,17

Sehr schnell arbeiten 0,378 0,322 -0,056 -0,058 -0,001 0,004 0,02

Entscheidungsmöglichkeiten

Arbeitsdurchführung bestimmen 0,278 0,261 -0,017 -0,012 -0,006 0,002 0,50

Einfl uss auf zugewiesene Arbeitsmenge 0,335 0,298 -0,036 -0,039 0,002 -0,001 0,05

Eigene Arbeit selbst planen und einteilen 0,686 0,665 -0,022 -0,032 0,007 0,002 0,22

Eigenständig schwierige Entscheidungen treff en müssen 0,369 0,389 0,020 0,012 0,003 0,005 0,25

Soziale Fähigkeiten

Verantwortung für andere Personen übernehmen 0,285 0,317 0,032 0,031 0,003 -0,001 0,10

Auf Probleme reagieren und diese lösen 0,689 0,726 0,037 0,029 0,003 0,005 0,10

Andere überzeugen und Kompromisse aushandeln 0,353 0,385 0,032 0,020 0,012 0,001 0,60

Benötigtes Wissen

Projektmanagement 0,174 0,233 0,058 0,046 0,010 0,003 0,22

Deutsch – schriftlicher Ausdruck 0,379 0,455 0,076 0,062 0,010 0,004 0,16

PC-Anwendungsprogramme 0,433 0,499 0,066 0,055 0,010 0,002 0,18

Mathematik, Fachrechnen, Statistik 0,342 0,346 0,004 0,004 -0,003 0,003 0,75

Technische Kenntnisse 0,585 0,603 0,018 0,027 -0,012 0,002 0,44

Bildung

Kein berufl icher Ausbildungsabschluss erforderlich 0,150 0,135 -0,015 -0,017 0,001 0,001 0,06

Abgeschlossene Berufsausbildung 0,565 0,516 -0,048 -0,031 -0,015 -0,002 0,48

Fortbildungsabschluss (Meister- oder Technikerabschluss, 
Fachschulabschluss)

0,105 0,095 -0,010 -0,009 -0,001 0,000 0,11

Fachhochschul- oder Universitätsabschluss 0,181 0,254 0,073 0,055 0,013 0,006 0,24

zwei Attribute in Tabelle 1, bei denen Veränderungen 
über Berufe hinweg dominieren. Dies kann jedoch ver-
nachlässigt werden, da die absoluten Änderungen hier 
faktisch nicht vorhanden sind.

Die Dekomposition für die Automobilindustrie (vgl. Tabel-
le 2) zeigt ein ähnliches Bild wie jene für die Gesamtwirt-
schaft, wonach Änderungen innerhalb der Berufe wich-
tiger sind. Als Ausnahme ist zu verzeichnen, dass die 
Veränderung der Tätigkeiten in gebückter, hockender und 
kniender Stellung gleichermaßen innerhalb der Berufe 
als auch über Berufe hinweg geschieht. Im Durchschnitt 

über alle Attribute, die in der Dekomposition berücksich-
tigt sind, fi nden Veränderungen nur zu 30 % über Berufe 
hinweg bzw. durch Reallokation der Beschäftigten statt.

Diskussion und Implikationen

Um sicherzustellen, dass die gezeigten Ergebnisse und 
damit die Implikationen robust sind, haben wir unter-
schiedliche alternative Methoden und Herangehenswei-
sen getestet. So haben wir alternativ zum Mikrozensus 
Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit verwendet, um zu bestimmen, wie viele Beschäf-
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tigte in den einzelnen Berufen arbeiten. Diese Herange-
hensweise ändert nicht das vorher gezeigte Bild und 
Muster, sodass die Erkenntnisse gleich sind.

Ähnliches ergibt sich, wenn zusätzlich zu den verwende-
ten Befragungswellen 2018 und 2012 die Welle 2006 auf-
genommen wird, um die Änderungen von 2006 zu 2012 zu 
berücksichtigen. Damit lässt sich zusätzlich eine langfris-
tige Aussage treff en, da der Zeitraum 2006 bis 2018 be-
rücksichtigt werden kann. Obwohl hier die Klassifi kation 
der Berufe zwischen der Welle 2006 und 2018 nicht mehr 
übereinstimmt und somit auf einer 2006 bis 2012 Periode 
analysiert werden muss, zeigt sich ein ähnliches Bild. Än-
derungen innerhalb der Berufe spielen die entscheide Rol-
le bei Anpassungs- und Veränderungsprozessen.

Damit bestätigen unsere Ergebnisse die bisherige inter-
nationale Literatur, wonach Änderungen hauptsächlich 
innerhalb der Berufe stattfi nden (Freeman et al., 2020; 
Atalay et al., 2020). Im Hinblick auf die Automobilindus-
trie, die zentraler Gegenstand unserer Analyse ist, zeigt 
sich, dass selbst in einem wirtschaftsstarken und dyna-
mischen Sektor, der von vielen strukturellen Änderungen 
betroff en ist, Berufe nicht einfach verschwinden. Anpas-
sungen, selbst längerfristig, geschehen primär innerhalb 
der Berufe, in denen neue Tätigkeiten entstehen oder 
bestehende verschwinden. Damit zeigt unsere Analyse 
deutlich, dass Berufe oftmals Anpassungskapazitäten 
besitzen, welche in Diskussionen zu diesem Thema sel-
ten berücksichtigt werden.

Fazit

Aufbauend auf den Daten der BIBB/BAuA-Befragung so-
wie des Mikrozensus, zeigen unsere Ergebnisse der Shift-
Share-Zerlegung, dass Änderungen in den Tätigkeiten 
seit 2012 hauptsächlich innerhalb der Berufe stattfanden. 
Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass ein langfristi-
ger struktureller Wandel in erster Linie Berufe verändert, 
da es zu Änderungen in den einzelnen Tätigkeiten kommt 
und nicht ganze Berufe verschwinden (FAZ, 2022). Dies 
ist umso relevanter, als dass unsere Analyse explizit auf 
die Automobilindustrie abzielt, die von einem strukturellen 
Wandel im Zuge der Automatisierung sowie der Elektrifi -

zierung betroff en ist und somit besonders oft medial auf-
gegriff en wird.

Unser Beitrag trägt damit zu einer diff erenzierteren Dis-
kussion zu den Folgen des strukturellen und technologi-
schen Wandels und den damit verbundenen Eff ekten für 
Berufe und Tätigkeiten bei. Dies ist besonders wichtig, 
um dabei den Blick auf die wesentlichen Punkte zu rich-
ten, welche die Tätigkeiten in den Berufen sind (Freeman 
et al., 2020; Atalay et al., 2020). Um entsprechend zukünf-
tige Trends zu prognostizieren und Folgen abschätzen zu 
können, müssen Tätigkeiten und deren innere Verände-
rungen ins Zentrum der Betrachtung genommen werden. 
Zusätzlich können diff erenziertere Analysen für verschie-
dene Gruppen, wie ältere Beschäftigte oder Niedrigquali-
fi zierte vorgenommen werden, um einen besseren Über-
blick über etwaige Veränderungen und Reallokationen 
des Technologieeff ektes abschätzen zu können.
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Ausgehend von der Neuen Leipzig Charta 2020 für die 
Nationale Stadtentwicklungspolitik des Bundesminis-
teriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwe-
sen (BMWSB, 2020) soll Produktion und insbesondere 
Handwerk unter den Begriff en „Urbane Produktion“ und 
„Produktive Stadt“ wieder Einzug in die urbane Stadtpla-
nung fi nden. In den vergangenen Jahrzehnten zog sich 
die industrielle Produktion zunehmend aus den Städten 
zurück und es vollzog sich ein Wandel zur Dienstleis-
tungsgesellschaft. Mithilfe neuer Technologien ist mitt-
lerweile jedoch eine umwelt- und nachbarschaftsver-
trägliche Produktion (versus negative externe Eff ekte der 
Produktion) möglich und kann zusammen mit Wohnen 
sowie kulturellen und sozialen Einrichtungen ein nutzen-
gemischtes Stadtbild schaff en. Die mit diesen Konzepten 
verknüpften Hoff nungen sind weitreichend und umfas-
sen unter anderem: die Aufhebung der sektoralen Tren-
nung im städtischen Raum, den Aufbau und die Stärkung 
von Wirtschaftskreisläufen sowie die Senkung des öko-
logischen Fußabdrucks (Nischwitz et al., 2021). Gleich-
zeitig soll eine Resilienz gegenüber ökonomischen Kri-
sen geschaff en werden, indem eine diversifi zierte sowie 
klein- und mittelständisch geprägte Wirtschaftsstruktur 
eine Rolle der Stabilisierung einnehmen kann (Nischwitz 
et al., 2021; Runst et al., 2021).

Dies wirft zunächst die Frage auf, wie sich der sekundäre 
Sektor in Deutschland in den vergangenen Jahren ent-
wickelt hat. Von 2000 bis 2019 war im städtischen Raum 
der Sektoranteil von etwa 27,0 % (2000) auf 21,9 % (2019) 
rückläufi g. Im ländlichen Raum kann von 2000 (31,9 %) 
bis 2019 (29,7 %), wenn auch abgeschwächt, eine ver-
gleichbare Tendenz beobachtet werden (vgl. Abbildung 
1). Trotz abnehmender Tendenz ist der sekundäre Sektor 
im städtischen Raum ökonomisch relevant (unter ande-
rem Läpple, 2018).

Auch wenn der Rückgang marginal ausfällt, kann ein 
Abwärtstrend für das Handwerk als Teil des sekundären 
Sektors und Baustein der Produktiven Stadt gleicherma-
ßen festgestellt werden. Von 2010 bis 2018 fi el der Anteil 
der Beschäftigten im Berufsfeld Handwerk im ländlichen 
Raum von 16,9 % auf 15,5 %. Im städtischen Raum kann 
ein Rückgang von 11,1 % auf 11,0 % festgestellt werden 
(BBSR, 2021). Die Zahl der Betriebe sowie die Zahl der 
Beschäftigten in kleineren und mittleren Unternehmen mit 
der Zuordnung zu dem WZ A, E38, C, G45.2 und S95 ent-
wickelten sich im städtischen Raum rückläufi g. Der Anteil 
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Quelle: BBSR (2022).

Abbildung 1
Anteil der Erwerbstätigen im Sekundären Sektor an 

den Erwerbstätigen

Quelle: BBSR (2022).

Tabelle 1
Wirtschaftszweige der Urbanen Produktion

Wirtschaftszweig Klassifi kation Beispiele

Landwirtschaft WZ A Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei

Verarbeitendes 
Gewerbe

WZ C Herstellung von Nahrungsmit-
teln, Getränken, Tabak sowie 
Textilien etc.

Reparatur von Daten-
verarbeitungsgeräten 
und Gebrauchsgütern

WZ S95 Reparatur von Telekommunika-
tionsgeräten, Gebrauchsgütern, 
Möbeln sowie Schmuck etc.

Baugewerbe WZ F Bauträger für Wohn- und Nicht-
wohngebäude, Hochbau, Bau 
von Straßen etc.

der Beschäftigten des (materiellen) Gewerbes in Deutsch-
land sank von 65 % (2000) auf 58 % (2017). Erst ab 2018 
konnte mit 60 % ein kleiner Aufwärtstrend verzeichnet 
werden (BBSR, 2021).

Der sekundäre Sektor wie etwa das Handwerk spielt bei 
der Entwicklung von Regionen eine zentrale Rolle. Durch 
seine vielfältigen Ausbildungs- und Innovationsfunktio-
nen kann der sekundäre Sektor zur Stabilisierung der re-
gionalen Ausbildungsstellenmärkte beitragen und verrin-
gert dadurch regionale Disparitäten bei der Bildung von 
Humankapital. Gleichzeitig wird dabei zur Aufrechterhal-
tung und Entwicklung des Lebensstandards beigetragen 
(Thomä, 2016). Trotz der politischen, normativen Zielset-
zung in der Neuen Leipzig Charta, die Produktion und 
die damit verwandten Berufsgruppen verstärkt wieder in 
Städten anzusiedeln, ist die Umsetzung in den Kommu-
nen nur vereinzelt festzustellen.

Wissenschaftliche Einordnung

Während die Literatur zum Begriff  Produktive Stadt noch 
in den Anfängen steht, ist der Begriff  der Urbanen Pro-
duktion in der wissenschaftlichen Debatte defi nitorisch 
eingeführt und abgegrenzt. Daher bietet die Urbane Pro-
duktion einen Ausgangspunkt für die Aufstellung einer Ty-
pologie der Produktiven Stadt.

Der Fokus der Urbanen Produktion liegt explizit auf der Pro-
duktion in dicht besiedelten, urbanen Räumen, die ein ma-
terielles Endprodukt hervorbringt. Durch technologischen 
Fortschritt ist emissionsarme (im Sinne von Lärm-, Abgas-
emissionen und weiteren negativen Externalitäten) und res-
sourceneffi  ziente Produktion in städtischen Räumen mög-
lich, die in lokale Wirtschaftskreisläufe und Absatzmärkte 
integriert werden können (Brandt et al., 2017). Dies triff t 
insbesondere auf das Handwerk zu, aber auch auf weiteres 
verarbeitendes Gewerbe sowie die urbane Landwirtschaft. 

Zusätzlich fallen darunter Teilbereiche der Kreativwirtschaft 
und Dienstleistungen, solange diese ein materielles End-
produkt herstellen (Piegeler und Spars, 2019). Die unter-
schiedliche Abgrenzung der Urbanen Produktion liegt in 
den Gewerbetypen, die zur Urbanen Produktion zählen. Ein 
Forschungsprojekt des BBSR spezifi ziert die Wirtschafts-
zweige der Urbanen Produktion (vgl. Tabelle 1).

Produktive Stadt

Der Begriff  Produktive Stadt beschreibt hingegen das 
überstehende Konzept der Nutzungsmischung zwischen 
Wohnen und Arbeiten, unter dem Urbane Produktion in 
der Stadtentwicklung integriert wird (Gärtner et al., 2021). 
Die Produktive Stadt bringt die Urbane Produktion mit in 
die Stadtentwicklung ein und erstellt somit ein Leitbild für 
die Verknüpfung der Urbanen Produktion mit Wohnen, 
um ein nutzungsgemischtes Stadtbild zu schaff en. Dieses 
Leitbild ist in der Neuen Leipzig Charta 2020 für die Na-
tionale Stadtentwicklungspolitik des BMWSB (2020) ver-
ankert. Damit ist die Eingrenzung des Begriff s Produktive 
Stadt herausfordernd und vielfältig. Das BBSR hat einen 
Vergleich von 13 Studien zum Thema der Produktiven 
Stadt veröff entlicht, von denen ein verkürzter Auszug in 
Tabelle 2 wiedergegeben wird (BBSR, 2021).

Das Leitbild der Produktiven Stadt ist mit einer Bandbrei-
te an ökonomischen, ökologischen und sozialen Erwar-
tungen verknüpft. Durch die Urbane Produktion stehen 
ökonomisch vor allem lokale und regionale Wirtschafts-
kreisläufe im Fokus, welche die ökonomische Resilienz 
von städtischen Räumen erhöhen sollen (Läpple, 2018; 
Nischwitz et al., 2021). Durch die Zusammenführung von 
Gewerbe einerseits sowie Wohnraum und Arbeitsplätzen 
andererseits sollen kürzere räumliche Distanzen geschaf-
fen werden, die ökologisch für Konsumnachfrage, Pro-
duktionsangebot, emissionsarme Mobilität und Wohnen 
mit nachhaltigen Bauweisen zentral sind. Sozial soll die 
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Tabelle 2
Studien zur produktiven Stadt

Studie Hintergrund Fokus

Pratt Center 
(New York) 
(Mistry und 
Byron, 2011)

Unterstützung von SUMS 
(small urban manufacturers), 
Jobs erhalten für Resilienz, 
Fokussierung auf „next 
economy“ mit Produktion, 
Export und Innovationso-
rientierung, statt schuld-
getriebener Wirtschaft. 
Etablierung der Marke 
„Made in USA“.

SUMS < 100 Beschäf-
tigte, Produktion und 
Montage von Produkten; 
Gebrauchsgüter (Kon-
sumgüter), Hochtechno-
logie (z. B. medizinische 
Geräte), handwerkliche 
Produktion (Lebensmit-
tel, Möbel)

GIS (Gewerbe 
in der Stadt) 
(Piegeler und 
Spars, 2019)

Statistische Messungen im 
Spannungsfeld Produktion, 
als wichtiger Wirtschafts-
zweig, und fehlende Flächen 
in der Stadtentwicklung

Permanente Produkti-
onsstandorte stadtaffi  -
ner Branchen urbaner 
Produktion (d. h. z. B. 
ohne Bauhandwerk)

IAW (Institut für 
Arbeit und Wirt-
schaft Bremen) 
(Nischwitz, 
Chojnowski und 
von Bestenbos-
tel, 2021, 26)

Positionierung von Bremen 
als produktive Stadt; breitere 
Defi nition in Anlehnung an 
Piegeler und Spars (2019), 
Sicherung klassischer und 
Förderung neuer, digitaler 
Formen einer urbanen Pro-
duktion. Dadurch regional-
ökonomische und beschäfti-
gungspolitische Eff ekte

Produktionsstandorte 
stadtaffi  ner Branchen 
urbaner Produktion, 
Einbezug verfl ochte-
ner Unternehmen mit 
Produktion

DIW (Deutsches 
Institut für 
Wirtschaftsfor-
schung) (Gornig 
et. al., 2018; 
Gornig und 
Voshage, 2019)

Reurbanisierung der 
Industrie, Industrie 4.0, 
Strukturwandel durch 
Digitalisierung, Raummus-
ter, Gründungen, Hoch-
technologie und Nähe von 
Universitäten

Low-, Medium-, High-
tech (industrieorientierte 
Gesundheitswirtschaft, 
Energietechnik) Agglo-
merationen vs. übrige 
Regionen.

StEP BER 
(Stadtent-
wicklungsplan 
Berlin) (Senats-
verwaltung 
für Stadtent-
wicklung und 
Wohnen Berlin, 
2020)

Strategische Flächenvor-
sorge, zügige Flächen-
aktivierung, effi  zientere 
Flächennutzung, aufgrund 
von verringerter Verfügbar-
keit von Potenzialfl ächen für 
Wirtschaftsansiedelungen.

Spezifi sche Nachfrage-
gruppen: innenstadt-
afffi  nes Gewerbe (Teil 
des Handwerks und 
Kleingewerbes, der 
die räumliche Nähe zur 
Kundschaft in der Innen-
stadt sucht), Kunstpro-
duktion, Sicherung von 
Flächen für produzieren-
de Nutzungen

Quelle: BBSR (2021).

Produktive Stadt hingegen ein stärkeres Miteinander, eine 
Verknüpfung der Nachbarschaft und die Vereinbarkeit von 
Wohnen und Arbeiten erreichen (Nischwitz et al., 2021).

Diese weitreichenden Erwartungen, die an das Leitbild 
der Produktiven Stadt geknüpft werden, sind jedoch the-
oretischer Natur. Bedingt durch die jüngste Verabschie-
dung der Neuen Leipzig Charta 2020 sind bis jetzt kaum 
umgesetzte Projekte zu fi nden. Zusätzlich unterscheiden 
sich bisherige Umsetzungsansätze des Konzeptes durch 
die fehlende Eingrenzung und die vielfältigen Ziele des 
Konzepts selbst. Aus der Literatur lässt sich für das Kon-
zept Produktive Stadt somit einzig festhalten:

• Nutzungsmischung zwischen Wohnen, Gewerbe, So-
zialem und Kultur

• Hoher Anteil an Gewerbe mit Fokus auf Urbaner Pro-
duktion

Es existiert bisher jedoch keine statische Abgrenzung, 
welche Anteile eine Mindestvoraussetzung darstellen 
oder welches Verhältnis eine Nutzungsmischung im Sinne 
der Produktiven Stadt bedingt. Dies bedarf einer einheitli-
chen, neu defi nierten Typologie.

Typologie für die stadtökonomische Entwicklung

Der hier gewählte Ansatz einer Typologie der Produkti-
ven Stadt hat zum Ziel Stadtentwicklungsprojekte (abge-
schlossene, laufende oder geplante) dem Leitbild der Pro-
duktiven Stadt zuzuordnen. In der Literatur existiert bis-
her keine Typologie für die Produktive Stadt, dafür jedoch 
eine für die Urbane Produktion von Bathen et al. (2019), 
die sich im Sinne der Urbanen Produktion mit der Erfas-
sung von Nutzfl ächen im städtischen Raum beschäftigt. 
Der Ansatz erfasst Flächen und Stadtteile, die sich im 
bestehenden Stadtraum aus der Perspektive der regio-
nalen Makroökonomie für die Urbane Produktion eignen 
würden. Dafür werden zentrale Indikatoren genutzt, z. B. 
Siedlungsdichte, Nutzungsmischung, gewerblich nutzba-
re Fläche und Anbindungsqualität wie Öff entlicher Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) oder Fußgängerfreundlichkeit. Da 
Urbane Produktion einen Teil der Produktiven Stadt aus-
macht, bestehen inhaltliche Überschneidungen.

Im Gegensatz zu Bathen et al. (2019) betrachtet die Typolo-
gie die zukünftig zu entwickelnden Flächen. Die Typologie 
unterstützt bei den jeweiligen städtischen Zielsetzungen und 
der Entscheidung, ob eine Fläche überhaupt im Sinne der 
Produktiven Stadt entwickelt werden sollte. Dabei wird be-
stimmt, inwiefern sich ein Projekt im Sinne einer Produktiven 
Stadt einordnen lassen kann und inwiefern eine Abstufung 
in einen spezifi schen Typ möglich ist. Dies lässt für die Um-
setzung des Leitbilds sowohl eine Ex-ante-Planung anhand 
festgelegter Grenzwerte als auch eine Ex-post-Evaluation 
und Vergleichbarkeit von durchgeführten Projekten zu. Die 
Typologie verfolgt somit das Ziel, anhand einer Indikatorik 
der Stadtplanung ein Instrument anbieten zu können. Dabei 
lassen sich vier Typen ableiten, Grundtyp: „Produktive Stadt“ 
Subtypen: „Wohnen und Arbeiten“, „Wohnen und Arbeiten 
mit Fokus produzierendes Gewerbe“, „Nur Produktion“.

Quantitative Faktoren

Für diesen ersten Ansatz einer Typologie werden die zwei 
übergeordneten Kategorien der Nutzungsmischung und 
der Urbanität vorangestellt. Die Nutzungsmischung wird 
jeweils über die Flächenanteile von Wohnen und Gewerbe 
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BGF = Bruttogeschossfl äche. 1 Die Makrozentralität nach der IRB Lagetypen des BBSR teilt die Ortsteile in die aufgeführten Bereiche ein und spezifi ziert 
dadurch die unterschiedlichen Typen der Produktiven Stadt. ² Die Mikrozentralität beschreibt die Nähe zu den nächsten Stadtteilzentren.

Quelle: Projektergebnisse HWWI (2022).

Tabelle 3
Ansatz einer Typologie der Produktiven Stadt

Typ

Nutzungsmischung Urbanität

Wohnen Gewerbe
davon mind. Urbane 

Produktion (%)

Siedlungsdichte
Makro-

zentralität1

Mikro-
zentralität²Anteil an der BGF (%) im Projekt im Bezirk

Produktive Stadt 50 50 30 ≥ Median ≥ Median Alle Stadtlagen Erreichbarkeit 
Stadtteilzentren

Wohnen und Arbeiten 40 60 30 ≥ Median ≥ Median Innenstadtrand/
Stadtrand

Erreichbarkeit 
Stadtteilzentren

Wohnen und Arbeiten, Fokus 
produzierendes Gewerbe

50 50 50 ≥ Median ≥ Median Innenstadtrand/
Stadtrand

Erreichbarkeit 
Stadtteilzentren

Nur Produktion 0 100 70 ≥ Median ≥ Median Innenstadtrand/
Stadtrand

Erreichbarkeit 
Stadtteilzentren

festgelegt. Urbanität wird hingegen über die Siedlungs-
dichte in dem jeweiligen Projekt defi niert. Diese Sied-
lungsdichte wird auch von den Stadtteilen erfasst, um 
eine Einbindung zu ermöglichen. Eine Übersicht der Sub-
typen und deren verbundene Grenzwerte der verschiede-
nen Indikatoren fi ndet sich in Tabelle 3. Bei der Nutzungs-
mischung wird der Gesamtfl ächenanteil als Bruttoge-
schossfl äche gemessen und umfasst den Anteil jeglicher 
Gewerbe- und Dienstleitungen an der Gesamt(nutzungs-)
fl äche. Der Wohnfl ächenanteil wird ebenfalls mit der Brut-
togeschossfl äche gemessen und ergibt sich aus dem An-
teil der Wohnfl äche an der Gesamt(nutzungs-)fl äche.

Die aufgeführten Grenzwerte in der Typologie stellen Min-
destwerte dar, die nach oben keine Grenzen setzen. Für den 
Grundtyp „Produktive Stadt“ wurde bei der Gewerbefl äche 
ein Anteil von 50 % festgelegt, beim Subtyp „Wohnen und 
Arbeiten im Quartier mit Fokus produzierendes Gewerbe“ 
liegt dieser Grenzwert bei 60 %, da hier der Fokus auf dem 
Produktiven Faktor des Quartiers liegt. Dies stellt einen Kon-
trast zu dem Typ „Wohnen und Arbeiten im Quartier“ dar, 
wo die integrative Nutzungsmischung im Vordergrund steht. 
Auch der Sondertyp „Nur Produktion“ weicht mit einem Ge-
werbefl ächenanteil von 100 % von den restlichen Subtypen 
ab. Dieser Typ wurde in die Typologie aufgenommen, um 
auch Gewerbegebiete ohne weitere Mischnutzung im Sinne 
der Produktiven Stadt erfassen zu können. Entscheidend ist 
hierbei jedoch, dass die umliegenden Quartiere in die Be-
trachtung einbezogen werden. Die Grenzwerte des Wohn-
fl ächenanteils ergeben sich als Restgröße.

Eines der zentralen Elemente der Produktiven Stadt ist die 
urbane Produktion, insbesondere das Handwerk, weswegen 
in der Einordnung zusätzlich zum Gewerbefl ächenanteil ein 
Mindestniveau an urbaner Produktion eingeführt wurde. Die-
se Grenzwerte liegen bewusst in einem hohen Bereich, um 

dem Charakter der urbanen Produktion gerecht zu werden. 
Für den Grundtyp „Produktive Stadt“ gilt der allgemeine Min-
destgrenzwert 30 %. Für die weiteren Subtypen mit Fokus auf 
urbane Produktion wurden diese bewusst höher angesetzt.

Ein Quartier der produktiven Stadt benötigt jedoch ein 
Mindestmaß an Urbanität, um als Standort der urbanen 
Produktion zu gelten. Im Rahmen der Urbanität wurde 
deswegen unter anderem die Siedlungsdichte als Vari-
able herangezogen. Diese wird in Einwohnern je Hektar 
erfasst und anschließend anhand von Quantilen der Orts-
teile, die angeben, wie viele Ortsteile sortiert nach der 
Siedlungsdichte über bzw. unter diesem Grenzwert liegen 
(1. Quartil = ¼; Median = ½; 3. Quartil = ¾), eingeordnet. 
Daraus wurden anschließend die Kategorien hoch (3. 
Quantil), mittel (Median) und niedrig (1. Quantil) gebildet. 
Die Mindestdichte aller Typen liegt im Median. Die zusätz-
liche Einordnung der Siedlungsdichte im Ortsteil soll vor 
allem eine Einordnung und Eingliederung des Quartiers in 
das umliegende Gebiet ermöglichen. Hier sind die Grenz-
werte an die Siedlungsdichte im Quartier angelehnt.

Neben der Siedlungsdichte wurde auch die Zentralität 
berücksichtigt. Die Makrozentralität wird mithilfe der IRB 
Lagetypen des BBSR (2021) eingeordnet. Diese unter-
teilen die Ortsteile grundsätzlich in drei Bereiche: Innen-
stadt, Innenstadtrand und Stadtrand. Diese Unterteilung 
soll vor allem zur Spezifi zierung der spezifi schen Typen 
Produktiver Stadt dienen und nicht zum Ausschluss be-
stimmter Gebiete führen. Daher lässt der Grundtyp „Pro-
duktive Stadt“ alle Lagetypen zu. Die Subtypen können 
bis auf „Nur Produktion“ alle in der Innenstadt oder am 
Innenstadtrand angesiedelt werden.

Die Einordnung der Makrozentralität ist zentristisch und 
kann lokale Zentren und Ballungsräume nicht erfassen. 
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Daher wird zusätzlich die Mikrozentralität bestimmt. Dieser 
Indikator stellt die Nähe zu den nächsten Stadtteilzentren 
dar und ist eine Annäherung der Einordnung der Quartiere 
innerhalb der Stadtteile. Dafür wird für jedes Quartier die 
Fahrtzeit mit (1) dem Auto, (2) dem Fahrrad sowie (3) ÖPNV/
zu Fuß zu den nächsten beiden Stadtteilzentren ermittelt. 
Von diesen Fahrtzeiten werden die schnellsten beiden je 
Stadtzentrum für jedes Stadtteilzentrum gesondert gemit-
telt und anschließend gewichtet. Dabei geht das nächste 
Stadtteilzentrum mit 2/3-Gewicht ein und das übernächste 
mit 1/3. Der fi nale Wert gibt somit die mittlere Erreichbar-
keit der nächsten beiden Stadtteilzentren an und dient als 
Indikator für die Lage des Quartiers in den Stadtteilen.

Fazit

Jede Stadt besitzt eigene demografi sche und infrastruk-
turelle Voraussetzungen, die bei einer Umsetzung der Pro-
duktiven Stadt der Leipzig Charta diese vor unterschied-
lichste Herausforderungen stellt. Die Neue Leipzig Charta 
2020 ist aktueller denn je, Städte stehen vor enormen mul-
tiplen Herausforderungen, die sich aus Klimawandel und 
Extremwetterereignissen, Demografi e-Druck wie Fach-
kräftemangel, Wandel hin zu FuE-intensive Industrien (Be-
litz, 2022; Gehrke et. al., 2009) und Niedergang der Innen-
städte durch COVID-19 und Digitalisierung (Goecke und 
Rusche, 2022) ergeben. Das Leitbild der Produktiven Stadt 
im Rahmen der Neuen Leipzig Charta 2020 für die Nationa-
le Stadtentwicklungspolitik des BMWSB (2020) verknüpft 
somit die Herausforderungen einer sich wandelnden Ar-
beits- und Produktionswelt und schaff t einen neuen struk-
turellen Rahmen für die Stadtentwicklung, in dem das Le-
ben der Stadt von morgen neu gedacht wird. Trotz dieser 
Zielsetzung liegt die Anwendung und Umsetzung dieses 
Konzeptes in der Stadtentwicklung noch in den Anfängen.

Die Typologie hat gezeigt, dass die quantitativen Indikatoren, 
sich alle primär der Urbanen Produktion zuordnen lassen. 
Die Einordnung der Produktiven Stadt ergibt sich anschlie-
ßend als Kombination der Urbanen Produktion und weiteren 
Merkmalen. Dies zeigt gleichzeitig, dass die Urbane Produk-
tion vor allem deshalb bereits wissenschaftlich eingeordnet 
ist, da sich die Grenzen dieses Konzeptes defi nieren und mit 
messbaren Indikatoren bestimmen lassen. Mit dem Konzept 
der Produktiven Stadt hingegen werden eine Vielzahl an Ei-

genschaften und Erwartungen verknüpft, die schwieriger zu 
erfassen und einzuordnen sind. Auch die Neue Leipzig Char-
ta dient eher als übergeordnetes Leitbild, beinhaltet jedoch 
keine konkreten Vorgaben, sodass auf dem Gebiet der Pro-
duktiven Stadt noch weitere, vertiefende Forschung und An-
wendungen von Typologien zur Konkretisierung notwendig 
sind. Zukünftig könnten diesbezüglich Fragen von stadtspe-
zifi schen Unterschieden oder die Umsetzung des Konzepts 
in mittleren Städten an Bedeutung gewinnen.
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Title: The Productive City: a Classifi cation and Typology for the Further Development of Cities
Abstract: As a result of the New Leipzig Charter 2020 and the general shift towards a service society, the small business economic 
structure in cities is once again becoming signifi cantly more relevant. Under the concept of the “Productive City”, small businesses are 
to be integrated more strongly into the existing various neighborhoods of a city. In order to implement the concept of the Productive City 
in practice, a typology with quantitative factors is needed to assign completed, ongoing and future urban development projects to the 
Productive City.
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Insbesondere in den USA und in der Eurozone erleben 
wir aktuell Infl ationsraten in nicht erwarteter Höhe und 
es gibt den Anlass zu der Befürchtung, dass uns diese 
hohen Preissteigerungsraten auch in der nahen Zukunft 
erhalten bleiben. Vorbei scheint damit die Zeit der ultra-
expansiven Geldpolitik und der fi skalischen Dominanz. 
Diese Entwicklung bleibt nicht ohne Wirkung auf die ma-
kroökonomischen Diskussionen. Für die sich wachsender 
Popularität erfreuenden Modern Monetary Theory (MMT) 
stellt die aktuelle Entwicklung einen Lackmustest dar. 
Aus Sicht der makroökonomischen Theorie und der Wirt-
schaftspolitik stellt sich die Frage, ob es angesichts der 
aktuellen Entwicklung überhaupt noch einen Platz für die 
MMT gibt oder ob ihr Stern bereits verglüht.

Der Corona-Schock führte 2020 bei den meisten Volkswirt-
schaften mit Ausnahme Chinas zu erheblichen Rückgängen 
des BIP. Neben den Emerging Economies, wie vor allem 
Brasilien und Indien, hatte auch die Eurozone einen deutli-
chen Rückgang des BIP 2020 zu verzeichnen. Während das 
Welt-BIP um ca. 4,2 % zurückgegangen ist, sank das BIP der 
Eurozone um ca. 7,5 %. Um die drohende Rezession zu ver-

meiden und entsprechende Entwicklungen abzufedern, re-
agierten die Regierungen in bester keynesianischer Manier 
mit einer Ausweitung der öff entlichen Verschuldung mittels 
der Erhöhung der Staatsausgaben. Zudem haben weltweit 
die Zentralbanken mit einer weiteren geldpolitischen Locke-
rung reagiert und die ohnehin schon seit über einem Jahr-
zehnt expansiv ausgerichtete Geldpolitik noch einmal ver-
stärkt. Speziell die US-Fed reagierte im Frühjahr 2020 mit ei-
ner massiven geldpolitischen Lockerung. Diese Politik hatte 
zur Konsequenz, dass die Bilanzsummen der Zentralbanken 
weiter stark gewachsen sind. Gegenüber 2007 haben sich 
daher in den vergangenen 14 Jahren die Zentralbankbilan-
zen der Fed, der EZB nahezu verneunfacht und die der Bank 
of Japan (BoJ) versiebenfacht. Diese Entwicklung ist welt-
weit bisher beispiellos und wirft die Frage nach der langfristi-
gen Tragfähigkeit einer solchen monetären Entwicklung auf. 
Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass die 
Bilanzsummen in Relation zum BIP bisher kaum zu erwar-
tende Größenordnungen erreicht haben. Speziell in Japan, 
wo die Bilanzsumme der BoJ bereits 134 % des BIP beträgt.

Vor dem Hintergrund der aktuell drohenden Stagfl ation ist ei-
ne mehr oder weniger radikale Trendumkehr in der Geldpoli-
tik zu erwarten. Dass das Szenario einer globalen Stagfl ation 
immer wahrscheinlicher wird, dafür sprechen mehrere Grün-
de. Typisch für Stagfl ationsentwicklungen ist das Auftreten 
von Angebotsschocks nach einer langen Periode expansiver 
Geldpolitik. Die langanhaltende ultraexpansive Geldpolitik 
der Zentralbanken der vergangenen 15 Jahre hat die Basis 
für die bestehenden Liquiditätsüberschüsse, die sich jetzt 
als gewichtige Infl ationstreiber erweisen, geschaff en. Ein 
weiterer wichtiger Indikator für eine Stagfl ation ist, dass die 
Angebotsschocks vor allem Güter betreff en, deren Preise-
lastizität der Nachfrage sehr gering ist. Dies betriff t insbe-
sondere die Energie-, Rohstoff - und Nahrungsmittelmärkte. 
Aufgrund der preisunelastischen Nachfrage führt jeder An-
gebotsschock sofort zu steigenden Preisen. Dies gilt umso 
mehr, je stärker die Staaten versuchen, die Nachfrage nach 
diesen Gütern durch eine Erhöhung der Transferausgaben 
oder expansiver fi skalischer Programme auszuweiten. Sollte 
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eine langfristige Trendumkehr von der fi skalischen Dominanz 
wieder verstärkt hin zur Infl ationsbekämpfung durch Geld-
politik einsetzen, dann würde dies diametral den Vorstellun-
gen der Proponenten der MMT widersprechen.

Theoriegeschichtliche Wurzeln der MMT

Im Zuge der Diskussion um die Neuausrichtung der mak-
roökonomischen Wirtschaftspolitik und dabei insbesonde-
re der Geldpolitik haben in jüngster Zeit zunehmend auch 
heterodoxe Ansätze, die zuvor eine eher nur bescheidene 
Aufmerksamkeit im Schatten des „akademischen Main-
streams“ erlangten, die akademische Bühne betreten. Der 
prominenteste Vertreter ist dabei die Schule der MMT, 
die oberfl ächlich betrachtet die etablierten makroökono-
mischen Lehrsätze in ihren Grundfesten zu erschüttern 
scheint. Mit dafür verantwortlich war nicht zuletzt das Auf-
greifen der MMT im US-Vorwahlkampf 2020 durch Kandi-
daten der demokratischen Partei, wie etwa Senator Bernie 
Sanders und die Abgeordnete Alexandria Ocasio-Cortez. 
Seitdem ist eine intensive Debatte um die MMT entbrannt.

Zu den prominentesten akademischen Vertretern der 
MMT zählen William Mitchell, Randall Wray und Mar-
tin Watts, die ihre Thesen in einem makroökonomischen 
Lehrbuch (Mitchell et al., 2019) darlegen. Auch Ehnts 
(2022) hat die MMT jüngst in einem Lehrbuch verarbeitet 
(Ehnts und Höfgen, 2022). Einen guten Überblick bietet zu-
dem Chohan (2020). Eine explizite Gegenüberstellung zur 
Mainstream-Makroökonomie bieten Mason und Jayadev 
(2018b). Einen guten Überblick über die Kritik an der MMT 
liefern Beck und Prinz (2019).

Im Folgenden werden die zentralen Aussagen der MMT zu-
sammengefasst und in die Entwicklung der makroökonomi-
schen Forschungsrichtungen eingeordnet. Dabei zeigt sich, 
dass viele Elemente der MMT bereits lange im Rahmen der 
postkeynesianischen Theorie diskutiert wurden und daher 
auch schon seit geraumer Zeit Eingang in die makroökono-
mischen Diskussionen gefunden haben. Mit anderen Worten: 
Der echte Neuigkeitsgrad der MMT ist relativ gering. Dabei 
sei auch darauf verwiesen, dass die MMT selbst von den da-
zu beitragenden Autoren sehr heterogen publiziert wird, so-
dass es die eine Lehrmeinung der MMT nicht gibt.

Chartalismus

Begründer der sogenannten chartalistischen Geldtheorie 
ist Georg Friedrich Knapp (1905), der eine positiv-rechtliche 
Begründung des Geldes in seinem Werk „Staatliche Theorie 
des Geldes“ skizzierte. Basis für den Ansatz des Chartalis-
mus bildet die Theorie des Schuldgeldes, wie sie auf Mitchell 
Innes (1913) zurückgeht. Innes stellt im Gegensatz zur tradi-
tionellen Ansicht der Funktion des Geldes als Tauschmittel 

(von Mises, 1912) vor allem auf die Rolle des Geldes als Re-
cheneinheit ab. Der Handel mit Waren wird als ein Kreditsys-
tem angesehen, sodass Geld nichts anderes als eine Schuld-
anerkennung und daher ein Handelsinstrument bei ständiger 
Bildung von Schulden und Guthaben darstellt. Der Chartalis-
mus beinhaltet, dass Geld bzw. eine Währung dadurch vom 
Staat etabliert wird, indem er es formal-rechtlich als gesetz-
liches Zahlungsmittel deklariert. Geld ist daher nichts an-
deres als ein Instrument der Rechtsordnung. Eine Währung 
erlangt ihren Wert dadurch, dass der Staat die Macht hat, 
Steuern zu erheben, die von den Steuerpfl ichtigen in dieser 
Währung aufzubringen sind. Es ist also eine Geldtheorie, die 
den Einfl uss von Regierungspolitik und staatlichen Aktivitä-
ten auf den Geldwert betont. Der Chartalismus impliziert da-
mit, dass Geld keinen inneren Wert hat, sondern dieser nur 
durch die Regierung geschaff en wird. Die Theorie des Gel-
des ist daher nicht so sehr aus ökonomischer Sicht zu ana-
lysieren, sondern primär nur aus rechtsgeschichtlicher Sicht. 
Eine ausführliche Behandlung des (Neo-)Chartalismus fi ndet 
sich bei Lavoie (2013). In der Interpretation der Entstehung 
des Geldwertes, der durch die Regierung geschaff en wird, 
bildet der Chartalismus eine wichtige dogmengeschichtliche 
Grundlage der MMT (Greitens, 2022).

Functional Finance

Die „Funktionale Finanzierungstheorie“ ist eine von Ab-
ba P. Lerner (1943) entwickelte Wirtschaftstheorie, die auf 
dem keynesianischen Prinzip der eff ektiven Nachfrage so-
wie des zuvor erläuterten Chartalismus beruht. Sie besagt, 
dass der Staat sich selbst fi nanzieren sollte, um seine ex-
pliziten Ziele zu erreichen. Hierzu zählen z. B. die Glättung 
des Konjunkturzyklus, damit verbunden das Erreichen von 
Vollbeschäftigung, die Gewährleistung von Wachstum und 
niedriger Infl ation. Die wichtigsten Vorstellungen hinter der 
Theorie lassen sich, wie folgt, zusammenfassen:

• Regierungen sollten aktiv in die Volkswirtschaft eingrei-
fen, denn gemäß der keynesianischen Lehre sind Volks-
wirtschaften nicht in sich stabil und es herrscht meistens 
ein Unterbeschäftigungsgleichgewicht vor.

• Geld entsteht gemäß des Chartalismus durch Schöpfung 
durch den Staat.

• Die Finanzpolitik sollte sich primär an ihren Auswirkungen 
auf die Volkswirtschaft orientieren, und der Staatshaus-
halt sollte dementsprechend angelegt werden, d. h. der 
Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben ist nicht zentral, 
sondern der Wohlstand einer Volkswirtschaft, vor allem 
im Sinne der Vollbeschäftigung.

• Die Höhe und die Veränderungen der Staatsausgaben 
sollten im Lichte des gewünschten ökonomischen Ak-
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tivitätsniveaus festgelegt werden, und Steuern sollten 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Auswirkungen und nicht 
primär zur Erzielung der Einnahmen erhoben werden.

• Die Grundsätze der „gesunden Finanzen“ sind zwar sinn-
voll für private Haushalte, Unternehmen sowie nicht-zen-
tralstaatliche Regierungen (wie z. B. Städte und föderale 
Einheiten) gelten aber nicht für die Zentralregierungen 
souveräner Staaten, die in der Lage sind, ihre eigene 
Währung zu emittieren.1

Postkeynesianismus

Die dritte Wurzel der MMT fi ndet sich vor allem in der post-
keynesianischen Interpretation (Müller, 2019), wie sie vor allem 
in der Fassung von Kalecki (1969) Verbreitung gefunden hat. 
Der Postkeynesianismus unterscheidet sich vom Keynesianis-
mus im Wesentlichen dadurch, dass im Postkeynesianimus 
von einem permanenten Unterbeschäftigungsgleichgewicht 
ausgegangen wird. So wird zu dessen Bekämpfung im Ge-
gensatz zu Keynes nicht von temporären Defi ziten ausgegan-
gen, sondern von einem permanenten „Defi cit Spending“. Auf 
der Basis der einfachen Saldenmechanik geht der Postkeyne-
sianismus davon aus, dass sich jedes Defi zit von selbst fi nan-
ziert, da sich die Nettoersparnisse immer aus der Summe der 
privaten Investitionen und dem Budgetdefi zit ergeben. Eine 
Erhöhung des Budgetdefi zits würde daher zu einer Erhöhung 
der Nettoersparnisse führen (Kalecki, 2013). Dahinter verbirgt 
sich die Klassentheorie des Konsums, nach der die Beschäf-
tigten ihre Konsumausgaben an den Löhnen und die Unter-
nehmer ihre Konsumausgaben an den Gewinnen orientieren. 
Zudem geht Kalecki von der Endogenität der Geldmenge aus. 
Im Gegensatz zu Keynes wird die Geldmenge nicht von der 
Zentralbank exogen kontrolliert, sondern von der Kreditnach-
frage der Geschäftsbanken determiniert. Sowohl die Logik der 
Saldenmechanik als auch die Annahme der Endogenität der 
Geldmenge sind für die MMT von entscheidender Bedeutung.

Die Hauptaussagen der MMT

Grundlegend für die MMT ist die einfache Vorstellung, dass 
ein Staat, der sich unbegrenzt durch die Ausgabe eigener 
Banknoten verschulden kann, jederzeit Vollbeschäftigung 
und unbegrenzte Investitionsmöglichkeiten schaff en kann, 
ohne dass davon wirtschaftspolitische Gefahren ausgehen. 
Es gibt daher keine ernstzunehmenden staatlichen Budgetre-
striktionen. Damit wird die eigentliche Trennung zwischen 
Geld- und Fiskalpolitik faktisch aufgegeben. Aus der bisher 
beobachtbaren fi skalischen Dominanz der Geldpolitik erfolgt 
die reine fi skalpolitische Steuerung eines omnipotenten Staa-

1 Eine neue Betrachtung der Zuteilung von Geld- und Fiskalpolitik im 
Rahmen der „Functional Finance“ (versus einer traditionellen „Sound 
Finance“) fi ndet sich bei Manson und Jayadev (2018a).

tes. Im Kern basiert die MMT daher auf einer Konsolidierungs-
hypothese, in der es zu einer Verschmelzung von Zentralbank 
und Staat kommt. Der Staat ist der alleinige Herausgeber der 
Währung. Die Schaff ung des Geldes erfolgt durch staatliche 
Güter- und Dienstleistungskäufe. Der Staat weist die Zentral-
bank an, für die getätigten staatlichen Käufe entsprechen-
de Guthaben zu schaff en. Die privaten Wirtschaftssubjekte 
müssen die so geschaff ene Geldmenge akzeptieren, da sie 
nur mit diesem Geld ihre Steuern und Abgaben begleichen 
können. Die Vernichtung des Geldes erfolgt daher durch die 
Zahlung von Steuern und Abgaben. Mit anderen Worten, die 
Schaff ung des Geldes erfolgt durch eine expansive Fiskal-
politik, während die Vernichtung von Geld durch Steuerer-
höhungen (kontraktive Fiskalpolitik) erfolgt. An die Stelle der 
bisherigen Geldpolitik tritt nun die Fiskalpolitik.

Damit wird auch der Vorstellung eines ausgeglichenen 
Staatshaushalts eine Absage erteilt. Da steigendes Wirt-
schaftswachstum zu steigenden Steuereinnahmen führt, 
würde dadurch auch eine automatische Stabilisierung ge-
währleistet. Da die MMT wie der Postkeynesianismus von 
einem permanenten Unterbeschäftigungsgleichgewicht 
ausgeht, gibt es auch kein ernstes Infl ationsproblem. Sollte 
es dennoch dazu kommen, ließe sich dieses in Anlehnung an 
die Vorstellung der „Functional Finance“ durch die Steuerung 
der aggregierten Nachfrage bekämpfen. Darüber hinaus 
gibt es auch aufgrund der Endogenität der Geldmenge kein 
Crowding-out-Eff ekt mehr, da es nicht zu den entsprechen-
den Zinsanstiegen kommt.2 Gleichzeitig wird der Vorstellung 
der Existenz unabhängiger Notenbanken eine Absage erteilt. 
Der Wert des Geldes wird – wie im Chartalismus – von der 
Ökonomie entkoppelt und wird ausschließlich nur noch po-
sitiv rechtlich zur Begleichung der Steuerschuld begründet.

Zentrale wirtschaftspolitische Forderungen der MMT

Basierend auf der von der MMT unterstellten Abwesen-
heit einer echten Budgetrestriktion für den Staatshaushalt 
und in Anbetracht des enormen Finanzierungsbedarfs 
an Zukunftsinvestitionen etwa für den Klimaschutz, spre-
chen sich die Befürworter der MMT für eine Ausweitung 
der Staatsverschuldung aus (etwa Odenthal und Tooze, 
2021). Sie argumentieren, dass die Kosten einer zu niedri-
gen Staatsverschuldung unter Umständen sehr hoch sein 
können. Diese Kosten ergeben sich vor allem aus der an-
sonsten vorliegenden chronischen Nachfrageschwäche 
sowie den Mangel an „safe assets“ für die Anleger auf den 
Finanzmärkten. Beidem könnte durch eine stärkere Staats-
verschuldung entgegengetreten werden. Eine (teilweise) 
Monetarisierung der Staatsverschuldung durch die Zent-

2 Dies gilt allerdings nur für das zinsinduszierte Crowding-out. Das er-
wartungs- oder wechselkursdeterminierte Crowding-out kann auch 
bei endogener Geldmenge auftreten.
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ralbank sollte zudem nicht als absolutes Tabu angesehen 
werden, sondern Teil einer Kosten-Nutzen-Analyse sein.

Bezogen auf Europa und die EZB, wird zudem argumentiert, 
dass man nicht mehr auf die USA als „consumer of last re-
sort“ vertrauen könne, um dem chronischen Nachfrage-
mangel zu begegnen. Letzterer wird unter anderem damit 
begründet, dass der Anteil der Arbeitseinkommen seit den 
1970ern systematisch abgenommen hat, wodurch die Kon-
sumquote strukturell gesunken ist. Nur Investitionen (auch 
durch den Staat) können diese ansonsten dauerhafte Nach-
fragelücke schließen. Die Unterstützer der MMT sprechen 
sich folgerichtig für eine positivere Betrachtung der Staats-
schulden aus, als dies in der Mainstreamökonomie derzeit 
der Fall ist, in der einseitig die (intertemporalen) Kosten einer 
zu hohen Staatsverschuldung in den Vordergrund gestellt 
werden. Dem Argument einer übermäßigen Belastung zu-
künftiger Generationen wird mit dem Verweis auf die (mög-
lichst) produktive Verwendung der schuldenfi nanzierten 
Staatsausgaben begegnet. Nach Ansicht der Vertreter der 
MMT entfaltet die Fiskalpolitik auch positive Wirkungen auf 
der Angebotsseite, wodurch zugleich eine Nachfrageinfl ation 
verhindert wird. Als konkretes Beispiel zur Unterstützung der 
Sichtweise von nur geringen Kosten einer hohen Staatsver-
schuldung wird oftmals Japan herangezogen, dessen Ver-
schuldung von mehr als 250 % des BIP keine signifi kanten 
Kosten aufzuweisen scheint. So ist die Infl ation auch derzeit 
dort nur moderat und die BoJ sieht sich bisher im Gegensatz 
zur EZB und der Fed zu keinem Kurswechsel in der Geldpoli-
tik veranlasst und hält an ihrer lockeren Geldpolitik fest. Die-
se Beobachtung unterstützt implizit die Sichtweise der MMT.

Nach Ansicht von Odenthal und Tooze (2021) bedarf es fol-
gerichtig einer anderen (europäischen) Wirtschaftspolitik 
als es etwa noch in den 1970ern und 1980ern Jahren der 
Fall war. Begründet wird dies damit, dass sich die ökonomi-
schen Einfl usskräfte entscheidend geändert haben und die 
Welt sich nun einem Nachfrageproblem gegenübersieht. 
Dies impliziert zugleich, dass ein stark expansiver staatli-
cher Nachfrageimpuls sich zwar durchaus temporär infl a-
tionär auswirken könnte, das dauerhafte Wiederauftreten 
eines ausgeprägten Infl ationsproblems aber als unwahr-
scheinlich angesehen wird. Letzteres hat auch zur Folge, 
dass das Zinsniveau dauerhaft niedrig bleiben wird, so-
dass es zugleich unwahrscheinlich sei, dass die Zinsen die 
(durch den Stimulus zu erhöhenden) Wachstumsraten des 
BIP übersteigen werden, was eine nicht-tragfähige Dyna-
mik der Staatsverschuldung zur Folge hätte.

Ökonomische Kritik an der MMT

Die Thesen der MMT blieben nicht ohne Widerspruch (z. B. 
Buiter und Mann (2019) sowie Mankiw (2020)). Im Folgen-
den seien die relevantesten Kritikpunkte angeführt. 

Negierung des Infl ationsproblems

In der theoretischen Sicht der MMT wird die Gefahr des Ent-
stehens infl ationärer Entwicklungen negiert. Das liegt vor 
allem daran, dass sowohl die Quantitätstheorie des Geldes 
aufgrund der Annahme der Endogenität der Geldmenge als 
auch die fi skalische Theorie des Preisniveaus, nach der es 
immer dann zu infl ationären Entwicklungen kommt, wenn der 
Staat nicht in der Lage ist, sein Haushaltsdefi zit mit zukünf-
tigen Steuereinnahmen zu tilgen, auf Ablehnung stoßen. Im 
Rahmen des theoretischen Bezugsrahmens der MMT kann 
es nur dann zu infl ationären Entwicklungen kommen, wenn 
das gesamtwirtschaftliche Vollbeschäftigungsniveau erreicht 
ist und die aggregierte Güternachfrage das aggregierte Gü-
terangebot übersteigt. Da jedoch die MMT in der Tradition 
des Postkeynesianismus von der Ubiquität des Unterbe-
schäftigungsgleichgewichts ausgeht, spielt in ihrem theore-
tischen Rahmen das Infl ationsproblem faktisch keine Rolle.

Diese Sichtweise verkennt jedoch, dass sich die einzelnen 
Sektoren innerhalb einer Volkswirtschaft sehr unterschiedlich 
entwickeln können. So kann es durchaus sein, dass einzelne 
Sektoren – und dies ist vor allem vor dem Hintergrund der nicht 
branchenneutralen Wirkungen der staatlichen Fiskalpolitik 
nicht von der Hand zu weisen – zeitlich eher das Vollbeschäfti-
gungseinkommen erreichen als andere Sektoren. Die Annah-
me eines symmetrischen Erreichens des gesamtwirtschaftli-
chen Vollbeschäftigungseinkommens ist daher kritikwürdig. 
Vielmehr ist davon auszugehen, dass einzelne Sektoren viel 
früher als andere Sektoren die Vollbeschäftigung erreichen 
und die von diesen Sektoren ausgehenden Preissteigerun-
gen auf die anderen Sektoren übergreifen. Insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass die Ressourcen gesamtwirtschaftlich 
begrenzt sind, und dann das höhere Lohnniveau in den am 
schnellsten gewachsenen Bereichen schnell auch zu höheren 
Löhnen und Preisen in den anderen Sektoren führen (Samuel-
son und Balassa, 1964; Cordon und Neary, 1982).

Insgesamt stellt sich der Verdacht ein, dass die MMT die Rea-
lität existierender realwirtschaftlicher (ressourcen-bedingter) 
Knappheiten vernachlässigt. Ohne Knappheiten gibt es auch 
kein Infl ationsproblem, doch dann würde auch keine ökono-
mische Theorie mehr benötigt werden.

Darüber hinaus verkennt die MMT, dass es auch bei einem 
bestehenden Output-Gap zu infl ationären Entwicklungen 
kommen kann, wenn es zu Infl ationserwartungen kommt 
(Nakamura, 2021). Dabei sind vor allem die Veränderungen 
der langfristigen Infl ationserwartungen von Relevanz, insbe-
sondere dann, wenn es der Zentralbank nicht mehr gelingt, 
den Infl ationsanker glaubwürdig zu installieren (Bernan-
ke und Mishkin, 2007). Da im Rahmen der MMT die Infl a-
tionsbekämpfung der staatlichen Steuerpolitik übertragen 
wird, sind leise Zweifel erlaubt, ob die Wirtschaftssubjekte 
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der staatlichen Steuerpolitik eine höhere Glaubwürdigkeit 
entgegenbringen als einer unabhängig agierenden Zentral-
bank. Kommt es daher zum Entstehen von Infl ationserwar-
tungen, ist das Infl ationsproblem unabhängig vom Erreichen 
des Vollbeschäftigungsgleichgewichtes vorhanden.

Weiterhin fehlt der MMT eine systematische Berücksichti-
gung des Finanzmarktes.3 Insbesondere der Zusammenhang 
des Problems von Überschussreserven auf den Finanzmärk-
ten und deren Auswirkungen auf die Infl ationserwartungen 
werden weder theoretisch problematisiert noch in der Mo-
dellwelt der MMT explizit berücksichtigt (Brunnermeier, 2021). 
Kommt es zu Liquiditätsüberhängen bei gleichzeitigen Infl a-
tionserwartungen führt dies zu Instabilitäten des Finanzsek-
tors, wodurch die Vermögenspreise ansteigen und spekulati-
ve Blasen entstehen können. Daher kann auch aufgrund des 
Entstehens von Überschussliquidität trotz Unterbeschäfti-
gung infl ationärer Druck entstehen (Brunnermeier, 2005).

Inadäquanz der Steuerpolitik zur Infl ationsbekämpfung

Diese Probleme erfahren noch eine Verschärfung, wenn man 
die Frage nach der Eff ektivität der Steuerpolitik zur Infl ati-
onsbekämpfung thematisiert. Das theoretische Gerüst der 
MMT basiert auf einem fundamentalen Paradigmenwechsel 
der Sichtweise über die Steuerpolitik. Während in der tradi-
tionellen Ökonomik die Steuerpolitik primär dazu dient, die 
Allokationsaufgabe des Staates zu fi nanzieren sowie politi-
sche Umverteilungsziele zu erreichen, dient im Rahmen der 
MMT die Steuerpolitik der Steuerung des Geldwertes. Die 
Steuerpolitik wird zu einem Substitut für die Geldpolitik, bei 
der der Wert des Geldes nur dadurch geschaff en wird, dass 
die Bürger:innen mit dem vom Staat geschaff enen Geld ihre 
Steuerschulden zurückzahlen müssen.

Grundlage für diese Vorstellung bildet die Annahme, dass 
die Besteuerung aus makroökonomischer Sicht das ver-
fügbare Einkommen verändert. Mit einer Reduktion des 
verfügbaren Einkommens, soll daher eine indirekte Nachfra-
gesteuerung erfolgen, wodurch infl ationären Entwicklungen 
Einhalt geboten werden soll. Diese Sichtweise verkennt je-
doch, dass insbesondere von der Besteuerung erhebliche 
mikroökonomische Verzerrungen ausgehen, die die Vorstel-
lung, man könnte den Geldwert über die Steuerpolitik be-
einfl ussen, erheblich relativieren. In diesem Zusammenhang 
zeigt sich sehr deutlich, dass es der MMT an mikroökonomi-
scher Fundierung mangelt. Bei einer Erhöhung der Steuern 
gibt es immer auch Einkommens- und Substitutionseff ekte. 
Kommt es zu einer Überkompensation des Substitutionsef-

3 Es sei angemerkt, dass der Finanzsektor und sein Einfl uss auf die Re-
alökonomie auch von den Mainstream-Ökonomen bis zum Ausbruch 
der globalen Finanzkrise in deren Makro-Modellen weitestgehend 
vernachlässigt wurde, was sich als fundamentales theoretisches Ver-
säumnis herausstellte.

fekts durch den Einkommenseff ekt, so führt beispielsweise 
eine Erhöhung der Einkommensteuer nicht zu einer Reduk-
tion der Nachfrage, auch wenn das verfügbare Einkommen 
gesunken ist. Dies gilt auch, wenn eine höhere Besteuerung 
der Einkommen durch Entsparen kompensiert wird (Shapiro 
und Slemrod, 2003). Gleichzeitig werden die allokativen Ver-
zerrungen durch die Substitutionseff ekte auf Humankapital-
investitionen und das Wirtschaftswachstum (Krueger und 
Ludwig, 2013) überhaupt nicht berücksichtigt. Das Gleiche 
gilt auch für die Umverteilungswirkungen der Besteuerung, 
die Möglichkeiten der Steuerarbitrage und die entsprechen-
den Wirkungsverzögerungen. All diese in der ökonomischen 
Literatur bekannten Eff ekte werden von der MMT nicht 
thematisiert. Der MMT fehlt es an ausreichender theoreti-
scher Fundierung, inwieweit die Steuerpolitik überhaupt als 
ein adäquater Ersatz für die Geldpolitik zur Erreichung der 
Preisniveaustabilität anzusehen ist (Murphy, 2019).

Neben den thematisierten theoretischen Inkonsistenzen ist 
zusätzlich zu beachten, dass die Steuerpolitik zur Bekämp-
fung der Infl ation auch unter einem erheblichen Glaubwür-
digkeitsproblem leidet. Führen steigende Infl ationserwar-
tungen der Bürger:innen zur Erwartung höherer Steuerzah-
lungen in der Zukunft, so könnte dies zu höheren Erspar-
nissen und geringeren Investitionen führen. In der Logik der 
Saldenmechanik der MMT wäre dann der Staat gezwungen 
sein Budgetdefi zit noch weiter zu erhöhen, wodurch weiter 
steigende Infl ationserwartungen resultieren können. Damit 
besteht die Gefahr, dass eine Infl ationsbekämpfung durch 
staatliche Steuerpolitik per se unglaubwürdig und damit un-
geeignet ist. Verschärfen dürfte sich diese Problematik auch 
auf der Basis politökonomischer Aspekte. Wie auch die ak-
tuelle Entwicklung in Deutschland vor dem Hintergrund ei-
nes Tankrabatts oder einer Energiezulage zeigt, werden die 
politisch handelnden Akteure bei auftretender Infl ation eher 
geneigt sein, das zur Verfügung stehende Einkommen der 
Haushalte nicht noch zusätzlich zu belasten. Die Durchsetz-
barkeit höherer Steuern dürfte daher fraglich sein.

MMT und off ene Volkswirtschaften

Die größten Zweifel an der Umsetzbarkeit der MMT ergeben 
sich insbesondere dann, wenn man off ene Volkswirtschaften 
betrachtet. Wie bereits gezeigt werden konnte, ergeben sich 
erhebliche Zweifel bezüglich der Glaubwürdigkeit des Staa-
tes die Infl ation eff ektiv bekämpfen zu können. Kommt es 
jetzt in einer off enen Volkswirtschaft zu höheren Infl ations-
erwartungen, so könnte dies sehr schnell zu Kapitalexporten 
führen. Dies gilt umso mehr, wenn es Sparüberhänge und 
entsprechende Liquiditätsüberschüsse gibt. Dann drohen 
Leistungsbilanzdefi zite und eine entsprechende Abwertung 
der Inlandswährung. Die Zentralbank müsste dann durch 
den Verkauf von Devisenreserven der Abwertung entgegen-
wirken, um das Problem einer abwertungsindizierten impor-
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tierten Infl ation zu verhindern. Diese Eff ekte werden vor allem 
von der Bereitschaft der Inländer abhängen, inländisches 
Geld und inländische Schuldtitel zu halten. Hierfür spielen 
wiederum die Erwartungen der Finanzmärkte hinsichtlich 
Tragfähigkeit der Staatsschuld eine entscheidende Rolle. 
Wenn die Finanzmarktteilnehmer an die MMT glauben, dann 
wird die MMT auch funktionieren (aber auch jedes Schnee-
ball-System würde dann funktionieren). Wir sehen aber ge-
rade wieder ein starkes Anwachsen der Risikoprämien der 
Staatsschuld jener europäischen Staaten mit hoher Schul-
denlast. Für Volkswirtschaften, die nicht in der Lage sind, ein 
Safe-Asset anzubieten und deren Währung hinsichtlich der 
Verwendung als internationale Reservewährung nur gering-
fügig nachgefragt wird, würde daher eine Anwendung der 
MMT unmöglich sein. Dies zeigt vor allem die empirische 
Evidenz in den Staaten Lateinamerikas (Edwards, 2019).

Die MMT übersieht, dass es beim Absinken der Bereit-
schaft der inländischen Wirtschaftssubjekte die Erspar-
nisse im Inland zu halten, zu einer unmittelbaren realwirt-
schaftlichen Budgetbeschränkung des Staates kommt. Es 
droht zwar keine Gefahr der Illiquidität des Staates, aber 
es besteht die Gefahr der Insolvenz (Beck und Prinz, 2019, 
419). Diese Entwicklung ließe sich nur durch die Errichtung 
von Kapitalverkehrskontrollen verhindern. Mit anderen 
Worten: Die MMT ist mit der Vorstellung eines freien Kapi-
talverkehrs unvereinbar. Verzichtet der Staat auf die Errich-
tung solcher Kapitalverkehrskontrollen, dann ließen sich 
Kapitalexporte nur verhindern, wenn bei fortschreitendem 
Defi zit die Zinsen erhöht würden. Führt das grundsätzlich 
höhere Zinsniveau zu einer Verminderung der Investitionen 
und zu einem Abfl achen des Wirtschaftswachstums, wäre 
der Staat gezwungen, sein Defi zit immer weiter zu erhöhen, 
wodurch die Glaubwürdigkeit noch weiter sinken würde. Es 
bestünde die Gefahr eines Teufelskreise.

Politökonomische Aspekte

Eine weitere eher grundlegende Kritik an der MMT ist vor al-
lem darin zu sehen, dass sämtliche Erkenntnisse der Neuen 
Politischen Ökonomik vollkommen ausgeblendet werden. 
In der Welt der MMT sind die politisch handelnden Akteure 
wohlfahrtsmaximierende Diktatoren, die durch ihre Ausga-
benentscheidungen stets in der Lage sind, das Vollbeschäf-
tigungsgleichgewicht und eine effi  ziente Allokation der 
Ressourcen zu generieren. Die Formen des Politikversa-
gens sowohl aufgrund des Versagens des politischen Wett-
bewerbs, wegen des Einfl usses von Interessengruppen 
als auch aufgrund bürokratietheoretischer Überlegungen 
werden im Rahmen der MMT vollkommen ausgeblendet. 
Bei Anwendung der MMT würden die marktlichen Koordi-
nationsmechanismen vermehrt durch politische Koordinati-
onsmechanismen ersetzt werden. Dahinter verbirgt sich die 
Annahme, dass wenn der Staat keine wirkliche Budgetre-

striktion hätte, auch nur noch der Staat investieren (sich 
verschulden) sollte. In einem solchen Szenario gäbe es in 
letzter Konsequenz keinen Raum mehr für private Investiti-
onen und damit für private Produktion. Private Investitionen 
werden jedoch aufgrund effi  zienztheoretischer Überlegun-
gen getroff en, während staatliche Investitionsentscheidun-
gen aus politischen Motivationen unter Berücksichtigung 
des Einfl usses von Interessengruppen, des Erhalts politi-
scher Macht und der Sicherung der Wiederwahl getroff en 
werden. Kommt es dabei zu den erforderlichen Kapitalver-
kehrsbeschränkungen würde die Austiegsmöglichkeit des 
mobilen Faktors beschränkt werden, wodurch der Stand-
ortwettbewerb und der marktliche Sanktionsmechanismus 
für unangemessene wirtschaftspolitische Entscheidungen 
außer Kraft gesetzt werden würde. Dies dient primär dem 
politischen Machterhalt und weniger dem langfristigen 
Wirtschaftswachstum. Im Rahmen der MMT stellt sich da-
her der Verdacht ein, dass es sich hierbei weniger um eine 
ökonomische Theorie handelt, als vielmehr um den Ver-
such, die Expansion des Staats und staatlicher gelenkte Al-
lokationspolitik zu legitimieren. Ökonomische Erkenntnisse 
werden durch politisches Wunschdenken ersetzt.

Fazit

Ein ökonomisches Umfeld einer nicht vorhandenen Infl ati-
on trotz erheblicher Ausweitung der Liquidität durch Zent-
ralbanken sowie ein scheinbar dauerhaftes Nullzinsumfeld 
waren lange der Nährboden für die Popularität der MMT, da 
es so schien, als seien anerkannte Lehrsätze wie etwa die 
Quantitätstheorie und die Annahme eines positiven natürli-
chen Zinses damit als falsch überführt. Das aktuelle Infl a-
tionsgeschehen inklusive der Anpassung der Infl ationser-
wartungen und die wieder ansteigenden Risikoprämien bei 
Staatsanleihen widersprechen nun jedoch der Logik der 
MMT und zeigen deren theoretische Unzulänglichkeiten in 
der Formulierung (blinde Flecken) auf. Die Zusammenhänge 
zwischen Geldmenge, Fiskalpolitik, Infl ationserwartungen, 
Infl ation und Vermögenspreisen werden nicht hinreichend 
thematisiert. Das theoretische Gerüst der MMT erweist sich 
daher bei näherer Betrachtung als lückenhaft. Der Umstand 
off ener Volkswirtschaften und damit außenwirtschaftliche 
Zusammenhänge, wie etwa internationaler Kapitalverkehr, 
bleiben weitestgehend unberücksichtigt. Auch die Rolle 
des Finanzsektors und Asset Price Infl ation werden nicht 
explizit analysiert. Damit bleiben wichtige Faktoren der 
Wirtschaftsdynamik außerhalb des Betrachtungsfeldes.

Aus theoretischer Sicht basiert die MMT auf der Darstellung 
vereinfachter kreislauftheoretischer, buchhalterischer Zu-
sammenhänge. Ihr fehlt es jedoch sowohl an mikroökonomi-
scher als auch geldtheoretischer Fundierung. Dies gilt etwa 
hinsichtlich der institutionellen Ausgestaltung der Zustän-
digkeiten von Geld- und Fiskalpolitik (Übergang zu Institutio-
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nenfrage), der Koordination zwischen Geld- und Fiskalpolitik 
und der Zukunft der Zentralbankunabhängigkeit. Selbst nach 
Einschätzung der Zentralbanken verschwimmt die Grenze zur 
Fiskalpolitik zusehends. Es bedarf daher einer intensivierten 
Koordination zwischen Geld- und Fiskalpolitik bzw. der Be-
antwortung der Frage, wie deren Verhältnis zueinander (auch 
institutionell) ausgestaltet werden soll (Sheard, 2020).

Nichtsdestotrotz hat die MMT auch vor dem Hintergrund der 
hier geäußerten theoretischen Kritik indirekt noch immer ei-
nen großen wirtschaftspolitischen Einfl uss. Die Bereitschaft 
beispielsweise der EZB im Rahmen des neu geschaff enen 
Instruments des „Transmission Protection Instruments“ in 
Zukunft zur Verhinderung von hohen Renditeunterschieden 
zwischen den Staatsanleihen die Schuldenpolitik einzelner 
Regierungen vollkommen zu akkommodieren, entspricht 
durchaus den Vorstellungen der MMT. Dennoch, vor dem 
Hintergrund der gegebenen ökonomischen Realitäten, wird 
der Stern der MMT höchstwahrscheinlich verglühen. In An-
betracht der aktuellen Herausforderungen eines massiven 
Angebotsschocks sowie der Realitäten steigender Infl ation 
und ansteigender Risikoprämien muss deren Anwendbar-
keit stark in Zweifel gezogen werden. Damit wird sich ihre 
zuletzt stark gestiegene Attraktivität für die praktische Wirt-
schaftspolitik wieder relativieren.

Die hier geführte Diskussion über die Frage der Gültigkeit 
der MMT dürfen jedoch den Blick nicht dafür verstellen, 
dass die notwendigen Zukunftsinvestitionen etwa für Kli-
maschutz und Infrastruktur ökonomisch und politisch er-
forderlich sind. Es geht nicht um das Ob, sondern um das 
Wie. Die Vorstellung, dass diesen Herausforderungen auf 
der Basis eines omnipotenten Staates im Sinne der MMT 
begegnet werden könnte, ist ein Irrtum.
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Title: Is the Star of Modern Monetary Theory Burning Out?
Abstract: The paper provides a critical analysis of Modern Monetary Theory (MMT). Facing the current macroeconomic problems of 
supply shocks caused by the Corona pandemic and the war in the Ukraine and its consequences on infl ation, the authors ask whether 
the MMT could seriously infl uence macroeconomic policymaking. Based on a brief analysis of the historical roots of MMT, the authors 
show substantial economic problems with this theory. Especially the non-consideration of infl ation issues, the inadequacy of tax policy, 
the problems of open economies, and the neglected problems of the New Political Economy increase the doubts about the suitability of 
the MMT for overcoming the current economic challenges.
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Mit der kräftigen Anhebung des Leitzinses um 0,5 Prozent-
punkte im Juli und um 0,75 Prozentpunkte im September 
2022 hat die EZB die lang erwartete Zinswende eingelei-
tet. Die steigenden Zinsen machen sich auch für öff entliche 
Schuldner bemerkbar. So stieg die Rendite für 10-jährige 
Bundeswertpapiere bereits im Juni 2022 auf fast 1,5 % an, 
während sie ein Jahr zuvor noch bei rund -0,5 % lag (Bun-
desbank, 2022a). Angesichts der hohen Infl ationsraten und 
des straff eren geldpolitischen Kurses der Notenbanken 
dürften die Zinsen für die kommende Zeit spürbar über 
dem Niveau der vergangenen Jahre liegen.

Damit gewinnt die Frage an Relevanz, wie sich die fi nanzielle 
Belastung für die kommunale Verschuldung entwickelt und 
welche fi nanzpolitischen Erfordernisse sich daraus ableiten 
lassen. Bereits jetzt schlagen erste Kommunen Alarm, dass 
die steigenden Zinsausgaben die Haushalte so stark belas-
ten, dass Haushaltsausgleich, Investitionen oder freiwillige 
Angebote der Daseinsvorsorge infrage gestellt werden (Sei-
bel, 2022). Auch im Hinblick auf die schon lange schwelende 
Debatte um die Altschuldenhilfe für Kommunen (vor allem mit 
hohen Kassenkrediten) hat die Zinswende Einfl uss, weil eine 
Lösungsmöglichkeit in Form einer weitreichenden Übernah-
me der vorhandenen Schulden durch Bund und Länder nun 
teurer wird, während gleichzeitig die Lösungsnotwendigkeit 
für die betroff enen Kommunen drängt (Erb, 2022a). Parallel 
zu den steigenden Zinsen zeigt sich ein hoher Investiti-
onsbedarf der öff entlichen Hand. Allein bei den Kommu-
nen wird der Investitionsrückstand im aktuellen KfW-

Kommunalpanel auf rund 160 Mrd. Euro geschätzt (Raff er 
und Scheller, 2022). Dazu kommen zusätzliche öff entliche 
Finanzbedarfe für transformative Zukunftsinvestitionen 
wie Klimaschutz und Digitalisierung, die auf hunderte Mil-
liarden Euro geschätzt werden (Brand und Römer, 2022; 
Krebs und Steitz, 2021). Ein erheblicher Teil dieser Be-
darfe muss durch die kommunale Ebene gedeckt werden 
(Umweltbundesamt, 2022; Huber et al., 2022). Die große 
Mehrheit der Kommunen nutzt für die Finanzierung ihrer 
Investitionen Kommunalkredite. Drohen die steigenden 
Zinsen somit die kommunalen Investitionen abzuwürgen?

Kommunen eher gering verschuldet

Die Nachfrage nach Kommunalkrediten wird in Deutsch-
land vor allem durch die Investitionstätigkeit der Städte, 
Gemeinden und Landkreise bestimmt (Brand und Stein-
brecher, 2020). Hierbei fungieren Kommunalkredite als 
Kofi nanzierungsinstrumente, denn neben den anderen 
Einnahmequellen sehen die Gemeinde- und Haushalts-
ordnungen die Finanzierung über Fremdkapital nur als 
subsidiären Weg vor, wenn sonstige Mittel nicht ausrei-
chen oder deren Einsatz nicht wirtschaftlich ist (Schwar-
ting, 2019). Die Höhe der kommunalen Kreditnachfrage 
hängt also vor allem von der Haushaltslage und den In-
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vestitionsplanungen ab.1 Aufgrund dieser restriktiven 
Rahmenbedingungen überrascht es nicht, dass der Anteil 
der Kommunen an der Gesamtverschuldung des öff ent-
lichen Bereichs in Deutschland gering ist. Im Jahr 2021 
entfi elen nur knapp 6 % der Schulden aller Gebietskör-
perschaften auf die kommunale Ebene. Einzig bei den 
Kassenkrediten haben die Kommunen mit 33 % einen 
substanziellen Anteil an der Gesamtverschuldung. Die 
Kassenkredite konnten in den vergangenen Jahren, auch 
dank verschiedener Entschuldungsprogramme durch die 
Länder, jedoch spürbar zurückgeführt werden.2

Die Verschuldung der Kommunen ist nicht nur in absolu-
ten Größen verhältnismäßig gering, sondern ebenfalls mit 
Blick auf die Belastungen der Haushalte. So gab die kom-
munale Ebene 2021 nur noch rund 0,8 % ihrer Gesamt-
ausgaben für Zinszahlungen aus, 2011 waren es immerhin 
noch 2,4 % (Statistisches Bundesamt 2022a). Gleichzeitig 
wird damit auch deutlich, dass die Entlastung der Kom-
munen durch die niedrigen Zinsen insgesamt eher gering 
ist. Ganz anders als beim Bund, dessen Zinsausgaben-
quote von satten 13,8 % (2011) auf 1,6 % (2021) gesunken 
ist. Genauso ist bei den Ländern der Rückgang von 6,7 % 
auf rund 2 % sehr deutlich. Damit spart der Bund bei der 
aktuellen Verschuldung 2021 fast 52 Mrd. Euro gegenüber 
dem Zinsniveau von 2011. Die Länder sparen rund 12 Mrd. 
Euro, die Kommunen nur 2 Mrd. Euro. Bezogen auf die 
Gesamtausgaben 2021 betragen diese Ersparnisse rund 
9 % für den Bund, für die Länder 2,4 % und nur 0,7 % für 
die kommunale Ebene. Oder anders ausgedrückt: Müss-
ten die Kommunen ihre gegenwärtige Verschuldung zum 
durchschnittlich gezahlten Zinsniveau 2011 bedienen, 
würde dies eine Mehrbelastung von rund 0,7 % der aktu-
ellen Gesamtausgaben bedeuten, sofern die Kommunen 
keine Änderungen in ihrer Schuldenstruktur vornehmen.3

Aufgrund der geringen Handlungsspielräume der Kom-
munen, zusätzliche Einnahmen zu generieren oder auf 
der Ausgabenseite signifi kante Einsparungen zu erzielen, 
kann ein Anstieg der Gesamtausgaben in diesem Umfang 
durchaus relevant sein. Und hinter diesen Aggregaten 
verbergen sich erhebliche regionale Unterschiede. Den-
noch erscheinen die potenziellen Belastungen durch stei-

1 Ausnahme von dieser sehr restriktiven Finanzierungspolitik stellen – ne-
ben der Umschuldung bestehender Verbindlichkeiten – die Kassenkre-
dite (auch Liquiditätskredite bzw. Kredite zur Liquiditätssicherung) dar, 
durch welche die Kommunen ihre Zahlungsfähigkeit bei Schwankungen 
der Einnahmen und Ausgaben sicherstellen können. Diese „Dispokredi-
te“ sind jedoch zeitnah, d. h. in der Regel unterjährig, zu tilgen.

2 Sämtliche Berechnungen basieren auf der Kassen-, Rechnungs- 
und Schuldenstatistik des Statistischen Bundesamtes (2014, 2022a, 
2022c, 2022d).

3 2011 zahlten die Kommunen rund 4,3 Mrd. Euro Zinsen für knapp 130 
Mrd. Euro Schulden beim nicht-öff entlichen Bereich, das entspricht 
einem Durchschnittszinssatz von 3,3 %.

gende Zinsen für die Gesamtheit der Kommunen über-
schaubar, auch weil viele Kommunen die konjunkturell 
gute Lage bis 2020 zum Schuldenabbau nutzen konnten 
(Brand und Salzgeber, 2021).

Kredite fi nanzieren fast ein Viertel der Investitionen

Bei der kommunalen Investitionsfi nanzierung wird der 
größte Anteil über Eigenmittel, Investitionszuweisungen 
und Fördermittel fi nanziert (Raff er und Scheller, 2022). 
Gerade die Eigenmittel, die sich vor allem aus den Schlüs-
selzuweisungen des kommunalen Finanzausgleichs so-
wie den eigenen Steuereinnahmen zusammensetzen, 
bestimmen die investiven Haushaltsspielräume und da-
mit die Finanzierungsbedarfe bzw. -möglichkeiten. Über 
Kredite hingegen fi nanzierten die Kommunen 2021 ledig-
lich rund 25 % des Investitionsvolumens, im langfristigen 
Durchschnitt waren es bislang sogar eher 20 %. Andere 
Fremdfi nanzierungsinstrumente wie Schuldscheindarle-
hen oder Anleihen machen durchschnittlich deutlich we-
niger als 5 % des Investitionsvolumens aus (Brand und 
Salzgeber, 2021). Problematisch mit Blick auf die steigen-
den Zinsen ist allerdings, dass vor allem fi nanzschwache 
Kommunen (z. B. solche in Haushaltssicherung) zu einen 
größeren Anteil Kredite für die Finanzierung von Investiti-
onen nutzen (Krone und Scheller, 2020).

Auch zeigt sich, dass die Bedeutung des Kommunalkre-
dits für die Investitionsfi nanzierung mit der Größe der 
Kommunen zunimmt. Diese Unterschiede dürften sich vor 
allem aus dem ungleichen Aufgaben- und Investitionsum-
fang der Gemeinden erklären. Ein größerer Aufgabenum-
fang erfordert häufi g hohe und langfristige Investitionen, 
die einen stärkeren Einsatz von Krediten erforderlich oder 
sinnvoll machen. Damit scheinen in der Investitionsfi nan-
zierung vor allem solche Kommunen von höheren Zinsen 
herausgefordert, die im Durschnitt auch größere Investi-
tionsbedarfe haben. Allerdings ist selbst in den meisten 
großen Kommunen der Kommunalkredit nur ein ergän-
zendes und nicht das primäre Element der Investitionsfi -
nanzierung (Brand und Salzgeber, 2021).

Risiken der Zinswende sind unterschiedlich hoch

Ein positiver Aspekt der aktuellen Zinswende ist das nied-
rige Ausgangsniveau. Die momentane Zinsbelastung wird 
von wenigen Kommunen als dringliches Problem wahrge-
nommen. In einer Befragung unter Gemeinden mit mehr 
als 20.000 Einwohner:innen wurde die Zinsbelastung ge-
rade einmal von 6 % als haushaltspolitische Herausfor-
derung genannt. Bei den hochverschuldeten Kommunen 
liegt der Anteil jedoch bei 13 %. Als potenzielles Risiko 
sind steigenden Zinsen hingegen durchaus präsent, nen-
nen doch 62 % der Kommunen höhere Zinssätze als Risi-
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ko der Kommunalfi nanzierung (Lenk et al., 2022). Auch im 
KfW-Kommunalpanel 2022 werden steigende Zinsen als 
Grund für eine erwartete Verschlechterung der Kreditkon-
ditionen genannt (Raff er und Scheller, 2022).

Das Zinsänderungsrisiko besteht bei der kommunalen 
Verschuldung vor allem über zwei Kanäle: zum einen bei 
der Refi nanzierung auslaufender Kredite und Wertpapiere 
zu aktuellen Zinssätzen und zum anderen bei der regel-
mäßigen Anpassung bestehender Verträge mit variabler 
Verzinsung. Allerdings waren nur rund 8,5 Mrd. Euro oder 
6,4 % der kommunalen Schulden 2021 variabel verzinst 
(Statistisches Bundesamt, 2022c). Der Großteil der kom-
munalen Verschuldung liegt somit bei festverzinsten Ver-
trägen und Wertpapieren. Hier besteht das kurzfristige 
Risiko, dass die in den kommenden Monaten auslaufen-
den Kreditverträge zu höheren Zinssätzen erneuert wer-
den müssen. Dies dürfte vor allem für die kurzlaufenden 
Kassenkredite gelten. Bei den länger laufenden Inves-
titionskrediten ist der Umschuldungsbedarf vermutlich 
geringer ausgeprägt.4 Jedoch endet hierbei die Zinsbin-
dung häufi g vor dem Ablauf des Darlehens, sodass das 
Zinsänderungsrisiko bei der Prolongation zutage treten 
kann.5 Zwar gibt es keine statistische Datenbasis zu den 
Kreditkonditionen der öff entlichen Hand (z. B. über Zins-

4 Allerdings können großvolumige Umschuldungsbedarfe entstehen, 
wenn Kredite und Wertpapiere endfällig gestaltet sind, also während 
ihrer Laufzeit nicht getilgt werden, sodass bei Fälligkeit auf einen 
Schlag größere Beträge refi nanziert werden müssen, sofern keine 
Rücklagen gebildet wurden. Die vorherrschende Form ist jedoch das 
Annuitätendarlehen (Schwarting, 2014).

5 Sofern der ursprüngliche Kredit noch aus Zeiten höherer Zinsen 
stammt, ist sogar noch eine Zinsersparnis möglich, z. B. wenn Kre-
dite aus dem Jahr 2012 mit einer zehnjährigen Zinsbindung aktuell 
refi nanziert werden müssen. So lagen die Eff ektivzinssätze im Neu-
geschäft für Unternehmenskredite im Juni 2022 immer noch rund 
40 Basispunkte unter den Konditionen vom Juni 2012 (Bundesbank, 
2022b), bei öff entlichen Schuldnern wie dem Bund fallen diese Unter-
schiede jedoch etwas geringer aus (Bundesbank, 2022a).

höhe oder Zinsbindungsdauer), allerdings ist der Refi -
nanzierungsbedarf näherungsweise über die erfassten 
Kreditlaufzeiten der Schuldenstatistik zu schätzen. Beim 
Blick auf die Kreditlaufzeiten der kommunalen Verschul-
dung zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den 
Bundesländern (vgl. Abbildung 1).

So sind in Sachsen-Anhalt (ST) fast 50 % der kommuna-
len Verschuldung 2022 und 2023 fällig, in Hessen (HE) 
sind es nur etwas über 13 %, während hier fast 70 % der 
kommunalen Schulden erst nach 2026 fällig werden (40 % 
in Sachsen-Anhalt). Für die potenziellen fi skalischen Ri-
siken sind die Beträge der ausstehenden Schulden ent-
scheidend, die perspektivisch refi nanziert werden müs-
sen. Auch hier zeigen sich erwartungsgemäß große re-
gionale Unterschiede: Im Saarland sind fast 800 Euro je 
Einwohner:in in diesem und nächsten Jahr fällig, in Sach-
sen sind es nur etwas über 100 Euro je Einwohner:in.

Ein stark vereinfachtes Rechenbeispiel kann aufzeigen, 
welche fi skalischen Risiken in dieser Fristenstruktur lie-
gen. Dazu wird der Einfachheit halber angenommen, 
dass alle 2022 und 2023 fälligen Schulden komplett zu 
einem um 0,5 Prozentpunkte, 1 Prozentpunkt oder 2 
Prozentpunkte höherem Zinssatz refi nanziert werden, 
als 2021 im Durchschnitt des jeweiligen Bundeslands 
gezahlt wurde.6 So haben die Kommunen in NRW bei-

6 Natürlich sind diese Zahlen nicht exakt. Ein Teil der auslaufenden Kon-
ditionen kann besser oder schlechter als angenommen sein, was die 
errechneten Eff ekte ändern würde. Die von den Städten, Gemeinden 
und Landkreisen erzielbaren Konditionen für Kommunalkredite hängen 
von mehreren Gründen ab und können sich von den Marktentwicklun-
gen der Privat- oder Unternehmenskredite durchaus unterscheiden. 
Neben der Größe und Struktur des Kredits nehmen z. B. die unterstellte 
Bonität des Kreditnehmers, die Geschäftsstrategie und Wettbewerbs-
situation der Banken sowie die Refi nanzierungsmöglichkeiten und Ver-
fügbarkeit alternativer Finanzierungsinstrumente Einfl uss auf die Kon-
ditionen in der Kommunalfi nanzierung (Brand und Steinbrecher, 2017).

Abbildung 1
Fälligkeiten der kommunalen Verschuldung
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Abbildung 2
Geschätzte Veränderung der Zinsausgabenquote bei Refi nanzierung zu höheren Zinsen

spielsweise 2021 insgesamt rund 730 Mio. Euro Zinsen 
für rund 50,7 Mrd. Euro Schulden gezahlt, im Durch-
schnitt also 1,4 %. Die angenommenen Konditionen für 
den zu refi nanzierenden Anteil der Verschuldung betra-
gen also in den drei Szenarien 1,9 %, 2,4 % oder 3,4 % für 
die Kommunen in NRW. Die Zinsausgaben für die nicht 
fälligen Kredite werden aus dem Durchschnittszins für 
2021 abgeleitet. Die Zinsausgaben nach Refi nanzierung 
ergeben sich dann aus den Kosten für nicht ausgelau-
fenen Schulden zu den alten Durchschnittskonditionen 
und den refi nanzierten Schulden zu den entsprechend 
höheren Konditionen. Die Ergebnisse für diese einfache 
Schätzung sind in Abbildung 2 dargestellt. Dazu werden 
die jeweiligen Anteile der Zinsausgaben an den bereinig-
ten Gesamtausgaben 2021 dargestellt.

Besonders hoch sind die Anstiege in Bundesländern, die 
bereits gegenwärtig die höchsten Zinsausgabenquoten 
und Schuldenstände haben. Hier wirkt der Hebel der sich 
verteuernden Kreditzinsen besonders stark. Dennoch 
steigt auch im am stärksten betroff enen Bundesland, 
dem Saarland, die Zinsausgabenquote im Szenario von 
+ 2 % „nur“ auf knapp 2,5 % der Gesamtausgaben. Im 
Jahr 2009 lag das Verhältnis von Zins- zu Gesamtaus-
gaben dem gegenüber noch bei fast 6 %. Im Mittel aller 
Bundesländer liegt der Anstieg der kommunalen Zinsaus-
gabenquote im ungünstigsten 2 %-Szenario bei 0,2 Pro-
zentpunkten. Bei Bundesländern mit niedriger kommuna-
ler Verschuldung wie Sachsen zeigt sich praktisch über-
haupt kein Unterschied. Selbst ein spürbarer Anstieg der 
Zinsen erscheint somit, zumindest in der kurzen Frist, so-
gar für viele höher verschuldete Kommunen verkraftbar.

Demnach kann anhand der durchschnittlichen Zinsbelas-
tungen der vergangenen Jahre und der bekannten Antei-

le der kurzfristig fälligen Verbindlichkeiten durchaus der 
Schluss gezogen werden, dass zumindest mit Blick auf 
die Kosten der Kreditrefi nanzierung für die kommunale 
Ebene in den meisten Bundesländern nur vergleichsweise 
geringe Risiken vorliegen. Erwartungsgemäß sind diese 
tendenziell umso größer, je höher die Verschuldung der 
Kommunen ist, da hier die zu refi nanzierenden Positio-
nen und damit die potenziellen Haushaltsrisiken steigen-
der Zinsen größer ausfallen. Damit konzentriert sich das 
Zinsänderungsrisiko im Wesentlichen auf wenige, hoch-
verschuldete Kommunen mit besonders hohen Zinslasten 
(Brand und Steinbrecher, 2018).

Darüber hinaus gilt es zu berücksichtigen, dass die Zins-
wende nicht nur negative Haushaltseff ekte für Kommunen 
mit sich bringt. Viele Kommunen unterhalten hohe Volumina 
an Finanzvermögen, die im Niedrigzinsumfeld keine oder 
gar negative Renditen abwarfen.7 Selbst unter hoch ver-
schuldeten Kommunen gibt es solche, die hohe Finanzanla-
gen unterhalten und deshalb das Niedrigzinsumfeld insge-
samt eher negativ bewerten (Lenk et al., 2022). Ein höheres 
Zinsniveau entlastet diese Kommunen durch höhere Einla-
genzinsen, was den Nettoeff ekt der Haushaltsrisiken durch 
steigende Zinsen reduziert (siehe auch Kasten 1).

Höhere Zinsen sind nur eine Herausforderung

Für die Mehrheit der Kommunen dürften das Risiko stei-
gender Zinsen somit zunächst überschaubar sein. Mit 
Blick auf die kommunalen Investitionen erscheinen gegen-
wärtig andere Herausforderungen größer. So sind vor al-
lem die gestiegenen Baupreise erhebliche Belastungsfak-

7 Allein das Finanzvermögen der Kommunen belief sich 2021 auf 223,5 
Mrd. Euro (Statistisches Bundesamt, 2022e).
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toren. Allein durch die hohen Baupreise der vergangenen 
Jahre wurden die Zinsersparnisse der kommunalen Ebene 
zuletzt mehr als aufgezehrt (Brand und Salzgeber, 2022a). 
Dies erklärt sich daraus, dass die Investitionen bzw. Bau-
maßnahmen einen viel größeren Anteil an den Gesamtaus-
gaben haben als die Zinsausgaben. Im Jahr 2021 lag der 
Anteil der Baumaßnahmen an den bereinigten Gesamt-
ausgaben zwischen 5,4 % in NRW und 15,5 % in Bayern. 
Wie aus Abbildung 2 ersichtlich wird, lagen die Zinsaus-
gabenquoten zwischen 1,9 % und 0,2 %. Der Hebel ist bei 
den Baumaßnahmen also ungleich höher. Gleichzeitig sind 
Baupreise in den vergangenen Monaten weiter stark ge-
stiegen. So nahmen beispielsweise die Preise für Straßen, 
Brücken und Ortskanäle allein 2021 um durchschnittlich 
6,7 % zu (Statistisches Bundesamt, 2022b).

Bei einem hypothetischen Anstieg der Bauausgaben 
2021 um diese 6,7 % lägen die Mehrkosten für die kom-
munalen Haushalte bis zu zehnmal so hoch wie die oben 
geschätzte Mehrkosten für Zinsen bei einer Refi nanzie-
rung fälliger Kredite zu 2 Prozentpunkten höheren Zinsen. 
Besonders betroff en sind hier Länder mit niedriger kom-
munaler Verschuldung aber hohen kommunalen Investi-
tionsquoten wie Bayern oder Sachsen (vgl. Abbildung 3). 
Auf der anderen Seite wären Kommunen mit hoher Ver-
schuldung und relativ geringer Investitionsquote teilweise 
stärker durch einen Zinsanstieg um 2 Prozentpunkte als 
durch den abgebildeten Baupreisanstieg betroff en, so im 
Saarland und in Nordrhein-Westfalen.

Neben den stark gestiegenen Baupreisen sorgen darü-
ber hinaus die gestiegenen Energiepreise für haushalte-

rische Herausforderungen. Bereits im April 2022 gaben 
die Kommunen in einer Ad-hoc-Nachbefragung zum 
KfW-Kommunalpanel an, dass sich die Energiekosten im 
Mittel von 1,5 % auf 2 % der Gesamtausgaben erhöht hat-
ten (Brand et al., 2022). Rund ein Drittel meldete damals 
Anstiege der Energiekosten um mehr als 1 Prozentpunkt 
der Gesamtausgaben und damit deutlich mehr als die 
oben geschätzten Zinsänderungsrisiken. Und angesichts 
der weiter steigenden Energiepreise dürfte der Anteil der 
betroff enen Kommunen mittlerweile höher liegen. Dabei 
wird auch zunehmend die Bedeutung der steigenden 
Energiepreise für kommunale Auslagerungen wie Stadt-
werke zu einem substanziellen haushalterischen Risiko 
für die Kommunen (Erb, 2022b).

Zusätzlich machen sich in vielen Kommunen immer stär-
ker personelle Kapazitätsprobleme bemerkbar, die so-
wohl eine Ausweitung der Investitionen als auch ein pro-
fessionelles Kredit- und Zinsmanagement erschweren 
(Brand und Salzgeber, 2022b). Angesichts der hohen In-
fl ationsraten liegen auch in den Personalkosten kurz- und 
mittelfristige Haushaltsrisiken, z. B. wenn hohe Tarifab-
schlüsse auf die Kommunalhaushalte durchschlagen. Und 
letztendlich dürfte gerade für fi nanzschwache Kommu-
nen häufi g die Schwierigkeit eher darin liegen, überhaupt 
eine Kreditermächtigung und ausreichend Kreditangebo-
te zu bekommen, als am Ende die höheren Zinsen zah-
len zu können. So zeigen aktuelle Befragungsergebnisse 
bereits verschärfte Kreditvergaberichtlinien im Unter-
nehmensbereich aufgrund des gestiegenen Kreditrisikos 
(Bundesbank, 2022d), wenngleich es starke Unterschiede 
zwischen den Branchen und Unternehmensgrößen gibt 
(Heroldt, 2022). Dies deutet auf eine stärkere Risikodiff e-
renzierung der Banken hin, die insbesondere auch hoch 
verschuldete Kommunen zu spüren bekommen könnten. 
Frühere Befragungsergebnisse zeigen, dass höher ver-
schuldete Kommunen bereits vor den jüngsten Krisen 
weniger Kreditangebote der Banken erhielten (Lenk et al., 
2018). Zwar entfallen mittlerweile rund 80 % der kommu-
nalen Schulden auf öff entlich-rechtliche Kreditgeber wie 
Landesbanken, Sparkassen und Förderbanken, die in der 
Regel einem öff entlichen Auftrag folgen und daher ihre 
Konditionen und Vergaberichtlinien nicht zwingend nach 
den gleichen Kalkülen wie private Geschäftsbanken ge-
stalten. Dennoch ist auch bei öff entlichen Banken nicht 
ausgeschlossen, dass sie die Kreditvergaberichtlinien für 
(einige) Kommunen verschärfen.

Fazit

Höhere Zinsen machen die Haushaltsplanung der Städ-
te, Gemeinden und Landkreise zwar schwieriger, aber 
die meisten Kommunen haben Spielräume, um mit die-
sen Mehrkosten umzugehen. Schließlich bewegen sich 

Abbildung 3
Kostenwirkung von Baupreisanstiegen in Relation zu 

höheren Zinsausgaben

Mehrkosten Baupreise/Mehrkosten Zinsen
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Kasten 1
Welche Möglichkeiten haben die Kommunen, sich auf steigende Zinsen einzustellen?

Eine zentrale Aufgabe der Kämmereien liegt darin, etwaige Zinsänderungsrisiken zu minimieren. Der Schlüssel dazu ist ein gutes 
Schuldenmanagement. Die Absicherung von Zinsrisiken ist Teil eines aktiven Schuldenmanagements, das aber selbst bei grö-
ßeren Kommunen gerade einmal von rund der Hälfte betrieben wird (Lenk et al., 2022), bei den höher verschuldeten Kommunen 
sind es immerhin ca. 80 %. Vorrangig wird zumindest die Strukturierung des Kreditportfolios zugunsten möglichst langer Lauf-
zeiten und Zinsbindungen von nahezu allen Kommunen betrieben (Meves, 2022). Dezidierte derivative Finanzmarktinstrumente, 
um den Kreditbestand gegen Zinsänderungen abzusichern, werden jedoch nur von relativ wenigen Kommunen getätigt (Lenk 
et al., 2022). Dabei nutzen hoch verschuldete Kommunen tendenziell mehr und häufi ger Derivate. Dies gilt auch für die einwoh-
nerstarken Städte, die schon aufgrund der personellen Größe ihrer Kämmerei mehr Ressourcen für das Schuldenmanagement 
haben. In vielen Kommunen bestehen aber starke Vorbehalte in der Nutzung von Derivaten. Das liegt nicht zuletzt an schlechten 
und verlustreichen Erfahrungen der Vergangenheit. In der Folge wurde haushaltsrechtlich stärker klargestellt, dass vor allem 
komplexe Derivate für die Kommunen keine Option darstellen. Stattdessen beschränkt sich der Spielraum auf einige wenige, 
einfach strukturierte Instrumente (Kruse und Straub, 2018). Doch selbst für diese fallen personelle und fi nanzielle Aufwände an, 
die sich erstmal rentieren müssen. In Anbetracht der tendenziell kleinen Losgrößen der meisten Kommunalkredite (bei über 75 % 
der Gemeinden und Gemeindeverbände lag selbst die Gesamtverschuldung 2019 unter 5 Mio. Euro) und des nach wie vor über-
schaubaren Zinsrisikos dürften Zinssicherungsmaßnahmen für die meisten Kommunen daher weiterhin nur eine untergeordnete 
Bedeutung haben. Allenfalls alternative Finanzierungsinstrumente könnten stärker nachgefragt werden, wobei eine breite Abkehr 
vom Kommunalkredit als dominantes Mittel der Fremdkapitalfi nanzierung nicht zu erwarten ist.

die Konditionen selbst beim aktuellen Zinsanstieg immer 
noch in Größenordnungen, die vor ein paar Jahren als at-
traktiv angesehen wurden. Jetzt auslaufende Altkredite 
können somit immer noch vergleichsweise günstig um-
geschuldet werden. Zudem steht auf der Habenseite der 
Zinswende die wieder attraktiveren Anlagemöglichkeiten 
für das Finanzvermögen der Kommunen.

Im Verbund mit den anderen Herausforderungen zeigt 
sich, dass höhere Zinsen für sich genommen eher be-
grenzte Auswirkungen auf die meisten kommunalen 
Haushalte haben dürften. Allerdings fallen die höheren 
Zinsen in eine Zeit weiterer Haushaltsbelastungen und 
großer fi skalischer Unsicherheiten. Deutlich angespann-
ter dürfte die Lage bei besonders hoch verschuldeten 
Kommunen sein, die bereits gegenwärtig hohe Zinslas-
ten spüren. Hier sind die direkten Auswirkungen auf die 
Haushalte größer, die Handlungsspielräume für andere 
Ausgaben sinken stärker. Zudem nutzen diese Kommu-
nen häufi ger Kredite für die Investitionsfi nanzierung. Bei 
der Investitionsfi nanzierung werden diese Kommunen 
durch steigende Zinsen deshalb doppelt eingeschränkt: 
Einerseits, weil steigende Zinslasten die Haushaltsspiel-
räume und die damit ohnehin knappen Eigenmittel ein-
schränken und andererseits, weil sich auch die Investi-
tionskosten bei höheren Kreditzinsen und einem hohen 
Anteil der Fremdfi nanzierung verteuern.

Damit die Kommunen ihre Infrastruktur überhaupt auf 
dem notwendigen Niveau halten und die zusätzlichen 
transformativen Herausforderungen angehen können 
sowie sich die regionalen Unterschiede nicht weiter ver-
festigen, bedarf es primär für die hochverschuldeten 
Kommunen politische Lösungsansätze zum Umgang mit 
dem sich ändernden Zinsumfeld. Letztendlich erfordert 
dies eine nachhaltige Lösung des Altschuldenproblems, 
für das sich einerseits die Frage stellt, ob bzw. welcher 
Anteil der Verschuldung durch andere Ebenen übernom-
men werden soll bzw. auf welchem alternativen Weg sich 
die Zinslasten der Kommunen eff ektiv reduzieren lassen 
(Brand und Steinbrecher, 2018). Viel wichtiger ist aller-
dings die Frage, wie sich die dauerhafte Tragfähigkeit 
der kommunalen Haushalte sicherstellen lässt, d. h. Ein-
nahmen und Ausgaben bzw. Aufgaben der kommunalen 
Ebene in Einklang gebracht werden können, damit auch 
fi nanzschwache Kommunen ihren Aufgaben vollumfäng-
lich nachkommen können.

Denn bei der Diskussion um die Zinsen gilt es immer zu 
bedenken, dass Kredite allein das Investitionsproblem 
ohnehin nicht lösen können. Eine Ausweitung der realen 
kommunalen Investitionen hängt nicht primär am Zinsni-
veau oder dem Zugang zu Kommunalkrediten, sondern 
an einer stabilen und krisenfesten Architektur des Kom-
munalfi nanzsystems.
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Die Welt ist aus deutscher Sicht zuletzt deutlich ungemüt-
licher geworden. Dies betriff t gerade die Perspektive der 
stark international ausgerichteten deutschen Wirtschaft. 
Kaum eine Volkswirtschaft hat die vergangenen Jahr-
zehnte so sehr von der Globalisierung profi tiert wie die 
deutsche. Folglich wird auch kaum eine so sehr von der 
drohenden Deglobalisierung gefährdet, wenngleich un-
klar ist, wieweit die deutsche Politik dieses Faktum öff ent-
lich breit diskutiert (Boer und Menkhoff , 2021). Eine Ursa-
che für diesen Wandel ist das gestiegene Risiko schwer 
berechenbaren Verhaltens autoritär regierter Länder.

Das prominenteste Beispiel ist sicher China, das weniger 
Marktzugang für Ausländer zulässt als es in Anspruch 
nimmt, das ausgewählte Industriezweige gezielt subventi-
oniert (und dadurch den internationalen Wettbewerb ver-
zerrt) oder das massiv gegen Länder (wie Australien) oder 
Unternehmen (wie Nike und andere) vorgeht, wenn diese 
unerwünschte Meinungen äußern, etwa zur Situation im 

nordwestlichen China. Die wirtschaftlichen Folgen des 
Ukrainekriegs und die Sanktionen gegen Russland haben 
die Diskussion über das künftige Engagement deutscher 
Firmen in China dringlich gemacht. Damit verbunden ist 
die Frage nach alternativen Standorten sowie politischen 
Kooperationspartnern. Die Indische Union spielt in diesen 
Diskussionen eine große Rolle aufgrund ihres wirtschaft-
lichen Potenzials und ihrer vergleichsweise demokrati-
schen Rahmenbedingungen.1

Indien: Ein ewiger Zukunftsmarkt?

Indien gilt seit Jahren als einer der aussichtsreichsten 
Zukunftsmärkte. Das gegenwärtige Pro-Kopf-Brutto-
nationaleinkommen, also die von Inländern erbrachte 
Wertschöpfung, liegt 2021 bei knapp 2.200 US-$ pro 
Jahr. Damit verfügt Indien über ein hohes Entwicklungs-
potenzial verglichen mit 11.200 US-$ in China (und einer 
ähnlichen Größenordnung in den ärmsten EU-Ländern 
Rumänien und Bulgarien). Deutschland und viele Nach-
barländer liegen bei rund 50.000 US-$. Schon allein we-
gen des riesigen Einkommensunterschieds kann Indien 
keinen direkten Ersatz für den chinesischen Markt bie-
ten. Aber über die Zeit kann Indien ein wichtiges Element 
europäischer Handelsdiversifi zierung werden. Dies leitet 
sich aus der Größe seiner Volkswirtschaft mit über 1,3 
Mrd. Menschen ab, der jungen Bevölkerungsstruktur mit 
der Aussicht auf eine demografi sche Dividende sowie 
dem Wachstum der Mittelschicht. Solche strukturellen 
Faktoren lassen Indien für ausländische Unternehmen 
attraktiv erscheinen. Im September 2022 verdrängte 
Indien seine einstige Kolonialmacht Großbritannien von 
Platz fünf der größten Volkswirtschaften.

1 Z. B. Winfried Kretschmann (2022): „Ich werbe schon länger dafür, 
dass unsere Unternehmen ihre Kooperation mit dem demokratischen 
Indien ausbauen.“
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Quelle: Weltbank (2022).

Abbildung 1
BIP-Wachstumsraten im Vergleich

Der Anteil ist defi niert als die Beschäftigung im jeweiligen Sektor relativ 
zur Gesamtbeschäftigung, so wie sie in dieser Quelle erfasst wird. 

Quelle: Weltbank (2022).

Abbildung 2
Anteil der Arbeitskräfte nach Sektoren in Indien

Trotz großer wirtschaftlicher Erfolge in den vergangenen 
20 Jahren, gilt Indien oft als ein – aus wirtschaftlicher Sicht 
– unerfülltes Versprechen. Dies hat im Wesentlichen zwei 
Ursachen. Zum einen war die wirtschaftliche Dynamik vie-
le Jahrzehnte eher gering, sodass auch die hohen Wachs-
tumsraten der jüngeren Zeit das niedrige Ausgangsniveau 
nicht schnell kompensieren konnten. Zum anderen hat 
Indien seine Märkte nie so radikal geöff net, wie man sich 
dies aus Sicht der entwickelten Länder, wie denen Euro-
pas, gewünscht hätte (Narlikar, 2022). Insofern ist in Teilen 
der deutschen Wirtschaft der Eindruck entstanden, Indien 
würde ein „future market forever“ (APA, 2022) bleiben.

Indiens starke wirtschaftliche Entwicklung

Das hohe Wirtschaftswachstum seit den 2000er Jahren hat 
dazu beigetragen, dass in Indien im Zeitraum von 15 Jahren 
vor der Coronapandemie ca. 415 Mio. Menschen der Armut 
entkommen konnten (ET Bureau, 2022). In den vergangenen 
zehn Jahren bis zur Coronapandemie zählte Indien zu den 
Ländern mit besonders hoher Wachstumsrate. Zwar lag Chi-
na die vergangenen 30 Jahre in der Regel vor Indien, aber In-
dien wiederum hatte höheres Wachstum als z. B. Indonesien 
und dies wiederum lag vor Brasilien (vgl. Abbildung 1).

Mit der Einführung einer Mehrwertsteuer (Goods and Ser-
vice Tax, GST) 2017 machte die Regierung von Premier-
minister Modi Indien zu einem einheitlichen Markt und be-
endete das System der Zölle und Abgaben zwischen den 
Bundesstaaten. 2019 erklärte Modi Indien bis 2024/25 zu 
einer 5-Billionen(US-$)-Volkswirtschaft zu machen (PTI, 
2022a). Indien wäre damit nach den USA und China die 
drittgrößte Volkswirtschaft. Modi will Indien bis 2047, 100 
Jahre nach der Unabhängigkeit, zu einem entwickelten 
Land machen (PTI, 2022b).

Diese Pläne haben aber durch die Pandemie einen deut-
lichen Rückschlag erlitten. In der Gruppe der Schwellen-

länder hatte Indien den stärksten Rückgang des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) zu verzeichnen. Zur Erinnerung, der 
Wirtschaftseinbruch 2020 betrug in Deutschland -4,6 %, in 
der EU -5,9 %, in den USA -3,4 % oder in China +2,2 %, aber 
in Indien war der Rückgang des BIP mit fast 7 % nochmals 
schärfer (vgl. Abbildung 1). Nach dem wirtschaftlichen Ein-
bruch in der Pandemie befi ndet sich die indische Wirtschaft 
aber schon wieder auf Wachstumskurs. Das Land gilt als 
„leuchtender Stern“ angesichts einer sich eintrübenden 
Weltkonjunktur durch die Folgen des Ukrainekriegs und der 
weltweiten Zinserhöhungen (MC Rangan et al., 2022).

Der wirtschaftliche Erfolg Indiens seit den 1990er Jahren 
ist eng mit dem Aufstieg der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie verknüpft. Dieser Sektor hat maßgeb-
lich dazu beigetragen, dass das Land heute als „Büro der 
Weltwirtschaft“ gilt. Trotz seiner globalen Vernetzung ist 
der Sektor im Gesamtkontext des indischen Arbeitsmark-
tes allerdings relativ klein. 2021 waren 4,5 Mio. Menschen 
in dem Bereich beschäftigt – weniger als 1 % aller Beschäf-
tigten (Statista, 2022). Immerhin wächst dieses Segment 
weiter und Indien hat mittlerweile nach den USA die meis-
ten Start-ups im Tech-Bereich mit einer Marktbewertung 
von über 1 Mrd. US-$, sogenannte Unicorns (Jose, 2022).

Schwächen im Wachstumsprozess

Die wirtschaftliche Größe Indiens verdeckt manchmal den 
geringen durchschnittlichen Entwicklungsstand, der mit 
strukturellen Schwächen einhergeht (Wagner, 2021). Dazu 
zählt, trotz aller Fortschritte, die immer noch grassierende 
Armut und Ungleichverteilung an Ressourcen. Dies führt 
unter anderem dazu, dass rund die Hälfte der Bevölkerung 
für ihre Ernährung auf staatlich subventionierte Lebens-
mittel angewiesen ist (Wienhold, 2019). Ferner absorbiert 
der industrielle Sektor seit zehn Jahren nicht so viele Ar-
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beitskräfte, wie erhoff t, sodass die demografi sche Divi-
dende des nachlassenden Bevölkerungswachstums nicht 
realisiert werden kann. Die Modi-Regierung plante, den 
Anteil dieses Sektors auf 25 % des BIP zu steigern (Ninan, 
2020). Nach Angaben der Weltbank stagnierte der Anteil 
aber von 2014 bis 2018 bei 15,1 % bzw. nur noch 14,8 %. 
Als Folge der stark schrumpfenden Wirtschaft in der Co-
ronapandemie, zählte der industrielle Sektor manchen 
Quellen zufolge nach 2016/2017 mit 51 Mio. Beschäftigten 
in der Periode 2020/2021 nur noch 27,3 Mio. (Bhardwaj, 
2021). Entsprechend ist Indien in vielerlei Hinsicht immer 
noch ein Agrarland und so arbeiten dort auch die meisten 
Menschen (vgl. Abbildung 2). Ferner erkennt man auch hier 
die Stagnation der Beschäftigung im sekundären Sektor.

Zudem wird Indiens wirtschaftliche Entwicklung von wei-
teren Faktoren wie dem Bildungsniveau gebremst. Immer 
noch fehlt es vielen Menschen an primärer oder sekun-
därer Bildung. Auch die tertiäre Bildung kann mit der chi-
nesischen Entwicklung nicht mithalten (vgl. Abbildung 3). 
Die Alphabetisierungsrate lag in Indien 2021 nach offi  ziel-
len Angaben bei 77,7 % (Find Easy, 2021). Ein zusätzliches 
Hemmnis sind die geringen und nicht steigenden Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung. 1998 gab Indien 0,70 % 
des BIP dafür aus, auf dem zwischenzeitlichen Hochpunkt 
2008 waren es 0,86 %, aber 2018 (dem zuletzt verfügbaren 
Datenpunkt bei der Weltbank) waren es nur noch 0,66 %. 
Die Werte für China betragen demgegenüber in denselben 
Jahren 0,65 %, 1,45 % und 2,14 %, für Deutschland sind es 
2,22 %, 2,62 % und 3,11 %.

Als weiterer Schwachpunkt hemmt – wie in den meisten 
Volkswirtschaften mit niedrigen Einkommen – die Kor-
ruption eine effi  ziente Ressourcenallokation. Die Regie-
rung hat mit technischen Innovationen im Bereich der E-
Governance (wie die persönliche Aadhar-Identifi kations-
karte und kostenlose Bankkonten für arme Haushalte) die 

Korruption verringert. Diese Instrumente haben auch das 
Interesse anderer Staaten im globalen Süden geweckt.

Außenwirtschaftliche Strategien

Indien hat in seiner Geschichte, ähnlich wie China, verschie-
dene Strategien hinsichtlich seiner außenwirtschaftlichen 
Öff nung verfolgt. Nach der Unabhängigkeit war die Idee der 
Importsubstitution vorherrschend, also faktisch eine be-
wusste Nicht-Integration in die Weltwirtschaft. Dies erkennt 
man gut am niedrigen Grad außenwirtschaftlicher Verfl ech-
tung in Abbildung 4. Der Anteil der Summe von Exporten 
und Importen zum BIP betrug über Jahrzehnte rund 10 %, 
damit übrigens nur etwas mehr als in China. China öff nete 
sich Ende der 1970er Jahre, Indien folgte erst 1991. Die au-
ßenwirtschaftliche Öff nung nahm dann in den 1990er Jah-
ren und vor allen in den 2000er Jahren nochmals deutlich 
zu und erreichte in der Spitze einen Wert von rund 55 % für 
die Summe aus Ex- und Importen zum BIP. Seit der großen 
Weltwirtschaftskrise 2008 stagnierte der Wert und ist zu-

Einschulungsrate primäre und sekundäre Bildung

Einschulungsrate tertiäre Bildung
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Abbildung 3
Einschulungsraten in Indien und China

Der Anteil der Kinder, die primäre und sekundäre Bildung erhalten, wird berechnet als Anteil der Kinder, die im schulpfl ichtigen Alter sind und in eine 
Grund- oder weiterführende Schule gehen. Der Anteil der jungen Menschen, die tertiäre Bildung erhalten, wird berechnet als Anteil der Personen, die bis 
zu 5 Jahre älter als die sekundäre Bildungsstufe sind und eine weiterführende Bildungseinrichtung besuchen.

Quellen: Weltbank (2022); UNESCO (2022).

Abbildung 4
Außenwirtschaftliche Verfl echtung im Vergleich
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letzt wieder auf etwa 40 % gefallen. China, zum Vergleich, 
hat seine Öff nung mit der Krise 2008 sofort zurückgefahren 
und ist heute wieder etwas weniger „off en“ als Indien. Dem-
gegenüber hat die EU ihre außenwirtschaftliche Verfl ech-
tung auch im vergangenen Jahrzehnt weiter vergrößert.

Bei den indischen Exporten erkennt man eine klare Tendenz 
zur Diversifi kation (vgl. Abbildung 5). Europa, aber auch Nord-
amerika und sogar Ostasien haben als Exportmärkte relativ an 
Bedeutung verloren, der Mittlere Osten (und China auf niedri-
gem Niveau) dagegen gewonnen. Bei den indischen Importen 
dominiert nach wie vor der Mittlere Osten, nicht zuletzt wegen 
Energielieferungen (vgl. Abbildung 6). China hat besonders 
stark zugelegt. In der Summe ist damit die relative Bedeu-
tung Europas für Indien gefallen. Dagegen ist China, trotz der 
Spannungen mit Indien aufgrund ungeklärter Grenzfragen, ei-
ner der größten bilateralen Handelspartner geworden.

Von der weltwirtschaftlichen Integration zur 

Eigenständigkeit?

Mit der Regierungsübernahme von Premierminister Mo-
di verbanden sich zunächst große Hoff nungen, dass er die 
weltwirtschaftliche Integration Indiens weiter vorantreiben 
würde. 2017 kündigte Indien seine bisherigen Investitionsab-
kommen mit dem Ziel, diese neu zu verhandeln (HSF Notes, 
2017). In der Folge erhöhte Indien allerdings wieder seine 
Zölle und unterzeichnete bis 2021 keine neuen Freihandels-
abkommen. 2019 zog sich Indien in letzter Minute aus dem 
„Regional Comprehensive Economic Partnership (RCEP)“- 
Abkommen zurück. Hintergrund war, dass Indien ein weiter 
steigendes Handelsdefi zit gegenüber China fürchtete. 

Indiens zögerliche Haltung gegenüber der Globalisierung 
zeigte sich auch in der von Premierminister Modi 2020 

während der Coronapandemie propagierten neuen Wirt-
schaftspolitik „Atmanirbhar Bharat“, die auf eine Stärkung 
der indischen Industrie und insgesamt eine größere wirt-
schaftliche Eigenständigkeit abzielt. Diese Wirtschaftspo-
litik könnte durch die damit verbundenen neuen bürokra-
tischen Regelungen den Marktzugang vor allem für mittel-
ständische Unternehmen aus dem Ausland erschweren. 
Modis Betonung der wirtschaftlichen Eigenständigkeit 
unterscheidet sich dennoch an einigen wichtigen Punk-
ten von der Politik der Importsubstitution der 1950/1960er 
Jahre. Erstens setzt Indien weiter auf eine Privatisierung 
von unrentablen Staatsbetrieben. Zweitens unterstützt die 
Regierung den Aufbau nationaler Champions, z. B. im Tele-
kommunikationsbereich. Drittens forciert die indische Re-
gierung den Aufbau einer exportfähigen Rüstungsindust-
rie, um damit auch außenpolitisch an Einfl uss zu gewinnen.

Neben allen Bedenken gibt es auch eine gewisse Hoff nung 
auf Indiens Pragmatismus in außenwirtschaftlichen Fragen. 
So ist zwar der Außenhandel hinter der Wachstumsentwick-
lung zurückgeblieben, nicht aber die ausländischen (Netto-)
Direktinvestitionen in Indien (vgl. Abbildung 7). Teilweise 
mag Indien bereits von der regionalen Diversifi zierung in 
Asien profi tieren (Dhume, 2020). Ein jüngstes prominentes 
Beispiel für erfolgreiche Auslandsinvestitionen liefert Apple. 
Dessen Zulieferer haben ihre Produktion in Indien ausgebaut 
und dabei off enbar auch den Qualitätsrückstand gegenüber 
der Produktion in China reduziert (Hein und Lindner, 2022).

Zudem hat die indische Regierung 2022 neue Freihandelsab-
kommen unter anderem mit den Vereinigten Arabischen Emi-
raten abgeschlossen und führt Verhandlungen über weitere 
Abkommen z. B. mit Australien, Großbritannien und der EU. 
2022 zeigte sich aber auch zugleich Indiens vorsichtige Hal-
tung, als es sich zwar der US-amerikanischen Initiative „Indo-

Quellen: WITS (World Integrated Trade Solution) (2022); Weltbank (2022).

Abbildung 6
Importquote nach Handelspartnern / Regionen

Quellen: WITS (World Integrated Trade Solution) (2022); Weltbank (2022)

Abbildung 5
Exportquote nach Handelspartnern / Regionen
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Pacifi c Economic Framework“ (IPEF) anschloss, nicht jedoch 
dem Handels teil dieses Abkommens beitrat (Sinha, 2022).

Das neue Indien – eine illiberale Demokratie?

Neben dem wirtschaftlichen Potenzial ist Indien auch 
durch seine grundsätzlich demokratische Verfassung als 
Kooperationspartner des Westens attraktiv. Allerdings ge-
wann Narendra Modi die Wahl 2014 mit dem Versprechen 
für ein „neues Indien“, das die Interessen der Hindu-Mehr-
heit stärker berücksichtigen sollte. Im Umkehrschluss 
werden Minderheiten weniger berücksichtigt unter der 
Überschrift eines Abbaus ihrer Privilegien. Die damit ver-
bundenen innenpolitischen Auseinandersetzungen haben 
dazu geführt, dass Indien in internationalen Demokratie-
Indices herabgestuft wird. Der entsprechende, breit ange-
legte „Voice and Accountability“-Index der Weltbank zeigt 
bereits seit Jahren, dass die Demokratie in Indien schwä-
cher wird (vgl. Abbildung 8). Die Abbildung zeigt zudem, 
dass Indien vom Niveau her ähnlich wie Bulgarien (das EU-
Land mit dem niedrigsten V/A-Wert 2020) oder Brasilien 
liegt, und damit noch deutlich höher als der Durchschnitt 
aller Länder in der Welt, aber der Trend der vergangenen 
Jahre ist abwärts gerichtet (Menkhoff , 2022). Aufgrund 
der wachsenden Einschränkungen in der Meinungs- und 
Pressefreiheit wird Indien deshalb auch zunehmend als il-
liberale Demokratie bezeichnet (Ganguly, 2020).

Ein Teilbereich, der für ausländische Firmen von Inter-
esse ist, ist die Forderung, dass Hindi mittelfristig Eng-
lisch, die Sprache der früheren Kolonialmacht, ersetzen 
soll. Die Umsetzung dieses Vorhabens erscheint ange-
sichts der verfassungsrechtlichen Hürden und drohen-
den innenpolitischen Auseinandersetzungen zwischen 
den Hindi- und nicht-Hindisprechenden Bundesstaaten 
wenig wahrscheinlich. Die in einigen Bundesstaaten zu 
beobachtende stärkere Nutzung von Hindi im Hoch-
schulbereich und in der öff entlichen Verwaltung könnte 

langfristig allerdings deren Attraktivität für ausländische 
Unternehmen verringern.

Indiens Strategie als eigener „Pol“ in der Welt

Indiens wirtschaftliche Erfolge haben auch die internationale 
Position des Landes gestärkt. Indien verfolgt seit 1947 eine 
unabhängige Außenpolitik und versteht sich selbst als „Füh-
rungsmacht“ oder als „Pol in einer multipolaren Welt“. Indien 
war einer der Architekten der Blockfreien-Bewegung und gilt 
als Fürsprecher der Entwicklungsländer in den Vereinten Nati-
onen. Dank der Liberalisierung 1991 hat Indien heute ein grö-
ßeres Gewicht in der Weltbank und im Internationalen Wäh-
rungsfonds. Zusammen mit Brasilien, Russland, China und 
Südafrika ist Indien Teil der BRICS-Gruppe, die sich bei ihrer 
Gründung als neues Gegengewicht zu „westlichen“ Nationen 
verstanden hat. Dazu passt, dass Indien sich in den Verein-
ten Nationen bei den Sanktionen gegen Russland der Stimme 
enthalten hat, und nicht etwa mit dem Westen stimmte.

Indien scheint ein Profi teur der Konfrontation zwischen Russ-
land und dem Westen zu sein. Seit Beginn des Krieges in 
der Ukraine haben sich die russischen Ölimporte nach Indi-
en vervielfacht. Die westlichen Sanktionen haben auch den 
International Nord Süd Transport Korridor (INSTC) zwischen 
Russland, Iran und Indien wiederbelebt. Interessanterweise 
hat dies nicht dazu geführt, dass die westlichen Staaten ihre 
Beziehungen zu Indien überdenken; im Gegenteil behalten sie 
ihren Kurs bei. Demnach gilt Indien als strategischer Partner 
mit Blick auf die wachsende Systemkonkurrenz mit China. Die 
USA und die EU haben deshalb ihre Zusammenarbeit mit Indi-
en intensiviert, auch um das Land dabei zu unterstützen, seine 
Abhängigkeit von Russland zu verringern. Entsprechend be-
nennen auch die Indo-Pazifi k Leitlinien der Bundesregierung 
(2020) Indien als einen der zentralen Partner in der Region.

Zurzeit bietet die Krise für Indien die Gelegenheit, seine 
globalen Aufstiegsambitionen voranzutreiben. Mit Blick 

Quelle: Weltbank (2022).

Abbildung 7
Ausländische Direktinvestitionen
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Abbildung 8
Demokratische Entwicklung über die Zeit
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auf China scheint es einen „Freifahrschein“ des Westens 
zu haben und muss keine Sanktionen aufgrund der starken 
Beziehungen zu Russland fürchten. Allerdings gleicht Indi-
ens auf den ersten Blick komfortable Position eher einem 
Drahtseilakt. Sollte sich ein durch Sanktionen geschwäch-
tes Russland künftig stärker an China orientieren, müsste 
Indien seine hohe militärische Abhängigkeit von Russland 
verringern (Wulf, 2022). Dies würde die ohnehin bereits vor-
handene militärische Zusammenarbeit mit den USA und 
anderen westlichen Staaten weiter vertiefen, die allerdings 
mit deutlich höheren Kosten verbunden wäre.

Wechselseitige „Unverzichtbarkeit“

Indiens wirtschaftliche und außenpolitische Ziele lassen sich 
zudem nur mit einem dauerhaften hohen Wirtschaftswachs-
tum erreichen. Europa und die westlichen Industriestaaten 
sind deshalb unverzichtbare Partner für die Modernisierung 
und Entwicklung Indiens. Engere Beziehungen zum Westen 
werden aber unweigerlich problematische Themen wie Men-
schenrechte und Meinungsfreiheit auf die Agenda bringen, 
z. B. in Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit 
der EU (Wagner und Lemke, 2021). Unter diesen Bedingungen 
könnte es für Indien deutlich schwieriger werden, an seinem 
Primat der außenpolitischen Unabhängigkeit festzuhalten.

Zusammenfassend ist Indien für die deutsche Wirtschaft 
noch keine echte Alternative zu China, nicht nur wegen 
der vergleichsweise kleinen Märkte und Defi ziten bei Inf-
rastruktur sowie Bildung. Grenzen setzen auch Unsicher-
heiten, die mit der neuen indischen Wirtschaftspolitik oder 
der Umsetzung der nachhaltigen Lieferketten verbunden 
sind. Mittelfristig bleibt Indien aber ein zentraler Standort 
für die Diversifi zierung der deutschen (bzw. europäischen) 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen. Insofern ist Indien 
für Deutschland und Europa mit Blick auf China ein unver-
zichtbarer, mit Blick auf seine innen- und außenpolitische 
Orientierung zugleich aber auch ein ambivalenter Partner.
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Title: India: An Alternative to China?
Abstract: Tensions in the world economy and European worries about too much economic dependence on China put India into focus. 
18 % of the world population are living there in a democratic state. However, the overall market size is just one fi fth of the Chinese and 
democracy is getting weaker, according to a European understanding. Still, the Indian economy off ers great long-run potential for trade. 
India regards itself to be on par with Europe and acts independently, similar to China. This should be kept in mind when partnership is 
aimed for in economic and political aff airs.
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Das Elektroauto, defi niert als batterieelektrisches Fahrzeug 
(BEV) und Plug-In-Hybrid (PHEV), hatte in Deutschland in 
den vergangenen beiden Jahren eine stürmische Entwick-
lung genommen. Betrug der Anteil an den Pkw-Neuwagen-
zulassungen 2019 noch magere 3 % kletterte der Marktan-
teil 2020 auf 13,5 %. 2021 ging der Siegeszug mit stolzem 
Marktanteil von 26 % weiter. Bisheriger Höhepunkt waren 
28,2 % Marktanteil in den ersten elf Monaten 2022 mit kaum 
glaubbaren 39,4 % Marktanteil im November 2022. Stu-
diert man die Zeitreihe, könnte man zum Schluss kommen, 
Deutschland wird eine Elektroauto-Nation. Getrieben wurde 
der Boom von einer staatlichen Kaufprämie, blumig als Inno-
vationsprämie getauft, die in der Spitze einschließlich eines 
Anteils der Autobauer 9.000 Euro betrug. Zusätzlich haben 
vorteilhafte Strompreise das Fahren mit Elektroauto „ver-
süßt“. Beides steht ab 2023 in großen Teilen zur Disposition. 
Als wäre das noch nicht genug, sind Autobauer mit steigen-
den Kosten von Lithium-Ionen-Batterien konfrontiert. Immer-
hin machen Batteriekosten bis zu 40 % der Gesamtkosten 
eines Elektroautos aus. Der schöne Traum von der Elektro-
auto-Nation Deutschland erhält in Zukunft einen deutlichen 
Dämpfer. Das Ziel der Bundesregierung von 15 Mio. Elektro-
autos auf Deutschlands Straßen 2030 wird deutlich verfehlt.

BEV sind im Vergleich zu entsprechenden Modellen mit Ver-
brennungsmotor immer noch erheblich teurer. Besonders 
bei Klein- und Kompaktfahrzeugen machen sich die Preis-
unterschiede bemerkbar und betragen zwischen 8.000 und 
15.000 Euro. So liegt etwa mit 34.990 Euro der Listenpreis 
des Kleinwagens Fiat 500 in der Elektroversion mit notwen-
diger 42 kWh Batterie um 15.000 Euro über dem vergleich-
baren Hybrid-Benziner. Bei Opel ist der Corsa in vollelek-
trischer Version mit 33.895 Euro um 11.575 Euro teurer als 
der Benziner. Beim Peugeot 208 Elektrik macht der Preis-

unterschied 12.000 Euro aus und das Einstiegs-Elektroauto, 
der Dacia Spring, ist mit 22.500 Euro um 8.200 Euro teurer 
als der Benziner Stepway. Die fünf Modelle stellten 2022 
rund ein Fünftel aller BEV-Neuzulassungen. Ähnliches gilt 
für PHEV-Neuwagen, die einschließlich des Herstelleran-
teils zur staatlichen Kaufprämie mit bis zu 6.500 Euro bei 
der Zulassung bonifi ziert wurden. Diese Beispiele machen 
deutlich, warum bei niedrigen Strompreisen und hohen 
Benzinpreisen die Innovationsprämien in Deutschland die 
Autokäufer:innen animiert haben, Elektroautos zu kaufen. 
Abbildung 1 illustriert die Entwicklung der Marktanteile von 
Elektroautos, BEV und PHEV. Während von 2016 bis 2019 
Elektroautos kaum wahrnehmbar waren, schossen die Ver-
käufe und Neuzulassungen nach 2019 fast schon explosi-
onsartig nach oben. Nach 2021 fl achte das Wachstum der 
Marktanteile bei den vollelektrischen Fahrzeugen deutlich 
ab und Plug-In-Hybride stagnierten nahezu in ihrer Markt-
anteilsentwicklung. Es zeichnete sich bei den vorherrschen-
den Preis-Wert-Relationen und Nutzeneinschätzungen von 
Elektroautos eine Obergrenze beim Marktanteil ab.

Gleichzeitig waren von 2020 bis 2022 wahrnehmbare Ex-
portaktivitäten von in Deutschland neu zugelassenen BEV 
erkennbar. Die Exporte wurden zum Teil dadurch ausgelöst, 
dass bei Gewährung der Innovationsprämie lediglich ei-
ne Haltedauer von sechs Monaten einzuhalten war. Damit 
waren Anreize gegeben nach der Haltedauer Fahrzeuge ins 
Ausland zu verkaufen und in Deutschland die Innovations-
prämie zu nutzen. Besonders bei Tesla hatten sich solche 
Entwicklungen bemerkbar gemacht. Zusätzlich galt bei Tes-
la eine sehr instabile Belieferung der verschiedenen Märkte 
mit Neuwagen mit großen monatlichen Zuteilungssprün-
gen, der aus Shanghai angelandeten Tesla Modelle. Damit 
wären auch ohne Kaufprämien Exportaktivitäten in andere 
EU-Länder beobachtbar gewesen. Klar ist aber, dass bei 
Modellen mit einem Listenpreis bis 40.000 Euro vor Mehr-
wertsteuer die 9.000 Euro Innovationsprämie den Export 
zusätzlich stimuliert hatten. Nach unserer Einschätzung ist 
daher der Marktanteil bei batterieelektrischen Neuwagen in 
Deutschland etwa 2022 um bis zu 1 % künstlich gepushed 
worden. Der „wahre“ Marktanteil der BEV 2022 dürfte da-
mit nicht bei den vom Kraftfahrtbundesamt (KBA) gemes-
sen 15,8 % in Abbildung 1 liegen, sondern unter 15 %. In 
Zukunft fällt der Exportanreiz junger Elektroautos weg, da 
erstens die Haltdauer des Neuwagens auf zwölf Monate ver-
längert und zweitens die Prämienhöhe gesenkt wird. Damit 
sinkt auch der Neuwagen-Marktanteil des Elektroautos. 
Dieser „administrative“ Eff ekt ist einer der Erklärungsfakto-
ren für den Rückgang der Marktanteile beim Elektroauto in 
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Abbildung 1
Marktanteile Elektroautos, BEV, PHEV

in %

Quellen: CAR, KBA.

Tabelle 1
Endkundenpreise von Elektroautos bei 

unterschiedlicher Förderung

Preise gerundet.

Quelle: CAR.
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Preis 
in Euro, 
inkl. 
MwSt.

Preis mit Prämie Preissteigerung

2022 2023 2024 2023/22 2024/22

 in Euro, inkl. MwSt. in %

Dacia Spring 22.500 13.500 15.750 18.000 17 33

Nissan Leaf 33.400 24.400 26.650 28.900 9 18

Opel Corsa e 33.900 24.900 27.150 29.400 9 18

Fiat 500 Elektro 34.990 25.990 28.240 30.490 9 17

ID.3 Pro 38.100 29.100 31.350 33.600 8 15

KIA Niro 47.600 38.600 40.850 43.100 6 12

Polestar 2 51.000 43.500 46.500 51.000 7 17

Tesla 3 AWD 63.500 56.000 59.000 63.500 5 13

BMW iX 40 77.300 69.800 72.800 77.300 4 11Deutschland in den kommenden Jahren. Wenn man so will, 
wird der Marktanteil ab nächstem Jahr „ehrlicher“.

Ein wesentlicher Grund für den Verkaufsrückgang in den 
nächsten Jahren liegt in der Kappung der staatlichen In-
novationsprämie für Elektroautos. Dieser Eff ekt macht sich 
besonders stark bei der Prognose der Marktanteile bei 
den PHEV 2023 bemerkbar, aber auch bei den Neuzulas-
sungen von BEV, wie Abbildung 1 zeigt. Ab dem 1. Januar 
2023 werden gemäß der Richtlinie des BMWK (2022) die 
Förderprämien gleich in mehreren Eckpunkten geändert.

• Ab 1. Januar 2023 werden vollelektrische Neuwagen 
mit einer niedrigeren Innovationprämie bonifi ziert. Beim 
Fahrzeugpreis (vor MwSt.) bis 40.000 Euro beträgt die 
Prämie (inkl. Herstelleranteil) 6.750 Euro und im Preis-
intervall zwischen 40.000 Euro bis 65.000 noch 4.500 
Euro. Ab. 1. Januar 2024 sinkt der Förderanteil weiter 
auf 4.500 Euro für BEV mit Listenpreis bis 40.000 Euro. 
Bei Listenpreisen darüber entfällt die Prämie komplett. 
Tabelle 1 zeigt dazu an Beispielen die Implikationen.

• Ab 1. September 2023 werden gewerbliche Neuzulas-
sungen von vollelektrischen Neuwagen nicht mehr mit 
der Innovationsprämie gefördert. Dies triff t besonders 
Vermieter und damit zu großen Teilen auch Neuzulas-
sungen von Elektroautos bei Auto-Abos.

• Der Prämientopf der Innovationsprämie wurde für 2023 
auf 2,1 Mrd. Euro „gedeckelt“. Für 2024 wurde der För-
dertopf auf 1,3 Mrd. Euro limitiert. Hinweis: In früheren 
Kommentaren und Plänen wurde von einem Prämien-
deckel von insgesamt 2,5 Mrd. Euro gesprochen, der 
auch den Prognosen des Artikels im Handelsblatt (Hu-
bik, 2022) zugrunde lag. In der jetzigen Form beträgt 
der Fördertopf 3,4 Mrd. Euro statt 2,5 Mrd. Euro. Daher 
wurde die Prognose für 2024 angepasst.

• Die Innovationsprämie für Plug-In-Hybride bis zu 
6.750 Euro (Bundesanteil: 4.500 Euro, Herstelleranteil: 
2.250 Euro) wird ab 1.1.2023 komplett gestrichen.

Die Beispiele in Tabelle 1 illustrieren, wie sich die Reduk-
tion der Förderung bei verschiedenen Fahrzeugen auf 
die Endpreise nach Abzug der Innovationsprämie für 
Privatkund:innen auswirken. Bei den Einstiegsmodellen 
im Preisintervall 20.000 Euro bis 35.000 Euro ergeben 
sich für Käufer:innen 2023 Preissteigerungen zwischen 
9 % und 17 % und 2024 zwischen 17 % bis 33 %. Im Preis-
intervall 35.000 bis 51.000 Euro liegen im Mittel Endkun-
denpreiserhöhungen von 7 % (2023) bzw. 15 % (2024) vor. 
Damit erhöht sich der Preisabstand für den Kleinstwagen 
Fiat 500 Elektro zum Verbrenner 2023 um 8.000 Euro und 
2024 gar um 10.000 Euro. Beim Opel Corsa beträgt mit 
der neuen Förderung die Preisdiff erenz zum Benziner 
knapp 5.000 Euro (2023) und 7.000 Euro (2024).

Damit werden gerade die Klein-und Kompaktfahrzeuge 
immer deutlichere Preisnachteile gegenüber dem Benzi-
ner haben. Daher unterstellt die in Abbildung 1 dargestell-
te Prognose, dass die Marktanteile der BEV in der Klein- 
und Kompaktwagenklasse sinken. Knapp die Hälfte der 
2022 neu zugelassenen BEV waren Kleinst-, Klein- und 
Kompaktfahrzeuge einschließlich Kleinst- und Kompakt-
SUV. Die Kürzungen der Förderprämien verursachen da-
mit bei 50 % des BEV-Segments zum Teil erhebliche Teu-
erungen. Elektroautos aus diesen Segmenten erleiden 
damit gegenüber Verbrennern deutlich Wettbewerbs-
nachteile. Bei Mittelklasse- und Oberklassefahrzeugen 
rechnen wir 2023 mit steigenden BEV-Marktanteilen. 
Dies auch deshalb, weil bei diesen Fahrzeugklassen mit 
Sub stitutionseff ekten von Plug-In-Fahrzeugen zu BEV 
gerechnet werden kann. Allerdings reichen die BEV-Zu-
wächse in den höheren Preisklassen nicht aus, um die Ab-
wanderung bei den Kleinst-, Klein- und Kompakt-BEV zu 
kompensieren. Der BEV-Marktanteil fällt 2023 auf 15,0 %. 
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Title: A Drought for Electric Cars Lies Ahead
Abstract: The article analyses the implications of reduced subsidies for electric cars in Germany, to be implemented 2023. In addition 
to high electricity price increases, rising costs for lithium-ion batteries habe cut into the incentive and will lead to decreasing sales of 
electric vehicles in the coming years. The federal government’s objective to have 15 million electric cars on Germany’s roads by 2030 will 
therefore be missed considerably.

Abbildung 2
Pkw-Neuzulassungen Elektroautos, BEV, PHEV

in 1.000 Fahrzeugen

Quellen: CAR, KBA.
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Prognose

Plug-In sind die großen Verlierer der neuen Förderung. Im 
Firmenkundenmarkt hat der PHEV noch eine kleine Über-
lebenschance aufgrund der Besteuerung geldwerter Vor-
teile bei der Privatnutzung von Firmenwagen. Insgesamt 
ist allerdings mit einem deutlichen Einbruch beim PHEV-
Markt zu rechnen (vgl. Abbildung 1). Der große Einbruch 
beim Elektroauto in Deutschland 2023 ist daher durch die 
komplette Streichung der PHEV-Förderung zu erwarten. 
Für 2024 kann man davon ausgehen, dass die weiteren 
Prämienkürzungen die Zahl der neu zugelassenen Elekt-
roautos schrumpfen lassen (vgl. Abbildung 2).

Der Attraktivitätsverlust des Elektroautos in Deutschland 
wird zusätzlich durch divergierende Preisentwicklungen 
bei Energieträgern verstärkt. Rohöl ist gut transportierbar. 
Daher ist der Ölmarkt ein internationaler Markt. Die Preise, 
etwa der Rohölsorte Brent Spar, gelten weltweit und damit 
bewegen sich Benzinpreise und Rohölpreise wie Flüssig-
keiten kommunizierende Röhren. Bei Strom ist das nicht 
der Fall. Die Preise sind von den regionalen Produktions-
kosten abhängig. Und so kann man in USA und China mit 
niedrigen Stromkosten rechnen, aber in Deutschland wird 
man mit hohen Stromkosten als Folge des Ukrainekriegs 
sowie der rigiden deutschen Energiepolitik konfrontiert. 
Zum Jahreswechsel werden die gestiegenen Strompreise 
für die Verbraucher:innen sichtbar. Lag Haushaltsstrom 
Anfang 2022 in vielen Kommunen noch bei rund 0,30 Euro/
kWh, so steigt etwa in München Anfang 2023 der Preis auf 
0,62 Euro/kWh und an Schnellladern waren im Spätherbst 
bereits Preise über 0,70 Euro/kWh üblich. Die Strompreis-
bremse dürfte keine Entlastung bringen, denn sie gilt für 
80 % des Stromverbrauchs und das Laden neuer Elektro-

autos addiert sich zum Stromverbrauch. Das Elektroauto 
hat daher in den nächsten zwei Jahren in Deutschland ei-
nen schweren Stand. Zusätzlich muss bis 2025 mit stärker 
steigenden Kosten bei Lithium-Ionen-Batterien gerechnet 
werden. Die Gründe hierfür sind deutlich gestiegene Roh-
stoff preise bei Batteriematerialien (Lithium-Hydroxid, Ko-
balt, Nickel, Mangan, Phosphor), Kostensteigerungen in 
der Batterieproduktion, insbesondere durch energieinten-
sive Trocknungsprozesse bei der Elektrodenherstellung, 
sowie Angebotsengpässe aufgrund erst langsam anlau-
fender europäischer Batteriezellproduktion. Da bis zu 40 % 
der Produktionskosten eines BEV auf die Batterie entfallen, 
machen etwa 10 % Kostensteigerung bei der Batterie das 
Elektroauto bis zu 4 % teurer. Gekürzte staatliche Förde-
rung, teurer Strom und Preissteigerungen der BEV kündi-
gen eine Dürrezeit für das Elektroauto in Deutschland an. 

Abbildung 2 zeigt die Implikationen der Marktanteilspro-
gnosen aus Abbildung 1 auf die Entwicklung der Neuzu-
lassungen von Elektroautos. Basis für diese Berechnun-
gen sind erwartete Pkw-Neuzulassungen von 2,6 Mio. 
Pkw 2022 sowie 2,73 Mio. und 3,03 Mio. 2023 und 2024. 
Das Elektroauto bewegt sich in Deutschland damit in den 
nächsten Jahren im Rückwärtsgang. Lediglich 455.000 
Elektroautoverkäufe 2024 und 508.000 2023 sind gegen-
über den 741.000 Neuzulassungen 2022 zu erwarten. Da-
mit ist das Ziel der 15 Mio. Elektroautos auf Deutschlands 
Straßen 2030 „beerdigt“. Ende 2022 werden 1,8 Mio. 
Elektroautos auf Deutschlands Straßen fahren. Addiert 
man die Prognosen aus Abbildung 2 dazu sind Ende 2024 
gerade 2,75 Mio. im Pkw-Bestand. Dabei sind mögliche 
Verschrottungen und Exporte von Gebrauchtwagen noch 
nicht berücksichtigt. Selbst wenn man ab 2025 jährlich 
800.000 Elektroautos neu auf die Straße bringen würde, 
wäre man gerade mal bei 7,5 Mio. Elektroautos im Be-
stand. Die ambitionierten Elektroautoziele in Berlin wer-
den durch die Kappung der Förderung, die hohen Strom-
preise und steigende Batteriekosten Makulatur.
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tatsächliche Zahl der Infektionen nur schwer nachvoll-
ziehen, auch weil der Umfang der Testungen drastisch 
reduziert wurde. Offi  zielle Zahlen unterschätzen das 
Ausmaß der Infektionen off enbar massiv. Gerade die äl-
tere Bevölkerung weist in China noch eine recht geringe 
Impfquote auf. Lediglich 40 % der über 80-Jährigen ha-
ben mindestens drei COVID-19-Impfungen erhalten und 
Booster-Impfungen liegen häufi g sehr weit zurück. Die 
im Vergleich zu den heimischen Impfstoff en vermeintlich 
eff ektiveren ausländischen Präparate sind in China bis 
heute nicht zugelassen. In der Folge ist das Gesund-
heitssystem bereits erheblich belastet und es wird von 
Engpässen in der Medikamentenversorgung berichtet 
(Economist, 2022). Demnach könnte die Zahl der Todes-
opfer in Verbindung mit COVID-19 im ungünstigen Fall 
innerhalb der nächsten Monate auf 1,5 Mio. steigen.

Vor diesem Hintergrund wird die wirtschaftliche Entwick-
lung in China wohl in der nächsten Zeit weiter gebremst 
werden. Vor dem Politikwechsel hatten restriktive Mobili-
tätsbestimmungen und Lockdowns zur Eindämmung der 
Infektionen auf die wirtschaftliche Aktivität gedrückt. So 
gingen im November die Einzelhandelsumsätze im Ver-

© Der/die Autor:in 2023. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Abbildung 1
Bruttoinlandsprodukt China

Quartalsdaten, Veränderung gegenüber dem Vorquartal. Gerahmt: Jah-
resdaten, Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %.

Quelle: National Bureau of Statistics, China.

Die chinesische Konjunktur wurde auch im vergangenen 
Jahr stark von der Coronapandemie beeinfl usst. Maßgeb-
lich hierfür war die strikte Null-COVID-Strategie. Umfang-
reiche Kontrollen und extrem restriktive Regeln im Perso-
nenverkehr mit dem Ausland bremsten die wirtschaftliche 
Aktivität. Vor allem aber führten strikte Lockdowns, die 
schon beim Auftreten weniger Fälle ergriff en wurden und 
auch große und wirtschaftsstarke Regionen betrafen, 
zeitweise zu starken wirtschaftlichen Beeinträchtigungen. 
So ging das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Frühjahr 2022 
erneut stark zurück, gefolgt von einem kräftigen Wieder-
anstieg im dritten Quartal. Im Herbst stieg die Zahl der 
COVID-19-Infektionen abermals an, worauf die Regie-
rung zunächst wieder mit Mobilitätsbeschränkungen und 
Lockdowns reagierte. Diese Stop-and-Go-Konjunktur 
prägte die wirtschaftliche Entwicklung in China seit Aus-
bruch der Pandemie (vgl. Abbildung 1) und hatte beträcht-
liche Auswirkungen auf die übrige Welt, trug sie doch er-
heblich zu den globalen Lieferengpässen bei.

Anfang Dezember 2022 vollzog die chinesische Regie-
rung jedoch eine Wende in ihrer COVID-Politik und lo-
ckerte trotz weiter steigender Infektionen sukzessive 
viele Bestimmungen, die zur Eindämmung der Pandemie 
eingeführt worden waren. So wurden Quarantänebe-
stimmungen für Einreisende aus dem Ausland erheblich 
gemildert und inländische Reisebeschränkungen, CO-
VID-19-Massentestungen und die Politik der Lockdowns 
weitgehend ausgesetzt. Zu Beginn 2023 folgten weitere 
Lockerungen und auch der internationale Flug- und Rei-
severkehr soll wieder ohne signifi kante Einschränkungen 
möglich sein. Die plötzliche Abkehr von der Null-COVID-
Strategie ist sowohl ein Risiko als auch eine Chance für 
die Entwicklung der chinesischen Wirtschaft.

Problematisch ist, dass sich in einer Bevölkerung, die 
überwiegend noch keinen Kontakt mit dem Virus hatte, 
off enbar eine enorme Infektionswelle entwickelt. Inner-
halb weniger Wochen hat sich China von einem Land 
mit einer im Vergleich zur Bevölkerungsgröße sehr nied-
rigen Zahl an Infektionen zu einem der größten COVID-
19-Hotspots der Welt entwickelt. Derzeit lässt sich die 
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höhen und damit Aufwärtsdruck auf die derzeit ohnehin 
hohen Preise ausüben. Zwar hat China seine Energie-
importe in den vergangenen Monaten zunehmend aus 
Russland bezogen, wo infolge rückläufi ger Nachfrage 
aus Europa weitere Kapazitäten frei werden. Gleichwohl 
könnten sich weltweit neuerliche Anspannungen an den 
Energiemärkten ergeben. Dies gilt insbesondere für 
den Fall, dass sich im Verlauf des Jahres 2023 eine sehr 
kräftige Konjunkturerholung in China einstellt. Damit ist 
jedoch wohl nicht zu rechnen, denn neben COVID-19 
gibt es noch weitere Faktoren, die derzeit die wirtschaft-
liche Dynamik in China dämpfen.

Insbesondere ist die Immobilienkrise noch nicht über-
wunden. Die Zahl der neuen Baumaßnahmen liegt ak-
tuell rund 50 % niedriger als 2021 und auch die Preise 
für Wohnungen sind zuletzt weiter gefallen (vgl. Abbil-
dung 2). Der direkte und indirekte Beitrag des Immo-
biliensektors zum chinesischen BIP beträgt rund 25 % 
und die gesamtwirtschaftliche Entwicklung wird daher 
im erheblichen Maße von der Konjunktur in diesem Be-
reich beeinfl usst. Immobilien sind darüber hinaus die 
wichtigsten Vermögenswerte für chinesische Haus-
halte. Rund 70 % der Vermögen wurden 2020 in Form 
von Immobilien gehalten. Die Immobilienkrise hat daher 
auch entsprechend großen Einfl uss auf die Vermögen 
der Haushalte und den damit verbundenen inländischen 
Konsum. Im November wurde ein 16-Punkte-Plan zur 
Stabilisierung des Immobilienmarkts bekanntgegeben, 
der zusätzliche Maßnahmen zur Stützung des Immo-
biliensektors enthält. Die beschlossenen Maßnahmen 
zielen insbesondere darauf ab, den Finanzierungseng-
pässen bei den Immobilienentwicklern zu begegnen 
und die Fertigstellung von unvollendeten Projekten zu 
ermöglichen, um auf diese Weise die Verunsicherung 
der Käufer:innen zu verringern, die 2022 das Vertrauen 
in eine vertragsgerechte Abwicklung der Baumaßnah-
men verloren haben. Ob die beschlossenen Maßnah-
men ausreichen werden, das Vertrauen in die langfristi-
ge Wertbeständigkeit von Immobilien kurzfristig wieder-
herzustellen, und eine rasche Trendwende am Immobili-
enmarkt zu erreichen, darf allerdings bezweifelt werden.

Klaus-Jürgen Gern, Jan Reents

Kiel Institut für Weltwirtschaft 
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gleich zum Vorjahr um knapp 6 % zurück und die Indust-
rieproduktion expandierte mit 2,2 % nur noch wenig. Der 
Außenhandel schwächte sich ebenfalls deutlich ab. Die 
nominalen Ausfuhren waren im November um 8,7 % nied-
riger als ein Jahr zuvor, die Einfuhren gingen sogar um 
10,6 % zurück. Seit Ende der Null-COVID-Politik wird die 
Konjunktur dadurch belastet, dass die Konsument:innen 
bemüht sind, eine Ansteckung durch die Reduzierung 
von Kontakten zu vermeiden. Auf der Produktionsseite 
dürfte ein hoher Krankenstand bremsen. Bereits verfüg-
bare Indikatoren wie das Verkehrsaufkommen in den gro-
ßen chinesischen Städten, die Nutzung öff entlicher Ver-
kehrsmittel und die Zahl der inländischen Flüge sind seit 
Anfang Dezember jedenfalls deutlich zurückgegangen 
(Bloomberg, 2022). Der Caixin Einkaufsmanagerindex 
lag im Dezember sowohl für das Verarbeitende Gewerbe 
als auch für den Dienstleistungssektor deutlich unter der 
Schwelle von 50 Punkten und signalisiert damit eine kon-
junkturelle Abschwächung.

Wirtschaftlich positiv wirkt die Abkehr von der Null-CO-
VID-Politik dadurch, dass mit umfangreichen Lockdowns 
und damit verbundenen Produktionseinbrüchen nun nicht 
mehr zu rechnen ist. Damit ist die Grundlage für eine ste-
tige Expansion der Produktion gelegt, die an Fahrt gewin-
nen dürfte, wenn die derzeitige COVID-19-Welle – ver-
mutlich im Frühjahr – ihren Höhepunkt überschritten hat. 
Für die Weltwirtschaft ist damit voraussichtlich ein wieder 
stetigerer Strom von Vorleistungen und Endprodukten 
verbunden, sodass die Lieferengpässe, welche die Welt-
konjunktur in den Jahren 2021 und 2022 gebremst haben, 
wohl weiter an Bedeutung verlieren werden.

Gleichzeitig würde ein konjunktureller Aufschwung in 
China die globale Nachfrage nach Energierohstoff en er-

Abbildung 2
Immobilienpreise neu errichteter Wohnimmobilien

Veränderung gegenüber dem Vormonat.

Quelle: National Bureau of Statistics, China.
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